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Ziel der König-Baudouin-Stiftung, der Migration Policy 
Group und ihrer Partner war es herauszufinden, ob 
integrationspolitische Maßnahmen die Hoffnungen und 
Bedürfnisse von Zuwanderern in Europa erfüllen. Sie 
wollten außerdem prüfen, ob es mit Hilfe einer gezielten 
Umfrage, einem zu selten eingesetzten Instrument, 
möglich ist, die persönlichen Erfahrungen einer so 
vielfältigen und so schwer zu erreichenden Gruppe wie 
den Zuwanderern aus Nicht-EU-Ländern zu sammeln. 
Ergebnis dieses Projekts ist der Immigrant Citizens 
Survey, eine Erhebung, die in 15 Städten in 7 
europäischen Ländern durchgeführt wurde. 

Der Immigrant Citizens Survey ist Teil der Bemühungen 
der König-Baudouin-Stiftung, die Stimme der 
Zuwanderer in der öffentlichen Diskussion über 
Migration und Integration zu Gehör zu bringen. 
Zuwanderer stehen in zahlreichen EU-Mitgliedstaaten 
im Zentrum dieser Debatten, sind aber selbst darin 
kaum vertreten. Während in diesen Debatten häufig bei 
der breiten Öffentlichkeit durchgeführte 
Meinungsumfragen verwendet werden, sind nur wenige 
bei Zuwanderern durchgeführte Erhebungen verfügbar. 
Die König-Baudouin-Stiftung und die beiden 
kofinanzierenden Stiftungen Oak Foundation und 
Calouste Gulbenkian Foundation freuten sich deshalb 
über die zusätzliche finanzielle Unterstützung durch die 
Europäische Kommission, die für die erstmalige 
Durchführung dieser Erhebung erforderlich war. 

Das Unterfangen nahm ein Jahr in Anspruch und 
lieferte bemerkenswerte Ergebnisse. Während sich die 
öffentliche Debatte vor allem auf Integrationsprobleme 
und nur wenig auf die Erfolge konzentriert, gibt die 
Erhebung ein anderes Bild wider. Zuwanderer sehen 
ihre Situation und ihre Erfahrung mit 
integrationspolitischen Maßnahmen positiver als man 
erwarten könnte: sie schätzen bestimmte 
Integrationsangebote (Sprach- und Integrationskurse im 
Land), möchten Teil der Gesellschaft sein, in der sie 
leben (Interesse am Spracherwerb, am Wahlrecht, an 
einem Daueraufenthalt und an der Staatsangehörigkeit) 
und sind generell genauso zufrieden mit ihrem Leben 
wie die meisten Menschen im betreffenden Land. 
 
Neben diesen positiven Aspekten zeigt die Erhebung 
auch zahlreiche Probleme auf, mit denen Zuwanderer 
konfrontiert sind. Hier sei daran erinnert, dass sich der 

Immigrant Citizens Survey auf die allgemeine Situation 
von Zuwanderern der ersten Generation konzentriert, 
die außerhalb der EU geboren sind und sich rechtmäßig 
im Land aufhalten. Andere Untersuchungen, die sich 
mit spezifischen Zuwanderergruppen befasst haben, 
ergeben ein teilweise anderes Bild. Dennoch 
unterstreicht die vorliegende Studie, dass Probleme in 
verschiedenen Migrantengruppen nicht generell auf die 
Mehrzahl der Zuwanderer der ersten Generation 
übertragen werden können.
 
Diese Publikation ist nur ein erster Schritt in der Analyse 
sämtlicher Ergebnisse der Erhebung. In den 
kommenden Monaten werden die Ergebnisse weiter 
analysiert werden. Dabei wird es sowohl um detaillierte 
Analysen für bestimmte Zuwanderergruppen, Städte 
und Länder gehen wie um Vergleiche mit anderen 
Studien wie dem Migrant Integration Policy Index 
(MIPEX – Index Integration und Migration). Und 
schließlich wird die Evaluation der Methodik dieser 
Erhebung dazu beitragen, zu Verbesserungen und zur 
Durchführung anderer Erhebungen anzuregen. 

Wir hoffen, dass Akteure aus Regierungs- und Nicht-
Regierungskreisen den Immigrant Citizens Survey als 
Datenquelle und als Beispiel nutzen werden. Sie 
können mit Zuwanderern und Migrantenorganisationen 
über die Ergebnisse diskutieren und auf umfassenderen 
Informationen beruhende, wirksamere Maßnahmen 
empfehlen. Außerdem können politische Akteure die 
Öffentlichkeit besser über Integration informieren. Die 
Ergebnisse stellen eine Gelegenheit dar, mehr über 
Zuwanderer als Menschen zu sprechen, die mit 
Realitäten und Entscheidungen konfrontiert sind, die 
nicht sehr weit vom Leben der meisten Menschen 
entfernt sind.

Wir möchten an dieser Stelle den 19 
Partnerorganisationen des Immigrant Citizens Survey 
für die hervorragende Zusammenarbeit danken. Ohne 
den intensiven Einsatz aller Partner für die 
wissenschaftliche Arbeit, die Umfragen und die 
Herstellung der Kontakte wäre diese wegbereitende 
Erhebung nicht möglich gewesen. 

König-Baudouin-Stiftung und Migration Policy Group
Mai 2012

Vorwort
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Die wichtigsten  
Ergebnisse

Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt unterscheiden sich häufig je nach Region, sie 
reichen von einer geringen Zahl von Arbeitsverträgen in Südeuropa zu 
Diskriminierung und Misstrauen gegenüber ausländischen Qualifikationen in 
Nordeuropa.

Für Zuwanderer ist das Hauptproblem die Sicherheit des Arbeitsplatzes. 

25 – 33 % der arbeitenden Zuwanderer fühlen sich überqualifiziert für ihre Tätigkeit.

Ausgebildete Zuwanderer erreichen häufig die Anerkennung ihrer im Ausland 
erworbenen Qualifikationen, wenn sie einen entsprechenden Antrag stellen. Dies 
tun aber wenige.

Die meisten Zuwanderer im arbeitsfähigen Alter sind an mehr Aus- und 
Fortbildung interessiert.

Zuwanderer haben mehr Probleme als die meisten Menschen im Land, Ausbildung, 
Arbeit und Familienleben miteinander zu vereinbaren.

Zuwanderer sprechen normalerweise mehr Sprachen als die durchschnittliche 
Bevölkerung in ihrem Aufenthaltsland.

Für Zuwanderer ist – wie für die meisten Menschen – Zeit das hauptsächliche 
Problem für das Erlernen einer neuen Sprache.

Für Zuwanderer kann es schwieriger sein, Informationen über Lernangebote zu 
erhalten als für die allgemeine Bevölkerung.

Eine breite Spanne von Zuwanderern hat an Sprach- oder Integrationskursen 
teilgenommen. 

Die Befragten halten Kurse für das Erlernen der Sprache und häufig für die 
sozioökonomische Integration für sehr nützlich.

Die meisten Zuwanderer sind daran interessiert zu wählen (häufig im gleichen 
Maße wie die Mehrheitsbevölkerung). 

Die meisten Zuwanderer möchten mehr Diversität in der Politik – und viele sind 
bereit, hierfür ihre Stimme abzugeben. 

Die allgemeinere Partizipation der Zuwanderer am gesellschaftlichen Leben ist je 
nach Stadt und Organisation unterschiedlich.

Ob Zuwanderer nichtstaatliche Migrantenorganisationen kennen oder sich an 
solchen beteiligen, hängt von ihrem lokalen und nationalen Kontext ab. 

Arbeitsmarkt

Sprachen

Bürgerschaftliche 
und politische  
Partizipation
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Familienzu-
sammenführung

Dauerauf-
enthalt

Staatsange-
hörigkeit

Nur eine begrenzte Anzahl von Zuwanderern der ersten Generation war 
je von ihrem Partner/ihrer Partnerin oder ihren Kindern getrennt.

Die Mehrheit der Familien, die getrennt waren, lebt in den meisten an der 
Umfrage beteiligten Ländern bereits wieder zusammen.

Die meisten der derzeit getrennt von ihren Familien lebenden 
Zuwanderer wollen keine Familienzusammenführung beantragen; einige 
aus familiären Gründen, aber andere wegen politischer Hindernisse.

Für die Zuwanderer trägt die Familienzusammenführung zu einem 
besseren Familienleben, einem stärkeren Zugehörigkeitsgefühl und 
manchmal einer Verbesserung in Bezug auf andere Integrationsaspekte 
bei.

Zwischen 80 - 95 % der Zuwanderer haben einen Daueraufenthaltstitel 
oder möchten ihn erwerben.

Auch die meisten Zuwanderer mit befristetem Aufenthaltsstatus in 
neuen Einwanderungsländern möchten einen Daueraufenthaltstitel 
erlangen.

Im Durchschnitt werden die Anträge bald nach Ablauf des 
Mindestaufenthaltszeitraums gestellt.

Die vorzulegenden Dokumente und der Spielraum der Behörden werden 
in bestimmten Ländern als Hauptprobleme für Antragsteller genannt.

Ein Daueraufenthaltstitel hilft den meisten Zuwanderern, einen besseren 
Arbeitsplatz zu bekommen und sich stärker zugehörig zu fühlen. 

Rund 3 von 4 Zuwanderern haben die Staatsangehörigkeit oder möchten 
sie erwerben. 

Die wenigen, die kein Interesse an der Staatsangehörigkeit haben, sehen 
häufig keinen Unterschied zu ihrem jetzigen Status oder sind mit 
spezifischen politischen Hindernissen konfrontiert. 

Wichtige Gründe für eine Nichteinbürgerung sind in Frankreich die 
schwierigen Verfahrensweisen und in Deutschland die Einschränkungen 
in Bezug auf die doppelte Staatsangehörigkeit. 

Die Einbürgerung ist in etablierten Einwanderungsländern sowie in 
Ungarn und Spanien bei Personengruppen mit erleichterten 
Zugangsbedingungen verbreiteter.

Zuwanderer, die zu einer Einbürgerung berechtigt sind, stellen häufig erst 
nach Jahren einen Antrag. 

Die Staatsangehörigkeit verstärkt das Gefühl der Zuwanderer, im Land 
zuhause zu sein, hilft ihnen, bessere Arbeitsplätze zu finden, und sogar ihr 
Bildungsniveau zu verbessern und ihre Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben zu vergrößern. 
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Die wichtigsten Ergebnisse

Hintergrundinformationen

Gründe für Nicht-Partizipation

Partizipationshindernisse

Wahrgenommene Auswirkungen 
auf das Leben der Menschen

Zielsetzungen

Kenntnisstand

Dauer und Zeit
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Ziel der vorliegenden, neuartigen europäischen Erhebung, die 

unter der Leitung der König-Baudouin-Stiftung und der 

Migration Policy Group erstellt wurde, ist es, Zuwanderern bei 

der Entwicklung von integrationspolitischen Maßnahmen 

mehr Gehör zu verschaffen. 

Akteuren, die im Bereich der Integration tätig sind, stehen 

verschiedene Informationsinstrumente zu den nationalen 

integrationspolitischen Maßnahmen und dem jeweiligen 

Stand der Integration in ganz Europa zur Verfügung. Der 

Migrant Integration Policy Index (MIPEX) verwendet 148 

Politikindikatoren, um zu analysieren, ob die nationalen 

Politiken gleiche Rechte, Pflichten und Möglichkeiten für 

reguläre Zuwanderer garantieren. Allerdings erfahren die 

Verantwortlichen auf diesem Wege weder, ob die 

Maßnahmen die beabsichtigte Wirkung auf die Menschen 

haben, noch aus welchen Gründen. Die Europäischen 

Indikatoren für die Integration von Migranten (European 

Indicators of Migrant Integration, auch bekannt als 

Saragossa-Indikatoren) umfassen 14 wichtige 

Ergebnisindikatoren, um zu analysieren, ob ausländische 

oder im Ausland geborene Personen in der Gesellschaft im 

Hinblick auf Beschäftigung, soziale Integration, Bildung und 

aktive Staatsbürgerschaft gleichgestellt sind. Aber auch diese 

Ergebnisindikatoren geben den Integrationsakteuren keine 

genauere Vorstellung davon, ob und aus welchen Gründen 

diese Maßnahmen die beabsichtigte (oder unbeabsichtigte) 

Wirkung erzielen oder nicht. Für die Erfassung der 

unterschiedlichen Gründe und Zusammenhänge, die den 

Integrationsprozess bestimmen, reichen Indikatoren alleine 

nicht aus. Zusätzliche Daten- und Analysearten sind 

erforderlich, um zu evaluieren, wie integrationspolitische 

Maßnahmen mit zahlreichen anderen politischen, 

gesellschaftlichen und individuellen Faktoren 

zusammenwirken und den Integrationsprozess beeinflussen. 

Eine Erhebung ist ein nützliches Instrument, um politische 

Auswirkungen zu evaluieren und die Integration als einen in 

zwei Richtungen verlaufenden Prozess zu verfolgen. Sehr 

häufig hört man allerdings nur von einer Seite dieses 

Prozesses: der allgemeinen Öffentlichkeit. Zahlreiche 

Erhebungen auf nationaler oder EU-Ebene bestätigen die 

Ansichten der Durchschnittsbevölkerung dazu, was 

Zuwanderer tun oder tun sollten und was die Regierung in 

Bezug auf die Zuwanderer tut oder tun sollte. Diese 

Umfrageergebnisse sind für eine Evaluierung der 

Auswirkungen der Integrationspolitik und eine Verbesserung 

der Integrationsergebnisse von geringem Nutzen. 

Zuwanderer selbst wurden bislang nicht als 

Informationsquelle für Verbesserungen integrations-

politischer Maßnahmen genutzt. Die meisten allgemeinen 

Umfragen schließen zu wenige Zuwanderer ein. Nicht-EU-

Bürger können ausgenommen sein. Erhebungen auf 

nationaler und EU-Ebene haben selten die erforderlichen 

spezifischen Zielsetzungen und Budgets, um eine 

repräsentative Stichprobe von Zuwanderern zu erhalten. 

Besondere Umfragen unter Zuwanderern – eine mögliche 

Abhilfe für diese Problematik — sind eher selten, allgemein 

ausgerichtet und bieten keine Vergleichsmöglichkeit zwischen 

den verschiedenen Ländern. Im Laufe des ICS-Projekts 

wurden 42 bestehende, bei Zuwanderern durchgeführte 

nationale und internationale Erhebungen aus Europa, 

Australien, Kanada, Neuseeland und den USA ausgewertet.1  

Bei den meisten gezielten Umfragen werden den 

Zuwanderern die gleichen allgemeinen Fragen gestellt wie der 

Mehrheitsbevölkerung. Spezifischere Fragen konzentrieren 

sich häufig auf allgemeine Meinungen der Zuwanderer oder 

die Partizipation. Diese Erhebungen beziehen sich häufig 

nicht direkt auf spezifische integrationspolitische Maßnahmen 

und Angebote. Nur wenige Zuwanderer werden zu ihren 

Erfahrungen oder ihrer Wahrnehmung der Auswirkungen 

spezifischer Maßnahmen auf ihre gesellschaftliche Integration 

befragt. In solchen Fällen sind die Fragen teilweise vage, im 

Tonfall von Kundenzufriedenheitsumfragen formuliert wie: War 

dieses Angebot „hilfreich“, „nützlich“ oder „zufriedenstellend“? 

Für die Befragten und für die Nutzer der Umfrage ist es 

schwierig, die Bedeutung solcher Fragen zu interpretieren, da 

keine Verbindung zum Zweck der betreffenden Maßnahme 

hergestellt wird: War dieses Angebot hilfreich, um eine 

Wohnung zu finden? Einen Arbeitsplatz zu bekommen? 

Stärker am Leben ihrer Gemeinschaft teilzunehmen?

Die wenigen guten Beispiele für Erhebungen bei 

Zuwanderern auf europäischer Ebene konzentrieren sich auf 

bestimmte Bereiche der Integrationspolitik. Im Rahmen der 

ersten jemals durchgeführten EU-weiten Erhebung bei 

Zuwanderern, der von der Agentur der Europäischen Union 

für Grundrechte 2008 durchgeführten EU-MIDIS-Studie, 

wurden bestimmte Gruppen zu ihren Wahrnehmungen und 

ihren Erfahrungen als Opfer von Diskriminierung und Gewalt 

befragt. Die Arbeitskräfteerhebung der EU (Labour Force 

Survey) verbessert ihr Ad-hoc-Modul zur Arbeits-

marktsituation von Zuwanderern für 2014. Das von der 

Europäischen Kommission finanzierte Localmultidem-Projekt 

konzentrierte sich auf die politische Partizipation und aktive 

Einleitung

1. Die PROMINSTAT-Datenbank ist ein umfassendes Bestandsverzeichnis von 
statistischen Datensätzen zu Migration, Integration und Diskriminierung in Europa und 
enthält derzeit Beschreibungen von über 1200 statistischen Datensätzen. 
www.prominstat.eu/prominstat/database 
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Staatsbürgerschaft von Zuwanderern in verschiedenen 

europäischen Städten. Andere nützliche Erhebungen sind 

qualitativer Art (z. B. Mai 2011, Qualitative Eurobarometer-

Erhebung zur Integration von Migranten; 2008, Highly Active 

Immigrants, auch bekannt als POLITIS-Projekt). 

Insgesamt ist nach wie vor wenig darüber bekannt, wie 

Zuwanderer bewerten, was sie selbst, die Regierung und die 

breite Öffentlichkeit in Bezug auf die Integration tun. Folglich 

werden die Maßnahmen und Angebote häufig auf der Basis 

einer begrenzten Einschätzung der Bedürfnisse, Erfahrungen 

und Bestrebungen der Zuwanderer oder der Auswirkungen 

bestehender Maßnahmen auf ihr Leben konzipiert. Diese 

Wissenslücke betrifft Politiker ebenso wie Meinungsführer, 

Forscher, Dienstleister und die Zuwanderer selbst.

Eine Möglichkeit für Akteure im Bereich der Integration, ein 

genaueres Bild von den Auswirkungen ihrer 

integrationspolitischen Maßnahmen zu bekommen, besteht 

darin, die Zuwanderer selbst zu befragen. Der Immigrant 

Citizens Survey (ICS) ist die erste staatenübergreifende 

Erhebung mit direkter Relevanz für Entscheidungsträger 

in zahlreichen Bereichen der Integration auf lokaler, 

nationaler und europäischer Ebene. Diese Befragung von 

nicht in der EU geborenen Zuwanderern in 15 Städten in 7 

EU-Mitgliedstaaten war umfassend genug, um die 

Erfahrungen der Menschen zu sammeln, deren Leben durch 

die Politiken, die in Europa diskutiert werden, bestimmt wird. 

Die Konzeption der Erhebung orientierte sich an 

Bedarfsbewertungen, Kunden-Feedback oder 

Bürgerbefragungen, deren Ziel es ist, gesellschaftliche 

Probleme anzugehen und die generelle Zufriedenheit in der 

Gesellschaft zu verbessern. Die Zuwanderer wurden dazu 

befragt, ob Maßnahmen ihrer Meinung nach relevant sind, 

umgesetzt und angewendet werden und Auswirkungen auf 

ihr eigenes Leben haben.

Obwohl Integration ein lokaler Prozess ist, werden viele 

politische Maßnahmen auf nationaler Ebene durchgeführt und 

in zunehmendem Maße von EU-Rechtsvorschriften und 

europäischen Trends beeinflusst. Die Art der Umsetzung 

nationaler und europäischer Politiken auf der lokalen Ebene 

kann von Stadt zu Stadt unterschiedlich sein. Um zu 

evaluieren, welche politischen Maßnahmen die Integration 

verbessern, wurden in den verschiedenen Städten und 

Ländern den gleichen Zuwanderergruppen die gleichen 

Fragen auf die gleiche Weise gestellt. 18 wichtige allgemeine 

europäische Erhebungen aus den vergangenen fünf Jahren 

wurden ausgewertet. Eine Reihe von Fragen wurde in den ICS 

übernommen, um die Erfahrungen der befragten Zuwanderer 

in diesen Städten mit denen der Gesamtbevölkerung im 

betreffenden Land vergleichen zu können. Hierzu gehören die 

Eurobarometer-Erhebungen, der European Social Survey, die 

Europäische Wertestudie (European Values Study, EVS) und 

die Europäische Erhebung zur Lebensqualität (European 

Quality of Life Survey, EQLS). Auffallende Ähnlichkeiten und 

Unterschiede zeigen sich in verschiedenen Lebensbereichen 

zwischen den lokalen und den nationalen Erfahrungen.

Die Erhebung wurde in den folgenden Ländern und Städten 

durchgeführt: 

• Belgien (Antwerpen, Brüssel, Lüttich) 

• Frankreich (Lyon und Paris)

• Deutschland (Berlin und Stuttgart)

• Ungarn (Budapest) 

• Italien (Mailand und Neapel) 

• Portugal (Faro, Lissabon und Setubal) 

• Spanien (Barcelona und Madrid)

Die Befragung war in mehrere Abschnitte unterteilt, die 

jeweils einem anderen Integrationsbereich gewidmet waren:

• Arbeitsmarkt 

• Sprachen 

• Bürgerschaftliche und politische Partizipation 

• Familienzusammenführung 

• Daueraufenthalt 

• Staatsangehörigkeit 

In jedem Abschnitt wurden den Zuwanderern als früheren 

oder potenziellen Begünstigten verschiedener politischer 

Maßnahmen und Angebote die gleichen Arten von Fragen 

gestellt:

• Hintergrundfragen 

• Aktueller Grad der Zufriedenheit

• Zielsetzungen für die Zukunft 

• Kenntnis der betreffenden Politik 

• Gründe gegen eine Partizipation

• Probleme der Partizipation

•  Wahrgenommene Auswirkungen auf das Leben der 

Befragten 

Die an dem Projekt beteiligten wissenschaftlichen Partner 

gehören zu den erfahrensten auf dem Gebiet der Befragung 

von Zuwanderern. Außerdem arbeitete das Team mit 

nationalen, zivilgesellschaftlichen Akteuren zusammen, um 

sicherzustellen, dass die Ergebnisse von politischen 

Entscheidungsträgern, Praktikern und Zuwanderern einfach 

benutzt werden können.

Ziel der König-Baudouin-Stiftung und der Migration Policy 

Group war es, mit den ICS-Ergebnissen:

1. das Wissen über die Bedürfnisse, Erfahrungen und 

Zielsetzungen von Zuwanderern und der Auswirkungen 

politischer Maßnahmen zu erhöhen;

2. politische Entscheidungsträger bei der Schaffung 

effizienterer integrationspolitischer Maßnahmen und der 

Behandlung anderer Faktoren, die den 

Integrationsprozess beeinflussen, zu unterstützen;

3. den Wert von Zuwandererbefragungen als Informations-

grundlage für politische Maßnahmen und den 

öffentlichen Diskurs deutlich zu machen.
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Zielgruppe der Befragung

Nicht aus der EU stammende Ausländer mit regulärem 
Aufenthaltsstatus und Eingebürgerte sind als direkte 
Zielgruppe der breiten Spanne integrations politischer 
Maßnahmen in den meisten EU-Mitgliedstaaten eine 
wichtige Informationsquelle und können über wertvolle 
praktische Erfahrungen berichten. Die Zielpopulation des 
Immigrant Citizens Survey (ICS) war folgendermaßen 
definiert:
• nicht im Land geboren (Zuwanderer der ersten 

Generation)
• auf dem Gebiet eines anderen Staates als den EU/

EWR-Staaten und der Schweiz geboren 
• seit mehr als einem Jahr im Land ansässig 
• Besitz oder Erneuerung eines rechtmäßigen 

Aufenthaltsstatus
• 15 Jahre und älter

Die ICS-Stichprobe beinhaltet Personen mit allen 
Aufenthaltsstatus-Arten. Um die Vergleichbarkeit zwischen 
den verschiedenen Ländern zu gewährleisten, waren im 
Land geborene Zuwanderer der zweiten Generation und 
Zuwanderer, die über keinen regulären Aufenthaltsstatus 
verfügten, aus der Stichprobe ausgeschlossen.
Bei den sieben Ländern, die an der Studie teilnahmen, 
handelt es sich nicht nur um die Mehrzahl der wichtigsten 
europäischen Einwanderungsländer, sondern auch um 
eine Mischung aus alten und neuen Zuwanderungs-
ländern aus den verschiedenen Regionen Europas. In den 
einzelnen Ländern wurden Städte mit einer hohen Nicht-
EU-Bevölkerung ausgewählt; dies hing von der Größe und 
der Verteilung der Zuwandererbevölkerung des jeweiligen 
Landes und der Vielfalt des lokalen und regionalen 
Kontextes ab. Als Minimum wurden 300 bis 400 
erfolgreiche Interviews pro Stadt definiert, damit die 
Ergebnisse als statistisch repräsentativ und innerhalb des 
effizienten Bereichs im Hinblick auf den Vertrauensbereich 
(Stichprobenfehler) angesehen werden können.

Vergleichbare Methode für die 
Zusammenstellung der Stichprobe

Das Localmultidem-Projekt liefert die Grundlage für die 
Stichprobenverfahren der ICS-Erhebung und die meisten 
wissenschaftlichen Partner des Projekts. Die 
vergleichbaren ICS-Leitlinien erforderten die Verwendung 
einer geschichteten Zufallsstichprobe. Die Stichprobe 
sollte vorzugsweise auf dem Geburtsland oder – falls nicht 
möglich – auf der Nationalität basieren. Die Stichprobe 
wurde aus den besten verfügbaren nationalen Quellen 
zusammengestellt – Volkszählungen, lokale Melderegister 

oder andere Register -, um die nicht in der EU geborene 
zugewanderte Bevölkerung bestmöglich zu erfassen. 
Besondere Aufmerksamkeit wurde einer Erhöhung der 
Antwortquote dieser spezifischen, schwer zu erreichenden 
Bevölkerungsgruppe und der Überwindung eventueller 
Sprachprobleme gewidmet. Die (ungefähr 40 Minuten 
langen) Interviews wurden in allen Ländern mit Ausnahme 
von Frankreich (telefonische Befragungen) in Form von 
persönlichen Gesprächen durchgeführt.

Stichprobenverfahren
2

Belgien 
Statistische Bezirke wurden zufällig im Verhältnis zum 
Anteil der Nicht-EU-Zuwanderungsbevölkerung 
ausgewählt. Bereiche mit einem geringen Anteil (weniger 
als 10 % Nicht-EU-Bürger) wurden dabei ausgenommen. 
Die Bevölkerungsdaten stammten vom Januar 2008 und 
wurden von der Generaldirektion Statistik und 
Wirtschaftsinformation zur Verfügung gestellt. Die 
verwendeten Zahlen beruhten auf der Nationalität (beste 
verfügbare Alternative zum Geburtsland). Für jeden 
ausgewählten Bezirk wurde eine Karte mit der ersten zu 
besuchenden Adresse und der festgelegten Route erstellt. 
Für Bezirke mit einer hohen Dichte von Nicht-EU-Bürgern 
wurde nach dem Random-Route-Verfahren vorgegangen. 
Für Bezirke mit geringer Dichte wurden die Adressen über 
eine gezielte Auflistung herausgefiltert. Die Antwortquote 
betrug in Belgien 37 %. Anzumerken ist, dass die 
spezifischen Fragen in Bezug auf das Interesse für Aus- 
und Weiterbildung und damit verbundene Probleme sowie 
auf Abgeordnete mit Migrationshintergrund teilweise im 
Rahmen eines Rückrufverfahrens beantwortet wurden.  

Frankreich
Aufgrund des rechtlichen Kontextes in Frankreich war es 
nicht möglich, vollständige Zuwanderungsbevölkerungs-
register als Grundlage für die Stichprobe zu benutzen. 
Stattdessen wurde eine Schichtung gemäß dem Anteil 
von Zuwanderern an der allgemeinen lokalen Bevölkerung 
unter Verwendung einer vollständigen Liste der Stadtteile 
in den ausgewählten Städten vorgenommen. Dann 
wurden zufällig Stadtteile ausgewählt und eine 
entsprechende Datenbank mit Telefonnummern 
eingerichtet. Aus dieser Liste wurden Personen zufällig 
ausgewählt. Zu Beginn des Interviews wurde eine 
Filterfrage gestellt, um sicherzustellen, dass nur Personen, 
die zur Zielpopulation gehören, teilnahmen. Aufgrund 
dieser Stichprobenauswahl wurden die Befragungen 
telefonisch und ausschließlich in französischer Sprache 
durchgeführt. Der Vorteil dieser Stichprobenmethode 
bestand darin, dass dadurch Personen in sehr 

Methodik

2. Dieses Kapitel enthält eine Zusammenfassung der technischen Länderberichte. Die 
vollständigen Berichte sind auf der ICS-Website www.immigrantsurvey.org verfügbar. 
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unterschiedlichen Vierteln und aus verschiedenen 
Zuwanderungswellen erreicht werden. Geschlecht und 
nationale Herkunft wurden während der Befragung 
kontrolliert, aber keine Quoten angewendet. Anzumerken 
ist, dass die Fragen der Erhebung mit Bezug auf die 
Auswirkungen einer Einbürgerung und auf Abgeordnete 
mit Migrationshintergrund teilweise im Rahmen eines 
Rückrufverfahrens beantwortet wurden.

Deutschland
Sämtliche Städte mit einem hohen Anteil von Zuwanderern 
liegen im westlichen Teil Deutschlands. Deshalb wurde 
Berlin zur Stichprobe hinzugefügt, um eine größere 
Ausgewogenheit zu erzielen, auch wenn die Hauptstadt 
einen geringeren Ausländeranteil hat. Die Wahl von 
Stuttgart als zweiter Stadt beruhte auf der Verfügbarkeit 
von Melderegisterdaten zur Bevölkerung der Stadt und auf 
den Kosten für die Umfragepartner. Die von den Städten 
geführten Melderegister beinhalten nicht das Geburtsland. 
Deshalb wurde entschieden, Staatsangehörige aus Nicht-
EU-/EWR-Ländern auszuwählen, die aus dem Ausland in 
die Stadt gezogen waren. Daher befanden sich zufällig 
einige eingebürgerte Zuwanderer in der Stichprobe; weder 
ihr Anteil an der Stichprobe noch ihre Erfahrungen sind 
repräsentativ für Eingebürgerte. Die anderen in den ICS-
Leitlinien für die Bestimmung der Zielpopulation 
festgelegten Bedingungen wurden erfüllt. Eine einfache 
Zufallsstichprobe der Zielpopulation (auf der Grundlage der 
Nationalität) wurde aus dem Register gezogen. Es wurde 
keine Schichtung vorgenommen. Die Antwortquote in 
Deutschland betrug 38 %. Die Befragungen wurden in 
Form von computergestützten persönlichen Interviews 
(Computer Assisted Personal Interviewing – CAPI) 
durchgeführt. 

Spanien
Die Auswahlgrundlage wurde aus lokalen 
Einwohnerregistern gezogen, die sowohl Zuwanderer mit 
Aufenthaltserlaubnis wie Zuwanderer ohne Aufenthaltser-
laubnis enthalten (Spanisches Nationalinstitut, Juni 2011). 
Eine einfache Zufallsstichprobe wurde aus allen 
Einwohnern ausgewählt, die zur Zielgruppe gehören. 
Aufgrund der geografischen Verteilung der Stichprobe 
wurde beschlossen, sie in drei Teilstichproben aufzuteilen, 
die nach Vierteln zusammengefasst wurden. Die 
Teilstrichproben wurden mit einer Auswahl-
wahrscheinlichkeit gezogen, die proportional zur Anzahl 
der Fälle im Viertel war. Es handelte sich dadurch nicht 
mehr um eine einfache Zufallsstichprobe, sondern um eine 
Wahrscheinlichkeitsstichprobe, für die eine Gewichtung 
erforderlich war. Die Antwortquote betrug insgesamt in 
Madrid 37,5 % und in Barcelona 37,7 %. 

Befragung an Ballungsorten: 
Italien, Ungarn und Portugal 
In Italien, Portugal und Ungarn wurde die Befragung an 
Ballungsorten („Centre of Aggregation”-Methode) gewählt, 
um das Problem von unvollständigen oder nicht 
vorhandenen Registern für die zugewanderte Bevölkerung 
zu lösen. Das heißt, die Interviewer befragten Zuwanderer 
an zuvor festgelegten Orten, die regelmäßig von 
Zuwanderern besucht werden (wie öffentliche Parks, 
Dienstleister, Gebetshäuser, Märkte usw.). Danach wurden 
Gewichtungen verwendet, um die Stichprobe auf der 
Grundlage von zusätzlichen Informationen zu einer Reihe 
von Versammlungsorten, die von der Zuwanderer-
Zielpopulation regelmäßig besucht werden, wieder zu 
proportionieren.3 In Ungarn und in Portugal, wo diese 
Methode zum ersten Mal eingesetzt wurde, wurde über 
einige Schwierigkeiten bei der Beurteilung der Bedeutung 
der einzelnen Versammlungsorte für die Zuwanderer, die 
sie besuchen, berichtet. Diese Schwierigkeiten bei der 
Feldarbeit führten allerdings nicht zu einer verzerrten 
Stichprobe. In Portugal waren einige Versammlungsorte 
nicht „exklusiv“ und mussten nach der Durchführung der 
Feldarbeit gruppiert werden. Anzumerken ist, dass ein 
unkorrektes Routing im Fragebogen in Portugal zu einem 
Teil-Rückrufverfahren für die Fragen über die 
Auswirkungen einer Familienzusammenführung und die 
diesbezüglichen Erwartungen führte. Die Antwortquote 
betrug 56,1 % für die italienischen Städte und 47 % für die 
portugiesischen Städte (für Ungarn wurde die Antwortrate 
nicht berechnet).

Gewichte
Das „Stichproben-Gewicht“ berücksichtigt die 
verschiedenen Wahrscheinlichkeiten, dass Befragte 
aufgrund der unterschiedlichen Stichproben-Designs in 
den verschiedenen Ländern in die Studie einbezogen 
werden. Es passt die erhaltenen Stichproben so an, dass 
Antworten von Personen, für die eine höhere 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie in die Erhebung 
einbezogen werden, nicht zu viel Gewicht erhalten. Eine 
zweite Gewichtung, das „Stadt-Gewicht“, wird für den 
Vergleich der Gesamtergebnisse der Länder verwendet. 
Diese Gewichtung, die das Stichproben-Gewicht 
beinhaltet, berücksichtigt die nicht aus der EU 
stammende, im Ausland geborene Bevölkerung der 
einzelnen Städte im Vergleich zur gesamten nicht aus der 
EU stammenden, im Ausland geborenen Bevölkerung des 
Landes. Dies geschieht, um in der Länder-Stichprobe eine 
Überrepräsentation der zugewanderten Bevölkerung einer 
Stadt gegenüber der einer anderen Stadt zu vermeiden. 
Dieses Gewicht wurde auf der Grundlage des Prozent-
satzes der nicht in der EU geborenen Einwohner einer 

3. Für nähere Informationen zur „Centre of Aggregation“-Methode, siehe Baio G., 
Blangiardo G., Blangiardo M. (2001). „Center sampling technique in foreign migration 
surveys: a methodological note”. Journal of Official Statistics, vol. 27, 3, 2011: 451-465 
(http://www.jos.nu/Articles/abstract.asp?article=273451). 



Land Stadt Anzahl (N)
In der Stadt lebender Anteil der 

nicht in der EU geborenen 
Bevölkerung des Landesa

Anteil der 
männlichen 
Umfrageteil-

nehmer

Belgien Antwerpen 318 10,6% 54%

Brüssel 413 35,1% 62%

Lüttich 296 3,9% 62%

Frankreich Lyon 316 40%

Paris 672 41%

Deutschland Berlin 600 7,1%a 51%

Stuttgart 602 1,7%a 56%

Ungarn Budapest 1201 51%

Italien Mailand 397 6,9% 52%

Neapel 400 0,9% 40%

Portugal Faro 406 11,3% 52%

Lissabon 450 46,8% 53%

Setubal 403 11,7% 49%

Spanien Barcelona 411 5,5% 49%

Madrid 583 11,4% 44%
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Stadt im Vergleich zum Prozentsatz für das gesamte 
Land berechnet. In Deutschland wurde der Anteil der 
Nicht-EU-Bürger der einzelnen Städte verwendet. 
Bei der ungarischen Stichprobe wurde keine Gewichtung 
vorgenommen. Die meisten Zuwanderer sind in 
Budapest, der einzigen in der Stichprobe vertretenen 

ungarischen Stadt ansässig. Eine Städtegewichtung kam 
für Frankreich nicht in Betracht, da keine diesbezüglichen 
offiziellen Statistiken existieren. Das französische 
Stichprobendesign erfolgte auf der Grundlage der 
Schätzung, dass die zugewanderte Bevölkerung in Paris 
doppelt so groß ist wie in Lyon. 

a. Für Deutschland der Anteil der Nicht-EU-Bürger. 
Anmerkung: Verweigerungen, „Weiß nicht“-Antworten und fehlende Antworten unter 5 %.

TABELLE 1 - STICHPROBENGRÖSSE

Beschreibung der Stichprobe

STICHPROBENGRÖSSE 
Der Immigrant Citizens Survey wurde zwischen Oktober 
2011 und Januar 2012 in sieben europäischen Ländern 
durchgeführt. Insgesamt wurden 7473 außerhalb der EU 
geborene Zuwanderer in 15 Städten befragt. Tabelle 1 
zeigt die Anzahl der in den einzelnen Städten befragten 
Zuwanderer (N).

GESCHLECHT, ALTER, AUFENTHALTSORT
Der folgende Abschnitt enthält allgemeine Informatio-
nen zur Erläuterung der Stichprobe. Tabelle 1 zeigt den 
Anteil von männlichen Teilnehmern der Erhebung in den 
einzelnen Städten. So gibt es zum Beispiel weniger 
männliche Teilnehmer in Paris, Lyon und Neapel. In der 
Stichprobe von Neapel gab es einen hohen Anteil von 
in häuslicher Pflege und Betreuung tätigen Personen, 
die zum Großteil weiblich sind. 



Abbildung 1.  Wie alt sind Sie?

Anmerkung: Verweigerungen, „Weiß nicht"-Antworten und fehlende Antworten unter 5 %.
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55+40 - 54 Jahre25 - 39 Jahre15 - 24 Jahre

Abbildung 2.  Seit wie vielen Jahren leben Sie in diesem Land?

Anmerkung: Verweigerungen, „Weiß nicht“-Antworten und fehlende Antworten unter 5 %.
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Abbildung 1 zeigt die Altersverteilung der Stichprobe, 
nach vier Kategorien unterteilt.4 Die meisten Zuwanderer 
in der Stichprobe sind zwischen 25 und 39 Jahre alt. Die 
Stichproben für Budapest, Neapel, Paris, Lyon und 
Brüssel enthalten ältere Zuwandererbevölkerungen. Im 
Vergleich dazu finden sich in den Stichproben von 
Mailand, Lüttich, Faro und Lissabon jüngere 
Zuwandererbevölkerungen. 

Das Alter steht auch teilweise in Zusammenhang mit der 
Frage, seit wann die Zuwanderer ihren Aufenthaltsort im 
betreffenden Land haben. Abbildung 2 zeigt, dass sich 
die Zuwanderer in den südeuropäischen Städten, die an 
der Erhebung teilgenommen haben, seit kürzerer Zeit im 
Land aufhalten. Die nordeuropäischen Städte haben 
demgegenüber einen höheren Anteil von Zuwanderern, 
die dort bereits seit einer längeren Zeit ansässig sind. 

4. Die Altersgruppen wurden von der Eurostat-Pilotstudie zur Integration von Immigranten 
übernommen (siehe: Eurostat, Indicators of Immigrant Integration: A Pilot Study, 
(Luxemburg, 2011) ISSN 1997-0375).



FamilienzusammenführungStudiumArbeit
Ohne regulären AufenthaltsstatusSonstige

Humanitäre GründeDaueraufenthalt

Abbildung 3.  Welchen Status hatten Sie bei Ihrer Ankunft? 
 

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (7,3 %), Lyon (7,3 %), Paris (7,7 %), Budapest (19,1 %).
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RECHTLICHER STATUS BEI DER ANKUNFT

Abbildung 3 zeigt den rechtlichen Status der befragten 
Zuwanderer bei ihrer Ankunft im Land. In den 
nordeuropäischen Städten kam die größte Zuwanderer-
gruppe auf dem Wege der Familienzusammenführung ins 
Land. Der Anteil der Zuwanderer aus humanitären 
Gründen ist in Budapest, den nordeuropäischen Städten 
und besonders in Belgien höher. Die südeuropäischen 
Städte in unserer Stichprobe haben ein anderes Profil: ein 
höherer Anteil von Zuwanderern kam mit einer 
Arbeitserlaubnis in die italienischen, portugiesischen und 
spanischen Städte. Ein großer Teil der Zuwanderer in 
Neapel und Mailand gaben an, dass sie ohne regulären 
Aufenthaltsstatus ankamen; dies war auch bei einem 

beträchtlichen Anteil in Barcelona und Madrid der Fall. 
Dies kann Unterschiede in den verschiedenen Teilen 
Europas in Bezug auf Personen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus widerspiegeln und/oder Unterschiede in 
Bezug darauf, in welchem Maße die Erklärung eines 
solchen Status akzeptiert wird. Die recht große Kategorie 
„Sonstige“ in Portugal schließt autorizações de 
permanência ein. Dieser einjährige Aufenthaltsstatus (der 
bis auf insgesamt fünf Jahre verlängert werden kann) 
wurde an Personen vergeben, deren Visum abgelaufen 
war und die sich in einer irregulären Arbeitssituation 
befanden, oder an Zuwanderer, die zwischen 2001 und 
2007 mit einem Touristenvisum ins Land kamen. 

5. Argentinien, Bolivien, Chile, Costa Rica, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, 
Guatemala, Honduras, Kolumbien, Mexiko, Nicaragua, Panama, Paraguay, Peru, Puerto 
Rico, Uruguay, Venezuela, Brasilien, Portugal, Andorra, Philippinen und Äquatorialguinea. 

GEBURTSREGION 
Abbildung 4 zeigt, dass sich die Geburtsregionen der 

Zuwanderer in den verschiedenen Städten deutlich 

unterscheiden. In den belgischen und französischen 

Städten stammten die meisten Zuwanderer aus Afrika, 

vorwiegend aus Nordafrika (über 30 % in jeder Stadt). In 

den Stichproben der deutschen Städte finden sich neben 

sehr vielen aus der Türkei stammenden Zuwanderern viele 

Osteuropäer. Asiatische und osteuropäische Zuwanderer 

sind die stärksten Gruppen in Budapest. Die Profile sind 

vielfältig, aber leicht unterschiedlich in Neapel (mehr 

Osteuropäer) und Mailand (mehr Lateinamerikaner und 

Nordafrikaner). In Lissabon und Setubal leben vor allem 

Afrikaner aus Ländern südlich der Sahara und 

Lateinamerikaner. In Barcelona und Madrid stammt die 

überwiegende Mehrheit der Zuwanderer aus Lateinamerika. 

Allgemeiner gesagt, kommen die meisten Zuwanderer in 

den beiden spanischen Städten aus Ländern mit histor-

ischen Verbindungen zu Spanien5  (81 % der Stichprobe).



Osteuropa Nordafrika Afrika südlich der Sahara Naher Osten

Lateinamerika Asien USA, Kanada, Australien, in der EU geborene Nicht-EU-Bürger

Abbildung 4.  Wo sind Sie geboren?

Anmerkung: Verweigerungen, „Weiß nicht“-Antworten und fehlende Antworten unter 5 %.
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SPRACHKENNTNISSE
Die Zuwanderer wurden auch nach ihrer(n) Muttersprache(n) 

und ihren sonstigen Sprachkenntnissen gefragt. Zwischen 

den Ländern gibt es große Unterschiede in Bezug auf den 

Anteil der muttersprachlichen Sprecher der 

Nationalsprache(n). Es gibt viele Personen (37 %) mit 

Ungarisch als Muttersprache (ethnische Ungarn) in Budapest 

und eine hohe Anzahl von Zuwanderern aus 

französischsprachigen Ländern in Lyon (50 %) und Paris  

(45 %). Die hohe Quote von Personen mit der Muttersprache 

Spanisch in Madrid (80 %) und Barcelona (67 %) spiegelt 

den bedeutenden Anteil von Zuwanderern aus 

lateinamerikanischen Ländern wider. In Portugal ist der Anteil 

von Muttersprachlern ebenfalls hoch: 46 % in Faro, 65 % in 

Lissabon und 81 % in Setubal. Diese Ergebnisse spiegeln 

die starke Präsenz von Zuwanderern aus 

portugiesischsprachigen Ländern wider (75 % der 

Stichprobe in den drei portugiesischen Städten).6  Unter den 

befragten Zuwanderern in Italien gab es keine Personen mit 

Italienisch als Muttersprache, in Barcelona gab es keine 

katalanischen Muttersprachler. 

In allen Ländern – mit Ausnahme von Frankreich (bedingt 

durch die Stichprobenmethode) – wurden große 

Anstrengungen unternommen, um Lösungen für eventuelle 

Sprachprobleme der befragten Zuwanderer zu finden. Der 

Fragebogen war in den Sprachen der jeweiligen Länder 

verfügbar sowie in sieben weiteren, Nicht-EU-Sprachen 

(Albanisch, Arabisch, Chinesisch, Russisch, Serbokroatisch, 

Türkisch und Vietnamesisch). Außerdem konnte eine dritte 

Person (z. B. ein Familienmitglied) am Interview teilnehmen, 

um der befragten Person behilflich zu sein. Wo dies möglich 

war, führten mehrsprachige Interviewer in Ungarn (36 % der 

Interviews), Belgien (10 %), Italien (9 %) und Portugal (2 %) 

die Befragungen durch. Sie verwendeten Englisch, 

Chinesisch, Vietnamesisch, Arabisch, Türkisch, Russisch, 

Sinhala und Tagalog. Zum Schluss beurteilten die Interviewer, 

in welchem Maß die Fragen verstanden worden waren. 

Bei der Erhebung wurden die sprachlichen Fähigkeiten der 

befragten Zuwanderer bewertet, um die Qualität der Daten 

zu kontrollieren. Fälle, bei denen die Interviewer auf der 

Grundlage all dieser Faktoren die Bewertung abgaben, dass 

die Befragten „nie“ die Fragen verstanden hatten, wurden 

aus der Datensammlung ausgeschlossen. Nach weiteren 

Einzelkontrollen wurde nur eine zusätzliche Person aufgrund 

von begrenzten Sprachkenntnissen, Nichtanwendbarkeit der 

Angebote für Nicht-EU-Sprachen und nicht kohärenten 

Antworten auf die Fragen ausgeschlossen.

6. Angola, Brasilien, Osttimor, Guinea-Bissau, Kap Verde, Mosambik und São Tomé und 
Príncipe. 
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Arbeitsmarkt

Wie ist Ihre  
Arbeitssituation?

Für welche Art  
von Arbeitgeber  

arbeiten Sie?

Werden in Ihrer Tätigkeit 
alle Ihre Qualifikationen 

genutzt?
Ist Ihre Ausbildung  

ausreichend?
Was hindert Sie daran,  

an einer Aus- oder  
Weiterbildung  
teilzunehmen? Wie viele  

Jahre haben  
Sie gearbeitet?

Was ist Ihr höchster  
Ausbildungsabschluss?

Welche Probleme  
hatten Sie bei  

der Arbeitssuche?Haben Sie einen Antrag 
auf Anerkennung Ihrer 
Qualifikationen gestellt 

und wenn ja, waren  
Sie erfolgreich?

Möchten Sie mehr über alle Resultate erfahren? Besuchen Sie www.immigrantsurvey.org
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Die wichtigsten  
Ergebnisse

Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt sind häufig 
lokal unterschiedlich: sie reichen von einer geringen 
Anzahl von legalen Arbeitsverträgen in Südeuropa 
bis zu Diskriminierung und Misstrauen gegenüber 
ausländischen Qualifikationen in Nordeuropa.

Für Zuwanderer ist das Hauptproblem die 
Sicherheit des Arbeitsplatzes.

25 – 33 % der arbeitenden Zuwanderer fühlen 
sich überqualifiziert für ihre Tätigkeit.

Ausgebildete Zuwanderer erreichen häufig die 
Anerkennung ihrer im Ausland erworbenen 
Qualifikationen, wenn sie einen entsprechenden 
Antrag stellen. Dies tun aber wenige.
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Die meisten Zuwanderer im arbeitsfähigen 
Alter wünschen mehr Aus- und Fortbildung.

Zuwanderer haben mehr Probleme als die 
meisten Menschen im Land, Ausbildung, Arbeit 
und Familienleben miteinander zu vereinbaren.
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Für Zuwanderer im erwerbsfähigen Alter stellt – wie 
für die meisten Menschen – ein guter Arbeitsplatz 
eine Absicherung gegen Armut dar und bietet zahl-
reiche Gelegenheiten für den Austausch mit ande-
ren Mitgliedern der Gesellschaft. Die wirtschaftliche 
Partizipation von Zuwanderern wird durch das Zu-
sammenwirken von zahlreichen Faktoren bestimmt. 
Zu diesen Faktoren gehören persönliche Eigen-
schaften und Fähigkeiten ebenso wie Sprachbeherr-
schung und Qualifikationen als auch strukturelle 
Probleme auf dem Arbeitsmarkt, wie Diskriminierung 
und berufliche Segregation, informelle Beschäfti-
gung, befristete Beschäftigung und die Anerken-
nung von Qualifikationen.
Langfristig gesehen können es sich die europäi-
schen Arbeitsmärkte nicht erlauben, das volle  
Potenzial von Zuwanderern, Frauen, Älteren, Jugend-
lichen sowie anderen Gruppen ungenutzt zu lassen.
Der Messung der Beschäftigungssituation von Zu-
wanderern wird von Forschern und Entscheidungs-
trägern hohe Aufmerksamkeit gewidmet. Arbeitslo-
sen- und Beschäftigtenquoten gehörten zu den 
ersten und am besten vergleichbaren Integrationsin-
dikatoren, da die nationalen Datenbanken verbes-
sert und neue EU-Quellen und internationale Quellen 
geschaffen wurden.7 Nationale und inter-nationale 
Organisationen wie die Internationale Arbeitsorgani-
sation (ILO) waren Wegbereiter bei der Datenerhe-
bung zu Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt und 
in anderen Lebensbereichen. Forscher nutzen diese 
Daten regelmäßig für interessante Formen von 
quantitativen Analysen (Längsschnitt-, multivariate, 
Kosten/Nutzen-Analysen, Projektionen usw.). Die 
wenigen EU-Regierungen, die Ergebnisse in einem 
bedeutende Umfang für die Verbesserung von inte-
grationspolitischen Maßnahmen nutzen, konzentrie-
ren sich gemäß der Analyse des Migrant Integration 
Policy Index (MIPEX) 2010 meistens auf Ergebnisse 
zur Beschäftigung und zur Ausbildung von Zuwan-
derern. 
Auf europäischer Ebene beschreiben die gemeinsa-
men Grundprinzipien für die Politik zur Integration 
von Einwanderern in der Europäischen Union aus 
dem Jahr 2004 die Beschäftigung als „wesentliche 
Komponente“ und von „zentraler Bedeutung“ für die 
Integration von Zuwanderen und deren sichtbaren 
gesellschaftlichen Beitrag. Die Europäische Kom-
mission und die Mitgliedstaaten haben Beschäfti-
gung als ersten Kernindikator der in Saragossa 
2010 beschlossenen EU-Indikatoren für die Integra-
tion von Zuwanderern definiert.8  Die ersten Indika-

toren-Ergebnisse zeigen, dass bei Nicht-EU-Bür-
gern und Menschen, die außerhalb der EU geboren 
sind, und insbesondere bei Frauen, der Anteil an 
Nichterwerbstätigkeit, Arbeitslosigkeit und Über-
qualifizierung häufig höher ist. Die Mitgliedstaaten  
einigten sich darauf, die bessere Integration von  
regulären Zuwanderern in die quantitativen Ziele des 
„EU 2020“-Plans aufzunehmen. Ein Ziel besteht dar-
in, die Beschäftigungsquote für Männer und Frauen 
im erwerbsfähigen Alter auf 75 % zu erhöhen. Ein 
weiteres Ziel ist die Verringerung der Anzahl der  
armutsgefährdeten Menschen um 20 Millionen. Die 
Mitgliedstaaten der EU und der OECD (Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung) haben begonnen, diese Zahlen zu beobachten 
und Informationen auszutauschen.
Der Immigrant Citizens Survey ergänzt diese 
„harten“ Statistiken mit der subjektiven Beurtei-
lung ihrer Situation auf dem Arbeitsmarkt durch 
die Zuwanderer selbst. Im Rahmen einer ähnlichen 
Erhebung, der EU-MIDIS-Erhebung aus dem Jahr 
2008, wurden bestimmte Zuwanderergruppen in 
ganz Europa nach ihren Diskriminierungserfahrun-
gen befragt. Die ICS-Erhebung konzentriert sich auf 
die Ziele, Erfahrungen und wahrgenommenen Prob-
leme von Zuwanderern aus Nicht-EU-Staaten im 
Hinblick auf ihre Arbeitsplätze und ihre Ausbildung. 
Welche Probleme hatten sie bei der Arbeitssuche in 
ihrem Einwanderungsland? Haben Zuwanderer, die 
einen Arbeitsplatz haben, das Gefühl, für ihre Tätig-
keit überqualifiziert zu sein? Haben sie einen Antrag 
auf offizielle Anerkennung ihrer im Ausland erwor-
benen Qualifikationen gestellt? Sind sie daran inter-
essiert, bessere Qualifikationen zu erwerben?
Gemäß dem MIPEX 2010 profitieren zahlreiche Neu-
zuwanderer aus Nicht-EU-Ländern9 nur von „teilwei-
se positiven“ Bestimmungen für Arbeitsmarktmobili-
tät. Gründe hierfür sind die ungleiche Behandlung 
(Frankreich und bis vor kurzem auch Deutschland), 
wenig gezielte Unterstützung (Italien und bis vor kur-
zem Portugal und Spanien) oder beides (Belgien 
und Ungarn). Nicht-EU-Bürger werden laut Gesetz 
in Deutschland und in neuen Einwanderungsländern 
wie Italien, Portugal und Spanien als Arbeitnehmer 
weitgehend gleich behandelt. Belgien, Frankreich 
und Deutschland schränken den Zugang von Nicht-
EU-Bürgern zum öffentlichen Sektor ein; in Belgien 
und besonders in Frankreich sind weitere Funktio-
nen und Sektoren für sie nicht zugänglich. In Frank-
reich und Deutschland bestehen auch Hindernisse 
für die Anerkennung ausländischer Qualifikationen. 

7. Ein aktuelles Beispiel ist das Ad-hoc-Modul der Arbeitskräfteerhebung der EU 
(Labour Force Survey) zur Arbeitsmarktsituation von Zuwanderern aus dem Jahr 
2008.

8. Eurostat, Indicators of Immigrant Integration: A Pilot Study, (Luxemburg, 2011) 
ISSN 1997-0375.

9. Anmerkung: Der MIPEX deckt nicht die besonderen Rechte und Angebote für 
Personen mit internationalem Schutzstatus ab.
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Öffentlicher Sektor Privates Unternehmen Selbständig
Gemeinnützige Organisation Hausarbeit oder Kinder-/Altenbetreuung Anderes

Abbildung 5. In welchem Arbeitsmarktsektor arbeiten Sie?

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten und fehlende Antworten unter 5 %. Verweigerungen unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (8,5 %).
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Es zeichnet sich eine Verbesserung der insgesamt 
schwachen gezielten Unterstützung für zugewan-
derte Arbeitnehmer in Europa ab. So gibt es in Bel-
gien, Frankreich und Deutschland jetzt auf Neuzu-
wanderer abgestimmte Schulungspakete. Portugal 
und Spanien haben spezifische Fonds und Strate-
gieprogramme für die Unterstützung zahlreicher Ar-
beits- und Ausbildungsdienstleistungen geschaffen. 
In den ICS-Ländern insgesamt sind rund 15 bis  
25 % der befragten Zuwanderer derzeit arbeitslos, 
Ausnahmen bilden Budapest (5 %) und Lüttich  
(38 %). Nicht erwerbstätige (z. B. wegen Behinde-
rung, Rente) Zuwanderer und Zuwanderer, die zu-
hause bleiben und die Familie betreuen, bilden in 
den meisten nordeuropäischen Städten ebenfalls 
eine wichtige Gruppe (5-15 %). 40 bis 75 % der be-
fragten Zuwanderer hatten einen Arbeitsplatz: in  

Budapest, Berlin, den belgischen und französischen 
Städten waren dies 40 bis 50 %, in Stuttgart, den 
italienischen, portugiesischen und spanischen Städ-
ten 60 bis 75 %. 
Abbildung 5 zeigt die Sektoren, in denen die befrag-
ten Zuwanderer beschäftigt sind. Mehr als die Hälfte 
arbeitet für private Unternehmen. In Budapest, 
Brüssel und Lüttich sind wesentlich mehr Befragte 
selbständig als in den anderen Städten. Ein Viertel 
der befragten Arbeitnehmer in Mailand und über die 
Hälfte in Neapel sind im Bereich Hausarbeit und 
häusliche Pflege beschäftigt. Die Beschäftigung im 
öffentlichen Sektor ist bei den befragten Zuwan- 
derern in belgischen und französischen Städten, in 
Stuttgart und in Budapest häufiger als in den ande-
ren ICS-Städten. 
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Abbildung 6.  Hatten Sie Probleme, einen Arbeitsplatz zu finden?

Anmerkung: Verweigerungen unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (9,2 %); „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (7,8 %),
Brüssel (14,6 %) und Lüttich (9,5 %)
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PROBLEME, EINEN ARBEITSPLATZ ZU FINDEN 
In den meisten untersuchten Städten war die 
Mehrzahl der Zuwanderer, die einen Arbeitsplatz 
gesucht hatten, mit einem oder mehreren 
Problemen konfrontiert. Hierzu gehörten 
Diskriminierung und Sprachprobleme, persönliche 
Einschränkungen, die Anerkennung der 
Qualifikationen oder Probleme mit Verträgen. Nur in 
Berlin, Stuttgart und Budapest berichtete die 
Mehrheit, dass sie keine Probleme hatte, einen 
Arbeitsplatz zu finden (Abb. 6).

In den meisten Städten bildeten befristete 
Verträge das Hauptproblem für arbeitsuchende 
Zuwanderer. Tabelle 2 zeigt die wichtigsten drei 
Probleme, die pro Stadt berichtet wurden, und den 
Anteil der Zuwanderer, die über dieses Problem 
berichteten. Am häufigsten wurde angegeben, dass 
Arbeitgeber mit Zuwanderern nur befristete Verträge 
abschlössen. Zwischen 32 % in Antwerpen und  
59 % in Faro nannten die Sicherheit des Arbeits-
platzes als Problem. 
Die Art und der Umfang der bei der Arbeitsplatz-
suche erlebten Probleme unterscheiden sich 
beträchtlich zwischen den verschiedenen Städten. 

Zuwanderer in südeuropäischen Städten führten 
neben der Sicherheit des Arbeitsplatzes ein 
weiteres strukturelles Problem an: die Arbeitgeber 
boten zwischen 21 und 48 % aller Zuwanderer in 
diesen Städten keine Arbeitsverträge an. 
Demgegenüber verwiesen Zuwanderer in 
nordeuropäischen Städten auf die Art und Weise, 
wie sie auf dem Arbeitsmarkt behandelt wurden. 
Zwei Hauptwahrnehmungen waren, dass sie von 
den Arbeitgebern diskriminiert wurden (29-44 %, in 
den deutschen Städten weniger) oder dass diese 
ihre im Ausland erworbenen Qualifikationen nicht 
anerkannten (31-41 %). Gelegentlich nannten 
Zuwanderer Probleme in Zusammenhang mit ihren 
persönlichen Kompetenzen oder ihrem Status. Die 
Sprache gehörte zu den beiden größten Problemen 
für Nicht-Muttersprachler in Antwerpen, Budapest, 
Lissabon, Faro, Stuttgart und den beiden 
italienischen Städten. Weniger Nennungen gab es 
für persönliche Einschränkungen wie Zeit, Kosten 
und Familie (z. B. 18 % in Budapest) oder 
eingeschränkte Arbeitsgenehmigungen (z. B. 13 % 
in Barcelona und 17 % in Madrid). 
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Sprache (für Nichtmuttersprachler)

Befristete Arbeitsverträge

Qualifikation

Diskriminierung

Kein Arbeitsvertrag

Persönliche Einschränkungen

Eingeschränkte Arbeitserlaubnis

Stadt 1. Problem 2. Problem 3. Problem

“Antwerpen 
(N≥229, 213*)” 35% 34% 32%

Brüssel (N≥344) 43% 41% 37%

Lüttich (N≥264) 44% 41% 40%

Lyon (N≥312) 43% 35% 30%

Paris (N≥665) 40% 31% 29%

Berlin (N≥569) 19% 17% 13%

Stuttgart
(N≥557, 518*) 32% 25% 16%

Budapest 
(N≥1166, 736*) 32% 18% 14%

Mailand (N≥376) 52% 48% 38%

Neapel (N≥381) 48% 43% 34%

Faro
(N≥391, 206*) 63% 59% 38%

Lissabon
(N≥418, 149*) 54% 45% 37%

Setubal (N≥383) 57% 42% 35%

Barcelona 
(N≥408) 21% 21% 13%

Madrid (N≥567) 32% 29% 17%

35%35%35%35%35%35%35%35%35%35%35%35% 34%34%34%34%34%34% 32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%

43%43%43%43%43%43%43%43%43%43%43%43%43% 41%41%41%41%41%41%41%41%41% 37%37%37%37%37%37%37%37%

44%44%44%44%44%44%44% 41%41%41%41%41%41% 40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%

43%43%43%43%43%43%43%43%43%43%43%43%43% 35%35%35%35%35%35% 30%30%30%30%30%30%30%30%30%30%30%

40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40%40% 31%31%31%31%31%31% 29%29%29%29%29%29%29%

19%19%19%19%19%19%19%19%19%19%19%19%19% 17%17%17%17%17%17%17%17%17% 13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%

32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32% 25%25%25%25%25%25%25%25%25%25%25%25%25%25%25% 16%16%16%16%16%16%

32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32% 18%18%18%18%18%18%18% 14%14%14%14%14%14%14%14%14%14%14%14%14%14%

52%52%52%52%52%52%52%52%52%52%52%52%52%52% 48%48%48%48%48%48%48% 38%38%38%38%38%38%38%38%38%38%

48%48%48%48%48%48%48%48%48%48%48%48% 43%43%43%43%43%43%43% 34%34%34%34%34%34%34%34%34%34%34%34%34%34%34%

63%63%63%63%63%63%63%63%63%63%63%63% 59%59%59%59%59%59%59%59%59%59%59%59%59%59%59% 38%38%38%38%38%38%

54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54%54% 45%45%45%45%45%45%45%45%45%45%45%45%45%45% 37%37%37%37%37%

57%57%57%57%57%57%57%57%57%57%57%57%57%57%57% 42%42%42%42%42%42%42%42%42%42% 35%35%35%35%35%35%35%

21%21%21%21%21%21%21%21%21%21%21%21%21%21%21% 21%21%21%21%21%21% 13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%13%

32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32%32% 29%29%29%29%29%29%29%29%29%29% 17%17%17%17%17%17%17%17%17%17%17%17%17%

35% 34% 32%

43% 41% 37%

44% 41% 40%

43% 35% 30%

40% 31% 29%

19% 17% 13%

32% 25% 16%

32% 18% 14%

52% 48% 38%

48% 43% 34%

63% 59% 38%

54% 45% 37%

57% 42% 35%

21% 21% 13%

32% 29% 17%
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TABELLE 2 -  WELCHE PROBLEME HATTEN SIE BEI DER ARBEITSSUCHE?
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Anmerkung: Die Kategorie „Eingeschränkte Arbeitserlaubnis“ war in Belgien nicht verfügbar. „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von 
Antwerpen (≤12,3 %), Brüssel (≤16 %) und Lüttich (≤11,1 %); Verweigerungen unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (≤13,8 %). 

*Anzahl der Antworten für den Bereich „Sprache“. Es gab allgemein weniger Antworten, weil Muttersprachler von der Frage ausgenommen waren.
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Abbildung 7.  Entspricht Ihr derzeitiger Arbeitsplatz nicht Ihren Kompetenzen? 

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (11,6 %).
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ÜBERQUALIFIZIERUNG
Ein Viertel bis ein Drittel der befragten 
Zuwanderer, denen es gelungen ist, einen 
Arbeitsplatz zu finden, betrachtet sich als 
überqualifiziert. In den meisten Städten ist die 
Hälfte aller Arbeitnehmer der Ansicht, dass ihr 
Arbeitsplatz ihren Kompetenzen und ihrer 
Ausbildung entspricht. Abbildung 7 konzentriert 
sich auf diejenigen Zuwanderer mit einem 
Arbeitsplatz, die der Ansicht sind, dass für ihre 
Tätigkeit nicht das Fähigkeits- und Ausbildungs-
niveau erforderlich ist, das sie haben. Die 
Überqualifizierung ist am signifikantesten in den 
italienischen Städten: Mehr als die Hälfte der 
Arbeitnehmer in Mailand und zwei Drittel in Neapel 
üben eine Tätigkeit aus, die unter ihrer Qualifikation 
liegt. In den deutschen Städten und in Lüttich 
fühlen sich sehr wenige Arbeitnehmer 
überqualifiziert. 
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Abbildung 8. Haben Sie eine Anerkennung beantragt? Mit Erfolg?

Anmerkung: Die zweite Zahl betrifft die Anzahl der Antworten auf die Frage nach der Anerkennung. Die Anerkennungsquote für Neapel wurde wegen einer
zu geringen Anzahl von Antworten ausgenommen. „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (15,5 %), Brüssel (10 %) und Lüttich (6,3 %). 
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Haben Sie einen Antrag gestellt?              Voll oder teilweise anerkannt? 

/ 27

Obwohl die Qualifikationen vieler Zuwanderer von 
den Arbeitgebern nicht anerkannt oder in ihrer 
Tätigkeit nicht genutzt werden, nehmen nur 
wenige die offiziellen Anerkennungsverfahren der 
jeweiligen Länder in Anspruch. In Abbildung 8 
wurden zwei Fragen der Erhebung miteinander 
kombiniert. Die erste Frage richtete sich an alle 
Zuwanderer mit Qualifikationen aus ihrem 
Herkunftsland oder einem Drittland. Sie wurden 
gefragt, ob sie eine offizielle Anerkennung ihrer 
Qualifikationen beantragt hatten. Die zweite Frage 
richtete sich nur an diejenigen, die einen Antrag 
gestellt hatten. Sie wurden gefragt, ob ihre 
Qualifikationen vollständig oder teilweise anerkannt 
wurden. 
In den meisten Städten stellte nur ein Viertel bis ein 
Drittel der Zuwanderer mit einer im Ausland 
erworbenen Ausbildung tatsächlich einen Antrag auf 
Anerkennung. Von diesen wurden durchschnittlich  
70 % ganz oder teilweise anerkannt. Dieses Muster 
findet man im Großen und Ganzen in allen Ländern 
für Personen wieder, die überqualifiziert sind oder 
Probleme mit Qualifikationen haben: relativ wenige 
stellen einen Antrag, aber die meisten von denen, die 
es tun, erhalten eine volle oder teilweise Aner-

kennung. Insgesamt ist die berichtete Aner-
kennungsrate in portugiesischen und spanischen 
Städten am höchsten, es gibt aber deutliche 
Unterschiede zwischen Lyon und Paris, Berlin und 
Stuttgart sowie Antwerpen, Brüssel und Lüttich. 

Bei der Erhebung wurden Zuwanderer mit einer im 
Ausland erworbenen Qualifikation nicht nach den 
Gründen befragt, warum sie keinen Antrag auf 
Anerkennung dieser Qualifikationen stellten. Es ist 
möglich, dass die Zuwanderer einfach nicht über die 
Anerkennungsverfahren informiert sind. Eine andere 
Möglichkeit besteht darin, dass diese Verfahren so 
kompliziert und unflexibel sind, dass viele Zuwanderer 
abgeschreckt werden und nur diejenigen einen 
Antrag stellen, die sicher sind, eine positive Antwort 
zu erhalten. Zuwanderer sind möglicherweise auch 
nicht der Ansicht, dass eine offizielle Anerkennung 
aufgrund des begrenzten Arbeitsplatzangebotes auf 
dem Arbeitsmarkt oder der skeptischen Haltung der 
Arbeitgeber für sie nützlich sein kann. Es sind noch 
viele andere Erklärungen für geringe Antragsraten 
denkbar. In Bezug auf diesen Punkt sind weitere 
Untersuchungen notwendig, um zu bestimmen, 
warum wenige Zuwanderer einen Antrag stellen.
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Nein, ich verfüge über ausreichende Kompetenzen

Abbildung 9. Sind an weiterer Aus- oder Fortbildung interessiert?

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (16,9 %), Brüssel (13 %) und Lüttich (8,2 %) und Budapest (26 %).
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Ja, aber ich kann nicht Ja, und ich werde es tun

LEBENSLANGES LERNEN
Die Idee, einen höheren Abschluss zu machen – 
eine weitere Lösung für eine Verbesserung der 
Arbeitssituation, findet bei einer Mehrheit der 
Zuwanderer im erwerbsfähigen Alter, vor allem 
denjenigen, die keinen Arbeitsplatz haben, Anklang. 
Abbildung 9 zeigt, ob Zuwanderer denken, dass sie 
an Ausbildungsmaßnahmen teilnehmen sollten und 
werden, um einen Arbeitsplatz zu behalten oder zu 
finden. In allen teilnehmenden Städten waren rund 
die Hälfte der Zuwanderer, die einen 
Arbeitsplatz hatten, und zwei Drittel der 
Zuwanderer, die keinen Arbeitsplatz hatten, der 
Meinung, dass sie an einer zusätzlichen beruflichen 

Ausbildung teilnehmen sollten. Zuwanderer mit und 
ohne Arbeitsplatz waren in portugiesischen und 
spanischen Städten stärker an einer weiteren 
Ausbildung interessiert (70 %) als in Budapest, den 
französischen und den belgischen Städten. Die 
meisten von ihnen beabsichtigten, diese 
Ausbildung tatsächlich zu machen. Allerdings 
haben rund 20 % der nicht arbeitenden 
Zuwanderer in diesen Städten derzeit keinen 
Zugang zu Ausbildungsmaßnahmen. Dies ist 
ebenfalls bei 25 bis 30 % der arbeitenden 
Zuwanderer in den französischen, portugiesischen 
und spanischen Städten der Fall.
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Kosten            Arbeit               Familie

Abbildung 10. Die 3 Hauptprobleme für die Teilnahme an Aus-/Fortbildungsmaßnahmen

Anmerkung: Frage wurde in den deutschen und italienischen Städten nicht gestellt. „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (27,3 %),
Brüssel (21,9 %) und Lüttich (11,1 %), Lyon (7,5 %), Paris (7,1 %). 
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Die Zuwanderer, die nicht an Ausbildungs-
maßnahmen teilnehmen konnten, berichteten 
über größere Schwierigkeiten Ausbildung, 
Arbeit und Familie miteinander zu vereinbaren 
als die Mehrheit der Menschen im gleichen 
Land. Abbildung 10 zeigt die drei wichtigsten 
Gründe, warum befragte Zuwanderer nicht an 
Ausbildungsmaßnahmen teilnehmen konnten. In 
elf an der Erhebung teilnehmenden Städten waren 
die drei Hauptgründe die Kosten der Ausbildung, 
Konflikte mit der Arbeit und familiäre 
Verantwortlichkeiten. Die gleichen die Ausbildung 
betreffenden Fragen wurden 2009 bei der 
Eurobarometer-Sonderumfrage 316 zur euro-
päischen Beschäftigungs- und Sozialpolitik 

gestellt. Die Allgemeinbevölkerung in diesen 
Ländern gab 2009 die gleichen Hauptprobleme – 
Kosten, Arbeit und Familie – an. Allerdings gaben 
bei der jetzigen Erhebung mehr Zuwanderer  in 
allen Ländern, mit Ausnahme von Ungarn, diese 
Aspekte als Problem an als die Allgemein-
bevölkerung. Zuwanderer hatten weniger Zeit 
aufgrund von familiären Verantwortlichkeiten in 
Belgien, Frankreich und Portugal und mehr 
Konflikte mit der Arbeit in den Städten in 
Frankreich, Portugal, Spanien und in gewissem 
Umfang in Budapest. Die Kosten wurden von den 
Zuwanderern in den elf Städten mit Ausnahme von 
Budapest als nur etwas problematischer 
angesehen. 
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Sprachen 

Was ist Ihre  
Muttersprache?

Welche anderen 
Sprachen sprechen  

Sie gut?

Haben Sie in Ihrem 
Aufenthaltsland  

an einem Sprach- oder 
Integrationskurs  
teilgenommen?

Wie sehr hat Ihnen 
persönlich dieser Kurs 

geholfen?

Gab es Probleme,  
die Sie vom Erlernen  
der Landessprache(n) 

abgehalten haben? 

Möchten Sie mehr über alle Resultate erfahren? Besuchen Sie www.immigrantsurvey.org
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Zuwanderer sprechen normalerweise mehr 
Sprachen als die durchschnittliche 
Bevölkerung in ihrem Aufenthaltsland.

Für Zuwanderer ist wie für die meisten 
Menschen die Zeit das Hauptproblem für 
das Erlernen einer neuen Sprache.

Für Zuwanderer kann es schwieriger  
sein, Informationen über Lernangebote  
zu erhalten als für die allgemeine 
Bevölkerung.

Eine breite Spanne von Zuwanderern hat 
an Sprach- oder Integrationskursen 
teilgenommen.

Die Befragten hielten Kurse für das 
Erlernen der Sprache und häufig für die 
sozioökonomische Integration für sehr 
nützlich.
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Wenn Menschen die gleiche(n) Sprache(n) sprechen, 

können sie besser zusammenarbeiten und als voll- und 

gleichwertige Mitglieder einer Gesellschaft miteinander 

interagieren. Die Institutionen der EU treten für das 

Konzept der Mehrsprachigkeit ein. Während des 

Erlernens der Landessprache(n) können Zuwanderer 

auch Wege finden, um alle Sprachen, die sie kennen, zu 

nutzen und mit anderen in der Gesellschaft zu teilen. Das 

Erlernen von nationalen und regionalen Sprachen, von 

Sprachen von Minderheiten und Zuwanderern, kann die 

Gemeinsamkeiten von Menschen in einem vielfältigen 

Europa stärken und die Gesellschaft integrativer und 

wettbewerbsfähiger machen.10 

Gemäß der Aussage von Eurobarometer-Fokusgruppen 

in 14 EU-Mitgliedstaaten waren sowohl Zuwanderer aus 

Nicht-EU-Staaten als auch die allgemeine Bevölkerung 

der Ansicht, dass das Sprechen einer gemeinsamen 

Sprache der wichtigste Faktor ist, um die Integration zu 

erleichtern. In den gemeinsamen Grundprinzipien der EU 

werden Grundkenntnisse der Landessprache als 

„notwendige Voraussetzung“ und die Achtung der 

Sprache der Einwanderer als „ebenfalls wichtige 

Komponente“ bezeichnet. Viele Regierungen erklären, 

dass das Erlernen der Landessprache eines ihrer 

Hauptziele in der Integrationspolitik ist und unterstützen 

dieses Engagement mit Kursen und/oder Tests.

Es ist erstaunlich wenig über den Sprachenerwerb und 

die Sprachkompetenzen der gesamten europäischen 

Bevölkerung bekannt. Bis jetzt wurden nur wenige 

Studien veröffentlicht, die die Wirkung dieser Kurse auf 

den Erwerb und die Verwendung der Sprache, die 

Beschäftigung oder gesellschaftliche Teilhabe messen.[3] 

Der vom Europarat herausgegebene Gemeinsame 

Europäische Referenzrahmen für Sprachen bietet einen 

Bezugspunkt für die internationale Festlegung von 

Standards und Auswertung von Ergebnissen. Die PISA-

Daten der OECD liefern ein genaues Bild der 

Lesekompetenz von vorwiegend der zweiten Generation 

angehörenden Kindern in Schulen. Für die 

Sprachkenntnisse von Erwachsenen besteht keine 

derartige Untersuchung. Die einzigen offiziellen 

europäischen Daten sind die Eigenangaben der 

allgemeinen Bevölkerung zu ihren Sprachkenntnissen 

aus dem Eurobarometer Spezial Nr. 243 aus dem Jahr 

2006 zum Thema Europäer und ihre Sprachen.

Der Immigrant Citizens Survey hilft mit den 

Eigenangaben von Zuwanderern zu ihren 

Sprachkenntnissen und Herausforderungen dabei, 

diese Lücke zu füllen. Welche Sprache(n) haben die 

Zuwanderer als Kinder gesprochen? In welchen weiteren 

Sprachen können sie sich unterhalten? Im ICS wurden 

auch vergleichbare Fragen zu den Erfahrungen der 

Zuwanderer mit dem Spracherwerb gestellt, 

insbesondere derjenigen, die keine der nationalen 

Sprachen des Landes als Kinder gesprochen haben 

(also keine Muttersprachler waren). Welche Gründe 

haben Nicht-Muttersprachler vom Erlernen einer dieser 

Sprachen abgehalten? Haben sie einen Sprach- oder 

Integrationskurs abgeschlossen? Sind sie der Meinung, 

dass dieser Kurs ihnen nicht nur geholfen hat, die 

Sprache zu erlernen, sondern auch einen besseren 

Arbeitsplatz zu finden, eine bessere Ausbildung zu 

erhalten oder stärker eingebunden zu sein? 

Sprachtests und Integrationskurse entwickeln sich zu 

einem immer wichtigeren und dynamischeren Trend in 

Europa. Sie hängen in hohem Maße von den politischen 

und finanziellen Prioritäten der Regierungen ab. Laut 

dem Migrant Integration Policy Index (MIPEX) aus dem 

Jahr 2010 sind Sprachkenntnisse nur in zehn EU-

Mitgliedstaaten (z. B. Ungarn, Spanien und Portugal seit 

2006) eine Bedingung für die Einbürgerung, in einigen 

anderen (z. B. Belgien und Italien) wird darüber diskutiert. 

Im vergangenen Jahrzehnt haben die meisten anderen 

Länder die Sprachanforderungen auf die 

Daueraufenthaltsberechtigung (z. B. Italien und Portugal) 

ausgeweitet. Einige Länder in Nord-West-Europa haben 

sie auch als Zuzugsvoraussetzung für Ehepartner (z. B. 

Frankreich) und Kinder über 16 im Ausland (Deutschland) 

vorgeschrieben. 

Jahrzehntelang ergriffen unterschiedliche Akteure 

Initiativen zur Bereitstellung kostenloser Kurse für 

Zuwanderer und spezielle Zielgruppen (wie Flüchtlinge, 

Frauen). Offizielle staatliche Sprach- und Integrationskurse 

gibt es erst seit den 1990er Jahren. Offizielle 

Integrationsprogramme werden jetzt in Italien entwickelt 

und in Katalonien und Wallonien diskutiert. Obligatorische 

Integrationsprogramme werden in der belgischen Region 

Flandern (Inburgeringstraject), in Frankreich (Contrat 

d’accueil et d’intégration) und in Deutschland 

(Integrationskurse) kostenlos oder zu geringen Kosten 

angeboten. Das Sprachangebot ist in Deutschland am 

umfangreichsten (600-1200 Stunden). Alle bieten die eine 

oder andere Form von sozialer Orientierungshilfe, hierzu 

gehören eine Anfangs-beurteilung der Fähigkeiten in 

Frankreich und eine Beratung für die berufliche Tätigkeit in 

Flandern. Kostenlose freiwillige Sprachkurse werden in 

Portugal (Português para Todos – PPT) und Spanien – 

besonders in Katalonien – angeboten. In der belgischen 

Region Wallonien fördern Lese- und Schreibkurse den 

Spracherwerb in verschiedenen Zielgruppen. In Ungarn 

gibt es weniger von nichtstaatlichen Organisationen und 

Sprachschulen angebotene Kurse. 

10. Weitere Informationen finden Sie im laufenden „Language Rich Europe“-Projekt des 
British Council.

11. Qualitative Eurobarometer, „Migrant Integration: Aggregate Report“, Mai 2011 http://
ec.europa.eu/public_opinion/archives/quali/ql_5969_migrant_en.pdf.

[3] Für Flandern siehe Pauwels, F. and Lamberts, M. (2010). Für Frankreich siehe die 
ELIPA-Längsschnitterhebung. Für Deutschland siehe Schuller, Karin, Lochner, 

Susanne and Rother, Nina (2011): www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/
Publikationen/Forschungsberichte/fb11-integrationspanel.html. Für einen Überblick 
siehe Strik, T. et al. (2010) INTEC Draft Synthesis Report on Integration & 
Naturalisation tests: www.rgsl.edu.lv/images/stories/INTEC/synthesis%20intec%20
final%20.pdf
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In den verschiedenen ICS-Ländern12 sind die meisten 

befragten Zuwanderer der ersten Generation 

mehrsprachig. Rund einer von vier Zuwanderern in 

Berlin, Brüssel, Lüttich und den portugiesischen Städten 

ist in Familien aufgewachsen, die miteinander in mehr als 

einer Sprache kommunizieren. Aus einem Vergleich der 

ICS-Ergebnisse mit dem Eurobarometer 2006 geht 

hervor, dass Zuwanderer zusätzlich zu ihrer(n) 

Muttersprache(n) generell mehr Sprachen sprechen 

als die durchschnittliche Bevölkerung in dem Land, 

in dem sie leben. Etwas mehr Personen sprechen in 

allen sechs Ländern zumindest eine zusätzliche 

Sprache, besonders wenn man sie mit den Portugiesen, 

Ungarn oder Italienern vergleicht. Etwas mehr 

Zuwanderer gaben in diesen Ländern auch an, dass sie 

zwei oder mehr zusätzliche Sprachen sprechen. Im 

Gegensatz dazu gaben mehr Belgier an, dass sie zwei 

oder mehr zusätzliche Sprachen sprechen als die 

Zuwanderer in allen drei belgischen ICS-Städten. Im 

Rahmen des Immigrant Citizens Survey gaben mehr 

Zuwanderer in Antwerpen (53 %) an, dass sie zwei oder 

mehr Sprachen kennen, als in Brüssel (36 %) oder 

Lüttich (34 %) und mehr in Barcelona (32 %) als in 

Madrid (10 %). 

12. Die Daten aus den französischen Städten zur Anzahl der gesprochenen 
Sprachen wurden aus Vergleichbarkeitsgründen nicht aufgenommen. 
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Abbildung 11.  Hatten Sie Probleme beim Erlernen der Sprache?

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (29,7 %), Brüssel (9,6 %) und Lüttich (14,4 %).
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EINE NEUE SPRACHE LERNEN
Das Erlernen der Sprache war ein größeres Problem 
für Nicht-Muttersprachler13 in den portugiesischen, 
italienischen und französischen Städten als in den 
deutschen Städten oder Madrid. Abbildung 11 zeigt, 
wie viele Nicht-Muttersprachler Gründe angaben, 
die sie vom Erlernen der Sprache abhielten.14 Rund 

60 bis 70 % der Zuwanderer in den portugiesischen, 
italienischen und französischen Städten nennen 
einen oder mehrere Gründe, die einem besseren 
Erlernen der Sprache entgegenstehen. Im Gegen-
satz dazu sind dies in den deutschen Städten und 
Madrid nur 24 bis 30 %.15

13. Muttersprachler bilden die Mehrheit der befragten Zuwanderer in den 
portugiesischen und spanischen Städten, einen großen Teil in Budapest und 
den französischen Städten und rund ein Viertel in Brüssel und Lüttich. Es gab 
keine italienischen Muttersprachler in italienischen Städten oder katalanische 
Muttersprachler in Barcelona.

14. Die Zahl für Barcelona enthält sowohl Personen, die Schwierigkeiten haben, 
Spanisch zu lernen, als auch Personen, die Schwierigkeiten haben, Katalanisch 
zu lernen. 

15. In den meisten Fällen wurden die Interviews in der Landessprache geführt. 
Außerdem erinnern sich Zuwanderer, die seit einer Weile im Land leben, 
möglicherweise nicht mehr an die Probleme, die sie am Anfang hatten, oder 
hatten ein strukturiertes Lernen nie als notwendig angesehen.



Motivation          Zeit zum Lernen         Information

Abbildung 12. Was  waren die größten Probleme beim Spracherwerb?
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Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Belgien (≤18,7 %), Ungarn (≤10,4 %) und Italien (≤14,4 %).   
Anmerkung: Statistische Überprüfungen ergeben deutliche Unterschiede zwischen Antwerpen (22,2 %) und Brüssel (10,4 %) für „Unterrichtsinhalte, Methoden, Material“, 
zwischen Berlin (8,7 %) und Stuttgart (15,2 %) für „Zeit zum Lernen“, zwischen Mailand (33,8 %; 11,8 %) und Neapel (19,1 %,18,2 %) für „Motivation“.und „Information“, 
zwischen Lissabon (52,2 %) und Setubal (33,8 %) für „Zeit zum Lernen“, zwischen Faro (43,0 %, 2,4 %) und Lissabon (21,7 %, 8 %) für „Motivation“ und „Unterrichtsinha-
lte, Methoden, Material“ zwischen Barcelona (41,8 %, 24,8 %) und Madrid (14,1 %, 6,6 %) für „Zeit zum Lernen“ und „Motivation“ (für alle Unterschiede p≤ 0,05.
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Was sind die größten Hindernisse für Nicht-
Muttersprachler für das Erlernen der Sprache des 
Landes, in dem sie leben? Sind es mangelnde 
Informationen, die Kosten, eine schlechte Qualität 
der Kurse, die persönliche Motivation oder 
fehlende Zeit? Abbildung 12 zeigt, welche dieser 
Gründe Nicht-Muttersprachler vom Erlernen der 
Sprache abgehalten haben. Sie vergleicht auch 
die wichtigsten Probleme von Zuwanderern beim 
Erlernen der Sprache mit denen der allgemeinen 
Bevölkerung im gleichen Land beim Erlernen 
neuer Sprachen (gemäß Eurobarometer 2006). 
In den meisten Städten ergab sich kein 
eindeutiger Hauptgrund. Über einer von drei 
Nicht-Muttersprachlern gab in Budapest, den 
französischen, italienischen, portugiesischen und 
spanischen Städten an, keine Zeit zum Lernen zu 
haben. In den italienischen und portugiesischen 
Städten sagte die Hälfte, dass sie keine Zeit zum 
Lernen hätte. In den meisten Ländern war 
Motivations- oder Informationsmangel ein 
geringeres Problem. Zwischen einem Viertel und 
einem Drittel der Nicht-Muttersprachler sagte, 
dass sie nicht ausreichend motiviert waren, um 

Ungarisch (27 %), Italienisch (32 %) oder 
Portugiesisch (28 %) zu lernen. Insbesondere in 
den deutschen Städten gaben weniger 
Zuwanderer an, derartige Probleme zu haben als 
in Budapest sowie in den französischen, 
italienischen und portugiesischen Städten.
 
Für Zuwanderer ist – wie für die meisten 
Menschen im Land – die Zeit das haupt-
sächliche Problem für das Erlernen einer 
neuen Sprache. Sowohl Nicht-Muttersprachler in 
den ICS-Städten wie auch der Durchschnitt in 
den einzelnen ICS-Ländern beim Eurobarometer 
2006 gaben fehlende Zeit zum Lernen als 
Hauptgrund an. Aus dem Vergleich geht hervor, 
dass die Zeit zum Lernen ein wesentlich größeres 
Problem für Nicht-Muttersprachler in den 
italienischen und portugiesischen Städten 
darstellt. Informationen über die Lernmö g-
lichkeiten zu bekommen ist ein größeres Problem 
für Nicht-Muttersprachler in den belgis chen, 
französischen, ungarischen, italienischen und 
portugiesischen Städten.
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Abbildung 13.  Teilnahme an Integrations- oder Sprachkursen

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (5,2 %), Brüssel (5,2 %) und Lüttich (9,5 %).
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SPRACH- UND INTEGRATIONSKURSE
In den verschiedenen ICS-Städten hat eine breite 
Palette von Nicht-Muttersprachlern an einem 
Sprach- oder Integrationskurs im Land 
teilgenommen.16 Abbildung 13 zeigt den Anteil, der 
einen Kurs begonnen oder abgeschlossen hat. Im 
Rahmen des ICS wurde speziell nach den offiziellen 
Integrationskursen in Antwerpen, Berlin und 
Stuttgart sowie den von der öffentlichen Hand 
finanzierten Sprachkursen in Budapest, Barcelona 
(Katalanisch oder Spanisch), Madrid (Spanisch) und 

in den portugiesischen Städten (Português para 
Todos – PPT) gefragt. Die Zuwanderer in den 
anderen Städten wurden zu einem allgemeinen 
Sprach- oder Integrationskurs befragt. Kurse in der 
lokalen Sprache wurden von mindesten 30 % der 
Nicht-Muttersprachler in den deutschen Städten, 
Mailand, Faro und Madrid besucht, von 40 % in 
Antwerpen (Niederländisch) und Barcelona 
(Spanisch oder Katalanisch) und von beinahe der 
Hälfte in Lyon und Paris.

16. Natürlich müssen Sprachkurse nicht unbedingt die von den Zuwanderern 
hauptsächlich für den Spracherwerb verwendete Methode sein. Zuwanderer 
können informellen Unterricht nehmen, zuhause lernen, mit Muttersprachlern 
sprechen und Medien nutzen, wie von verschiedenen Teilnehmern am 
Eurobarometer 2006 für das Erlernen von Fremdsprachen angegeben wurde.
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Grundkenntnisse         Fachvokabular         Mehr Beteiligung vor Ort         Zugang zu Arbeit

Abbildung 14. Hat Ihnen der Sprach- oder Integrationskurs geholfen?

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (6,5 %), Brüssel (10,2 %) und Budapest (≤25,2 %); in Setubal gab es eine unzureichende
Anzahl von Antworten. Barcelona (SP) bezeichnet Spanischlernende in Barcelona, Barcelona (KT) bezeichnet Katalanischlernende in Barcelona.
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Die Teilnehmer der meisten Kurse äußerten sich 
ausgesprochen positiv in Bezug auf die 
Auswirkungen auf den Spracherwerb und andere 
Auswirkungen auf die Integration. Abbildung 14 
zeigt, wie viele Teilnehmer der Meinung waren, 
dass der Kurs ihnen ein wenig oder sehr geholfen 
hat. Die Kurse halfen den meisten Teilnehmern 
nicht nur, Grundkenntnisse der Sprache zu 
erwerben, sondern auch spezifisches Vokabular, 
das sie für ihre berufliche Tätigkeit oder ihre 
beruflichen Kompetenzen benötigten. Die 
Teilnehmer waren etwas stärker vom gesamten 
Sprachangebot in den belgischen Städten, Berlin, 
den italienischen Städten, Faro und den 
spanischen Städten begeistert und etwas weniger 
in Stuttgart, Budapest und Lissabon. Die Kurse 
halfen den meisten Teilnehmern in den meisten 

Städten auch, sich stärker am Leben vor Ort zu 
beteiligen; dies traf in einem höheren Maße in 
Madrid, den deutschen Städten und den 
portugiesischen Städten zu als in Budapest, 
Barcelona und den italienischen Städten. Weniger 
Teilnehmer waren der Ansicht, dass ihnen der 
Kurs dabei geholfen hat, ihre Arbeitssituation zu 
verbessern; dies war besonders in Antwerpen, 
Barcelona, Budapest, Neapel und Stuttgart der 
Fall. Die Zufriedenheit war größer in Lüttich, Berlin, 
Faro und Madrid. Insgesamt wurden die Kurse 
allgemein als effizient für den Spracherwerb 
angesehen. Die ICS-Ergebnisse deuten auch 
darauf hin, dass die Kurse besser mit 
Ausbildungsmaßnahmen und auf den 
Arbeitsmarkt bezogene Unterstützung verbunden 
werden könnten.
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Bürgerschaftliche
und politische 

 Partizipation

Warum haben  
Sie nicht gewählt? 

Kennen Sie von 
Zuwanderern geführte 

Vereinigungen?

Haben Sie bei den letzten 
Parlaments- oder  

Kommunalwahlen in 
diesem Land Ihre Stimme 

abgegeben?

Haben Sie vom  
Migrantenbeirat  

gehört?

Sind Sie in diesem Land 
Mitglied einer politischen 
Partei oder Gruppierung? 

Einer Gewerkschaft?  
Einer Migranten-
organisation oder 

sonstigen Vereinigung?

Würden Sie zur Wahl
gehen, wenn  

morgen Parlaments wahlen 
wären (wenn Sie

wahlberechtigt wären)? Braucht dieses Land 
mehr Abgeordnete mit 
Migrationshintergrund 

und wenn ja, wieso? 

Möchten Sie mehr über alle Resultate erfahren? Besuchen Sie www.immigrantsurvey.org
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Die meisten Zuwanderer sind daran 
interessiert zu wählen (häufig im gleichen 
Maße wie die Mehrheitsbevölkerung). 

Die meisten Zuwanderer möchten mehr 
Diversität in der Politik – und viele sind 
bereit, hierfür ihre Stimme abzugeben. 

Die wichtigsten  
Ergebnisse
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Ob Zuwanderer nichtstaatliche 
Migrantenorganisationen kennen oder sich 
an solchen beteiligen, hängt von ihrem 
lokalen und nationalen Kontext ab.

Die allgemeinere Partizipation der 
Zuwanderer am gesellschaftlichen Leben 
ist je nach Stadt und Organisation 
unterschiedlich. 
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Wenn Zuwanderern der Zugang zu politischem Engage-

ment geöffnet wird, ist dies ein Indikator für ein selbst-

bewusstes Einwanderungsland. Die europäischen Staa-

ten öffnen in Anerkennung der Tatsache, dass sie zu 

Einwanderungsländern geworden sind, häufig den Zu-

gang zu politischen Möglichkeiten und reformieren die 

Gesetze zur Staatsangehörigkeit. Wenn das Stimmrecht 

erweitert wird, starke und unabhängige beratende Gre-

mien eingerichtet, neue Vereinigungen finanziert  

sowie Diversitätsstrategien von Organisationen der 

Mehrheitsbevölkerung umgesetzt werden, können sich 

auch mehr Einwohner am demokratischen Leben betei-

ligen. Diese Rechte wurden durch internationale und eu-

ropäische Gesetze, vor allem durch den Maastrichter 

Vertrag der EU von 1992 und das Übereinkommen des 

Europarates aus dem Jahre 1992 über die Beteiligung 

von Ausländern am kommunalen öffentlichen Leben ge-

fördert. Die Europäische Kommission hat Verbesserun-

gen bei den Strategien zur politischen Beteiligung emp-

fohlen, wenn die Staaten eine demokratische 

Beteiligung, Solidarität und ein Zugehörigkeitsgefühl in 

der Gesellschaft als Teil ihres Engagements für die Ge-

meinsamen Grundprinzipien der EU fördern wollen.

Im Vergleich zu anderen Lebensbereichen wie Beschäf -

tigung oder Bildung schenken die Entscheidungsträger 

und Forscher in den EU-Ländern der politischen 

Partizipation der Zuwanderer weniger Aufmerksamkeit. 

Die Forscher haben Schwierigkeiten, verlässliche 

Datenquellen zu finden, um das aktive bürgerschaftliche 

Engagement zu messen und zu vergleichen.17 Einzelne 

EU-Mitgliedstaaten wie Deutschland haben nun die 

Indikatoren für die politische Beteiligung (z. B. Quoten 

von Mitgliedschaften und ehrenamtlicher Arbeit) in ihr 

nationales Integrationsmonitoring aufgenommen. 

Neuere Forschungsergebnisse weisen darauf hin, dass 

die politische Partizipation von Zuwanderern durch eine 

Mischung verschiedener Aspekte bestimmt wird: den 

Strukturen, die eine politische Beteiligung ermöglichen, 

öffentlichen Diskursen, den Eigen schaften der 

Zuwanderer (z. B. Ausbildung, Aufenthaltsdauer und 

Sprache) und dem Hintergrund (z. B. politische Lage im 

Herkunftsland). Wenn Daten zur Verfügung stehen, 

ergeben sie häufig, dass Zuwanderer bei den möglichen 

Wählern, gewählten Vertretern und Mitgliedern von 

politischen Parteien unterrepräsentiert sind. Die Arten 

der Partizipation von Zuwanderern sind möglicherweise 

weniger sichtbar oder werden in einem geringeren 

Maße verstanden als die konventionellen Formen der 

Partizipation in ihrem Aufenthaltsland.

Der Immigrant Citizens Survey (ICS) verstärkt diesen 

wachsenden Bestand an Informationen mit den Fragen, 

die für Strategien für die politische Beteiligung am 

meisten Bedeutung haben. Würden Zuwanderer aus 

Nicht-EU-Ländern zur Wahl gehen, wenn sie dazu 

berechtigt wären? Wollen sie eine größere Vielfalt im 

Parlament und wenn ja, warum? Geben Zuwanderer 

an, dass sie Mitglieder von Gewerkschaften und 

politischen Parteien des Landes sind? Kennen sie eine 

Migrantenorganisation oder einen Beirat? Treten sie 

diesen oder sonstigen Organisation bei? 

Aus dem Migrant Integration Policy Index (MIPEX) 2010 

geht hervor, dass Zuwanderer aus Nicht-EU-Staaten, 

die keine EU-Staatsangehörigkeit besitzen, nur über 

bestimmte rechtliche Möglichkeiten verfügen, um auf 

kommunale und nationale Politiken, die Einfluss auf ihr 

tägliches Leben haben, einzuwirken und sie zu 

verbessern. Sie können Vereine gründen und 

Gewerkschaften oder politischen Parteien beitreten. 

Frankreich, Deutschland oder Italien räumen derzeit 

Nicht-EU-Bürgern kein Stimmrecht ein. Die anderen 

ICS-Länder räumen begrenzten Kategorien von 

Zuwanderern ein Stimmrecht bei Kommunalwahlen ein. 

In Spanien und Portugal dürfen auf Grund von 

Stimmrechtsverträgen auf Gegenseitigkeit lediglich 

bestimmte Staatsangehörige ihre Stimme abgeben; 

dagegen wird in Ungarn ein Daueraufenthalt sowie in 

Belgien ein fünfjähriger Aufenthalt (zuzüglich Eintragung 

in die Wählerliste) vorausgesetzt. In Ungarn gibt es keine 

staatlich initiierten Beiräte; in Portugal, Spanien und in 

einigen italienischen Städten (nicht Mailand und Neapel) 

sind sie neu, aber vergleichsweise schwach; in der 

belgischen Region Flandern sind sie stärker als in 

Wallonien oder Brüssel und in deutschen Städten und 

Bundesländern etwas stärker. MIPEX-Analysen deuten 

darauf hin, dass Länder mit einer schwachen oder 

fehlenden Strategie für die politische Partizipation von 

Zuwanderern auch dazu neigen, diesen den Zugang zur 

Staatsangehörigkeit zu erschweren (z. B. Ungarn). 

Länder mit einer Strategie für die politische Teilhabe von 

Zuwanderern sind häufig identisch mit den Ländern, die 

ihnen den Zugang zur Staatsangehörigkeit erleichtern (z. 

B. Portugal in größerem Umfang als Belgien und bis zu 

einem gewissen Grad Deutschland). Im Vergleich dazu 

geben Länder wie Frankreich, Italien und Spanien einem 

Weg (oder Zugang für eine Gruppe) den Vorzug vor 

dem anderen.

17. Siehe Morales, Laura, Guigni, Marco (Hrsg.), Social Capital, Political 
Participation and Migration in Europe. Migration, Minorities and Citizenship 
(London, 2011), ISBN 978-0-230, Wuest, Andreas et al (Hrsg.) The Political 
Representation of Immigrants and Minorities, Routledge (Oxon, 2011). 
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Abbildung 15.  Würden Sie zur Wahl gehen, wenn morgen eine Wahl stattfinden würde?

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 6 % mit Ausnahme von Antwerpen (11 %), Berlin (11,9 %), Mailand (8 %), Neapel (6,5 %), Barcelona (6,5 %).
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WÄHLEN 
Im folgenden Kapitel zur Staatsangehörigkeit wird 
erläutert, dass die befragten Zuwanderer in den 
meisten, vom ICS abgedeckten Ländern die 
Staatsangehörigkeit haben oder erwerben wollen, 
wodurch sie an allen Wahlen teilnehmen können. 
Aber würden sie tatsächlich ihre Stimme abgeben? 

Die meisten Zuwanderer in den ICS-Städten 
würden zur Wahl gehen (wenn sie 
wahlberechtigt wären). Abbildung 15 zeigt, 
welcher Prozentsatz der Befragten auf die 
hypothetische Frage, ob sie zur Wahl gehen 
würden, wenn morgen eine Parlamentswahl 
stattfinden würde, mit „Ja“ geantwortet hat. Nicht-
EU-Bürger wurden ebenfalls befragt, ob sie zur 
Wahl gehen würden, wenn sie wahlberechtigt 
wären. In den spanischen, portugiesischen und 
französischen Städten lag das Interesse an einer 
Wahlbeteiligung bei den befragten Zuwanderern 

aus Nicht-EU-Staaten genauso hoch wie bei der 
Mehrheitsbevölkerung, als diese in der 
transnationalen empirischen Langzeitstudie zu 
Werten und Einstellungen der Europäer 
(Europäische Wertestudie, EVS 2008) hierzu befragt 
wurden (85 %, 72 % bzw. 90 %). 70 bis 80 Prozent 
der befragten Zuwanderer in den italienischen und 
belgischen Städten (wo Wahlpflicht besteht) zeigen 
sich am Wählen interessiert, dieser Prozentsatz ist 
allerdings etwas niedriger als in der 
Mehrheitsbevölkerung. In Budapest ist die 
interessierte Mehrheit kleiner (63 %). Die 
Wahlbereitschaft der eingebürgerten Zuwanderer 
war in den italienischen und portugiesischen 
Städten etwas höher und in Budapest und den 
belgischen Städten wesentlich höher. Das Interesse 
war sowohl bei eingebürgerten als auch bei nicht 
eingebürgerten Zuwanderern in den französischen 
und spanischen Städten hoch.
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Abbildung 16. Denken Sie, dass wir mehr Abgeordnete mit Migrationshintergrund brauchen?

Anmerkung: Auf diese Frage wird allgemein häufig mit „Weiß nicht“ geantwortet: Antwerpen (9,9 %), Brüssel (10,1 %), Lüttich (13 %), Berlin (16,2 %), Stuttgart (16,3 %),
Mailand 8,4 %), Neapel (7,5 %), Faro (22,8 %), Lissabon (12,3 %), Setubal (16,7 %), Barcelona (8,4 %), Madrid (9,8 %). Budapest wurde von der Analyse ausgenommen,
da das Konzept von Abgeordneten mit Migrationshintergrund leicht missinterpretiert werden könnte.
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Die meisten Zuwanderer wünschen sich mehr 
Vielfalt in der Politik – viele würden sogar ihre 
Stimme dafür abgeben. Den befragten 
Zuwanderern wurde eine Frage aus dem 
Eurobarometer 2006 über Diskriminierung in der EU 
gestellt, nämlich ob ihr Land ihrer Meinung nach auf 
jeden Fall oder wahrscheinlich mehr Abgeordnete mit 
Migrationshintergrund bräuchte. Abbildung 16 zeigt, 
dass in den sechs Ländern die Zustimmung 
durchgehend hoch war (75 bis 85 %). 

Nach dem Grund befragt, antworteten 80 bis  
95 %18, dass Abgeordnete mit Migrationshinter-
grund sie besser verstehen und besser 
repräsentieren würden und dass es ein 
wichtiges Symbol für das Land wäre. 60 bis 92 
% gaben sogar an, dass sie eher für Kandidaten mit 
Migrationshintergrund stimmen würden. Die 
Unterstützung für Zuwanderer, die sich zur Wahl 
stellen, war genauso hoch bei eingebürgerten 
Zuwanderern, wahrscheinliche Wähler (solche, die 
ihre Stimme abgeben würden, wenn morgen eine 
Wahl wäre) eingeschlossen. Die Städte, in denen 
die Unterstützung für diese besonderen Argumente 
am niedrigsten ausfiel, waren in Deutschland. Dort 
würde zum Beispiel nur eine Minderheit der 
befragten Zuwanderer mit dem alleinigen Ziel einer 
Verstärkung der ethnischen Vielfalt im Bundestag 
(ohne Beachtung ihrer politischen Ansichten) für 
Abgeordnete mit Migrationshintergrund stimmen. 

18.   Diese Prozentsätze lagen in deutschen Städten etwas niedriger. 
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Wichtiges Symbol          Bessere Vertretungen          Wählen

Abbildung 17. Warum unterstützen Sie die Forderung nach mehr Abgeordneten
mit Migrationshintergrund?

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 6 % mit Ausnahme von Antwerpen (≥26,4 %), Brüssel (≥10 %), Lüttich (≥8,2 %), Mailand (9,5 %), Neapel (≥9,6 %),
Barcelona (≥15,9 %), Madrid (≥16,1 %). Budapest war von dieser Frage ausgenommen, da die wissenschaftlichen Partner darüber informierten, dass das Konzept
eines Abgeordneten mit Migrationshintergrund leicht missinterpretiert wird.
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Diese Ergebnisse zur Unterstützung der Vielfalt in der 
Politik unterstreichen, wie wichtig es ist, dass sich 
zivilgesellschaftliche und politische Organisa tionen 
wie politische Parteien öffnen, um die politische 
Beteiligung von Zuwanderern zu erhöhen. Dieser 
Aspekt wird von großen Teilen der Öffentlichkeit 
allerdings nicht als besonders wichtig angesehen. 
Laut Eurobarometer 2006 sind nur 40 bis 45 % der 
Öffentlichkeit in diesen Ländern der Ansicht, dass es 
mehr Abgeordnete mit einem anderen ethnischen 

Hintergrund geben sollte (siehe oben, Abb. 16). Die 
Unterstützung unterscheidet sich nur unwesentlich in 
den verschiedenen ICS-Ländern. Bis jetzt sind nur 
etwa halb so viel Menschen in dem Land so 
überzeugt wie Zuwanderer. Dieser Unterschied bei 
den Prioritäten ist ein Hinweis auf die 
unterschiedlichen Strömungen und Dynamiken 
innerhalb der Organisationen in Bezug auf die 
Entscheidung, ob und wie die Aufnahme von Vielfalt 
in ihre Reihen vonstattengehen soll.19

19.   Alex Kirchberger et al, Becoming a Party of Choice: a Tool for Mainstreaming 
Diversity. (Brüssel: Migration Policy Group, 2012). www.migpolgroup.com/public/
docs/Becoming_a_Party_of_Choice_Mainstreaming_Diversity_in_Political_
Parties_FULL_REPORT_EN_01.12.pdf
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Gewerkschaft Polit. Organisation

ICS 2011
EVS 2008 
(N=11102)

ICS 2011
EVS 2008 
(N=11202)

Belgien

Antwerpen 
(N=279)

11,8%

15,1%

7,6%

4,1%
Brüssel  
(N=408)

19,6% 9,8%

Lüttich  
(N=296)

19,9% 3,0%

Frankreich

Lyon  
(N=315)

5,1%
5,4%

1,9%
2,8%

Paris  
(N=670)

9,1% 4,3%

Deutschland

Berlin  
(N=577)

1,4%
6,8%

0,3%
3,6%

Stuttgart  
(N=580)

1,9% 1,7%

Ungarn
Budapest 
(N=1162)

4,5% 3,7% 2,2% 0,6%

Italien

Mailand  
(N=396)

14,6%
5,5%

1,8%
3,7%

Neapel
(N=398)

6,5% 3,2%

Portugal

Faro  
(N=405)

1,2%

4,3%

1,2%

3,4%
Lissabon  
(N=448)

0,7% 0,7%

Setubal  
(N=402)

4,2% 2,0%

Spanien

Barcelona 
(N=400)

2,7%
4,8%

0,5%
4,8%

Madrid  
(N=554)

1,1% 0,5%

TABELLE 3  - SIND SIE MITGLIED EINER GEWERKSCHAFT ODER EINER POLITISCHEN PARTEI ODER GRUPPIERUNG?

ZIVILGESELLSCHAFTLICHE UND POLITISCHE 
ORGANISATIONEN 
In etwas allgemeinerer Hinsicht ist die von den 

Zuwanderern selbst angegebene Mitwirkung in politischen 

und zivilgesellschaftlichen Organisationen ungleichmäßig 

und unterscheidet sich von Stadt zu Stadt und von 

Organisation zu Organisation. Tabelle 3 führt die Anteile 

der befragten Zuwanderer auf, die angaben, Mitglied einer 

Gewerkschaft oder einer politischen Partei/Gruppierung 

zu sein. Die Städte-Ergebnisse für die befragten 

Zuwanderer werden mit den nationalen Ergebnissen bei 

der Gesamtbevölkerung im Rahmen der Europäischen 

Wertestudie (EVS 2008) verglichen. Häufig ist die Anzahl 

der Zuwanderer, die angeben, dass sie Mitglied solcher 

Organisationen sind, geringer. In einigen Städten geben  

ebenso viele (oder sogar mehr) Zuwanderer an, Mitglied 

zu sein, wie die Gesamtbevölkerung des Landes. 

Die Mitgliedschaft scheint stark vom kommunalen 

und nationalen Kontext abzuhängen. In belgischen, 

französischen und italienischen Städten sowie in 

Budapest geben wesentlich mehr Zuwanderer an, 

Mitglied einer Gewerkschaft zu sein, und zwar 

zahlenmäßig auf vergleichbarem oder höherem Niveau als 

die Durchschnittsbevölkerung des Landes. Den Angaben 

zufolge sind weit weniger Zuwanderer in deutschen, 

spanischen und portugiesischen Städten im Vergleich zur 

Gesamtbevölkerung in diesen Ländern Mitglied einer 

Gewerkschaft. 

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (≤10 %)
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Kenntnis von Migrantenorganisationen              Mitgliedschaft in Migrantenorganisationen

Abbildung 18. Kenntnisstand über und Mitgliedschaft in Migrantenorganisationen

Anmerkung: „Weiß nicht“-Antworten unter 5 % mit Ausnahme von Antwerpen (9,1 %).
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Weniger befragte Zuwanderer waren Mitglieder von 

politischen Parteien und Gruppierungen als von 

Gewerkschaften. Auch hier sind den Angaben zufolge 

wesentlich mehr Zuwanderer in den belgischen und 

französischen Städten sowie in Budapest und Neapel 

Mitglieder von politischen Organisationen, das Niveau 

entspricht dabei ebenfalls ungefähr dem jeweiligen 

nationalen Durchschnitt. Die Anzahl der Mitgliedschaften in 

politischen Organisationen ist niedriger in Mailand sowie in 

den deutschen, portugiesischen und spanischen Städten.

Die Einstellung der befragten Zuwanderer zu Migrantenorga-

nisationen unterscheidet sich ebenfalls deutlich von Land zu 

Land und von Stadt zu Stadt. Abbildung 18 zeigt, ob die be-

fragten Zuwanderer angaben, eine Zuwandererorganisation 

(allgemein definiert als Gruppierungen zur Unterstützung so-

zialer, kultureller oder politischer Interessen der Zuwanderer) 

zu kennen oder sich an diesen zu beteiligen. Die Anzahl der 

Zuwanderer, die Mitglied einer Migrantenorganisation waren, 

lag nicht viel höher als bei den Mitgliedschaften in Gewerk-

schaften oder politischen Organisationen. Allgemein lag die 

Anzahl der Mitgliedschaften in Migrantenorganisationen in 

den meisten ICS-Städten nicht wesentlich höher. In den 

deutschen Städten gaben keine Zuwanderer an, einer Mig-

ranten- oder ethnischen Organisation anzugehören, und nur 

sehr wenige in Budapest, den spanischen und französi-

schen Städten. Es gaben mehr Zuwanderer an, Mitglie  der ir-

gendeiner Art von Migrantenorganisation in Antwer  pen und 

Brüssel als in Lüttich zu sein, mehr in Faro und Setubal als in 

Lissabon und mehr in Neapel als in Mailand.20 

Der Kenntnisstand der Zuwanderer in Bezug auf 

Migrantenorganisationen war am größten in Brüssel, 

Stuttgart, Barcelona, den italienischen und 

portugiesischen Städten. Dort konnte jede(r) zweite 

Befragte eine von Zuwanderern oder ethnischen 

Minderheiten geführte Vereinigung benennen. Dies traf auf 

nur 15 bis 20 % der Befragten in den französischen 

Städten sowie in Lüttich und Madrid zu. In Bezug auf 

weitere ICS-Fragen gab in allen Städten nur eine 

Minderheit an, von ihrem kommunalen, regionalen oder 

nationalen Zuwandererbeirat gehört zu haben.21

Diese Ergebnisse werfen Fragen in Bezug auf Migranten-

organisationen auf: Wie werden sie von den Zuwanderern 

und den Staaten definiert? Welche Rollen spielen sie für 

die Geldgeber und für die unterschiedlichen Zuwanderer-

kategorien? Es kann sich um eingetragene Vereine, 

länder überg reifende Netzwerke oder informelle 

Zusammenkünfte handeln. Sie können als eigenfinanzierte 

Lobbygruppen, religiöse oder kulturelle Einrichtungen, 

staatlich geförderte Dienst leister oder Vertreter ihres 

Herkunftslandes auftreten. Um die Unterschiede zwischen 

den Städten zu verstehen, könn ten weitere 

Untersuchungen diese verschiedenen Formen von 

Zuwandererbeteiligung und Eigenorganisation klären.22

20. Die Zuwanderer wurden auch zu ihrer Mitgliedschaft in anderen Organisationen 
oder Vereinigungen (aus den Bereichen Sport, Kultur, Religion, Soziales, Lokales, 
Berufliches, Humanitäres und Umweltpolitik) befragt. Die Mitgliedschaft war in 
allen 15 Städten ähnlich (15-21%). Die Kategorie „andere“ eignete sich aufgrund 
der breit angelegten Definition und Interpretation dieser Kategorie nicht für den 
Vergleich mit der Allgemeinbevölkerung.

21. Auf der Website www.immigrantsurvey.org finden Sie spezifische Informationen 
zum Kenntnisstand der Zuwanderer über kommunale, regionale und nationale 
Beratungsgremien.

22. Für eine Analyse dieser Fragen, siehe Localmultidem 2011.
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Wie ist Ihr  
Familienstand?

Wie viele Personen leben 
in Ihrem Haushalt?

Wie könnte Ihnen der 
Nachzug Ihrer Familie 

helfen?

Welche Staatsangehörigkeit 
hat Ihr(e) Partner(in)?

Waren Sie, seit Sie hierher 
gezogen sind, jemals in 
der Situation, dass Ihr(e) 
Partner(in) oder ein Kind 

außerhalb des  
Landes wohnte?

Wie hat Ihnen der  
Nachzug Ihrer Familie 

geholfen?

Wie wurde über Ihren 
Antrag entschieden?

Haben Sie jemals einen  
Antrag auf Familienzu-

sammenführung gestellt?

Wann haben Sie den 
Antrag gestellt?

Welche Probleme hatten 
Sie bei der  

Antragstellung?

Würden Sie gerne einen 
Antrag auf Familienzu-

sammenführung stellen? 
Warum nicht?

Möchten Sie mehr über alle Resultate erfahren? Besuchen Sie www.immigrantsurvey.org
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Nur eine begrenzte Anzahl von Zuwanderern 
der ersten Generation war je von ihrem (Ehe-)
Partner oder ihren Kindern getrennt.

Die Mehrheit der Familien, die getrennt 
gewesen waren, lebt in den meisten Ländern 
bereits wieder zusammen.

Die meisten der derzeit getrennt von ihren 
Familien lebenden Zuwanderer wollen keine 
Familienzusammenführung beantragen, 
einige aus familiären Gründen, aber andere 
wegen politischer Hindernisse.

Für die Zuwanderer trägt die Familien-
z usammenführung zu einem besseren 
Familienleben, einem stärkeren 
Zugehörigkeitsgefühl und manchmal einer 
Verbesserung in Bezug auf andere 
Integrationsaspekte bei.

Die wichtigsten  
Ergebnisse
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Die Familienzusammenführung wird heute in politischen 

Debatten vor allem als wichtiger Kanal für die 

Zuwanderung von Menschen in die EU dargestellt. Die 

politischen Akteure konzentrieren sich auf Zahlen zu den 

bewilligten Familienzusammenführungen, die von den 

nationalen Statistikämtern gesammelt und an Eurostat 

übermittelt werden. Diese Statistiken sind häufig die 

einzigen Fakten, die in diese wesentlich breiter angelegte 

Diskussion über das Recht auf Familienzusammen-

führung und ihre Auswirkungen auf die Zuwanderer und 

die Gesellschaften eingebracht werden. Familien-

zusammenführung ist nicht nur ein Kanal für die 

Zuwanderung von Familien, sondern auch ein 

Ausgangspunkt für Integration. Eine Familie wieder 

zusammenzubringen, kann die soziokulturelle Stabilität 

der Person, die ihre Familie nachholt, und die 

Partizipation der zusammengeführten Familienmitglieder 

sowie das Familienleben und das soziale Leben in den 

aufnehmenden Gemeinschaften stärken.

Der Immigrant Citizens Survey bringt die 

Perspektive der Integration wieder in die Diskussion 

über die Familienzusammenführung ein. Zuwanderer 

aus Ländern außerhalb der EU wurden gefragt, ob sie 

eine Familienzusammenführung für ihr Familienleben 

und die soziale Integration als notwendig und nützlich 

ansahen.23  Welche Arten von Familien haben die 

Zuwanderer der ersten Generation? Wie häufig sind 

getrennte Familien, bei denen der Partner oder die 

Kinder der zugewanderten Person im Ausland leben? 

Haben die Zuwanderer einen Antrag auf 

Familienzusammenführung gestellt, hatten sie Probleme 

bei der Antragstellung, wurde der Antrag positiv 

beschieden? Wie hat der Nachzug ihrer Familien ihr 

Leben verändert? Sind mehr Zuwanderer daran 

interessiert, dass ihre Familienmitglieder nachziehen? 

Laut Migrant Integration Policy Index (MIPEX) profitierten 

2010 die meisten aus Nicht-EU-Ländern stammenden 

Zuwanderer mit regulärem Aufenthaltsstatus von 

„tendenziell günstigen“ Politiken für die 

Familienzusammenführung (Werte von 60+/100) in allen 

von der ICS abgedeckten Ländern mit Ausnahme von 

Frankreich (Wert 52/100).24  Zuwanderer, die ihre Familie 

nachholen möchten, und ihre Partner oder Kinder im 

Ausland müssen spezifische rechtliche Definitionen des 

Familienbegriffs und die anderen Anforderungen für die 

Familienzusammenführung (wie Einkünfte, Unterkunft) 

erfüllen. Laut MIPEX waren diese rechtlichen 

Bedingungen in Portugal und Spanien am integrativsten, 

in Belgien und Ungarn leicht integrativ, in Deutschland 

und Italien etwas mehr restriktiv und am restriktivsten in 

Frankreich. Diese Bedingungen haben sich in den 

vergangenen Jahren deutlich geändert. Neue 

Bedingungen wurden in Frankreich, Deutschland, Italien 

und – seit der Erhebung von MIPEX und ICS – in Belgien 

geschaffen. Umgekehrt eröffnete Portugal mit dem 

Einwanderungsgesetz aus dem Jahr 2007 einen breiten 

Zugang zur Familien-zusammenführung. Spaniens aktuelle 

politische Ausrichtungen für die Familien-

zusammenführung beruhen auf dem Einwanderungs-

gesetz aus dem Jahr 2009. 

Als Hintergrundinformation sei angemerkt, dass die 

befragten Zuwanderer in vielen verschiedenen Arten von 

Haushalten und Familien leben. Der Durchschnitt lebt in 

einem Haushalt mit 3-4 Personen, wobei die Haushalte 

in den Städten in Italien, Portugal und Spanien etwas 

kleiner sind als in Frankreich und Deutschland. Die 

meisten sind verheiratet oder leben mit ihrem/ihrer 

Partner(in) zusammen. Alleinstehend ist ein größerer Teil 

in den portugiesischen Städten und Lüttich (rund 40 %) 

als in den französischen und italienischen Städten und 

Stuttgart (weniger als 25 %). Viele Zuwanderer in der 

ICS-Stichprobe kamen im Rahmen einer Nachzugs-

genehmigung nach Antwerpen, Lyon, Budapest und 

Mailand (rund 25 %); nach Brüssel und Lüttich (rund 33 

%); Berlin (48 %) und Stuttgart (67 %). Der Aufenthalt 

von rund 10 % der Befragten beruhte zum Zeitpunkt des 

Interviews noch auf einer solchen Genehmigung in den 

belgischen, deutschen und spanischen Städten sowie in 

Budapest und Mailand. 

GETRENNT LEBENDE FAMILIEN: FRÜHER UND 

HEUTE

Heute ist für die meisten befragten Zuwanderer der 

ersten Generation in den 15 Städten eine 

Zusammenführung mit ihrem Partner oder ihren 

Kindern derzeit nicht erforderlich. Abbildung 19 zeigt, 

in welchem Ausmaß die meisten befragten Zuwanderer 

in Familien lebten, bei denen eine Zusammenführung 

erfolgt oder möglich war. 

Die weitaus meisten Befragten waren entweder 

alleinstehend oder hatten immer mit ihrem Partner/ihrer 

Partnerin oder ihren Kindern zusammengelebt oder 

waren diejenigen, die nachgeholt wurden. Ob diese 

Personen in der Zukunft eine Familienzusammenführung 

benötigen werden, wird davon abhängen, wie ihr Leben 

und ihre Familiensituation sich im Laufe der Zeit 

entwickeln. Nur eine begrenzte Anzahl von 

Zuwanderern aus Nicht-EU-Ländern war oder ist 

von ihrer Familie getrennt. Nur 5 bis 15 % der 

Zuwanderer in den Städten in Belgien, Frankreich und 

Ungarn hatten je getrennt gelebt. Maximal rund einer von 

drei Zuwanderern war in den Städten in Deutschland 

und in neuen Einwanderungsländern wie Italien, Portugal 

23. Die Erhebung deckt nicht alle Formen der Familienzusammenführung und 
-bildung ab. Zu anderen Personen, zu denen aus dem Ausland Partner oder 
Familienmitglieder nachziehen können, gehören EU-Bürger, Staatsangehörige 
der EWR-Länder und der Schweiz, sowie Angehörige der Mehrheitsbevölkerung. 

24. Weitere Informationen siehe www.mipex.eu/family-reunion. 
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Zusammenführung beantragt Nie einen Antrag gestellt, aber möchte es tun Nie einen Antrag gestellt und möchte es nicht tun

Befragte/r weiß nicht, ob er/sie einen Antrag stellen möchte Nicht zutreffend (nicht verheiratet oder nie getrennt)

Abbildung 19. Gab es für Sie eine Familienzusammenführung mit Ihrem Partner/Ihrer Partnerin?
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Abbildung 20. Gab es für Sie eine Familienzusammenführung mit Ihren Kindern?
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Zusammenführung mit Kindern beantragt Nie einen Antrag gestellt, aber möchte es tun Nie einen Antrag gestellt und möchte es nicht tun

Weiß nicht, ob er/sie einen Antrag stellen möchte Nicht zutreffend (keine Kinder oder nie getrennt)

/ 55
Anmerkung: Die Frage nach der Zusammenführung mit Kindern wurde in Deutschland nicht gestellt. Statistische Überprüfungen zeigen, dass etwas mehr Personen in Barcelona einen 
Antrag zur Zusammenführung mit ihren Kindern stellten als in Madrid und in Faro etwas mehr als in Lissabon; in Lissabon wollten mehr Personen einen Antrag stellen als in den anderen 
portugiesischen Städten; in Neapel wollten mehr keinen Antrag stellen als in Mailand und mehr stellten einen Antrag für ihren Ehepartner in Mailand als in Neapel (für alle Unterschiede: 
p≤0,05). Auf die spezifische Frage, ob die Befragten einen Antrag für ihre Ehefrau/ihren Ehemann oder ihre Kinder stellen wollten oder nicht, war die Anzahl der Verweigerungen (< 42 %) in 
spanischen Städten und in Stuttgart hoch.

und Spanien betroffen. Getrennt von den Kindern zu 

leben, war bei den befragten Zuwanderern in 

südeuropäischen Städten wesentlich verbreiteter. 

Über die Hälfte der getrennt lebenden Zuwanderer 

haben in Budapest, Lyon, Mailand und den Städten in 

Belgien erfolgreich die Familienzu sammen-

führungsgesetze genutzt, um ihren Partner/ihre 

Partnerin oder ihre Kinder nachzuholen. Wesentlich mehr 

getrennt lebende Zuwanderer haben in Neapel und in 

anderen Städten in neuen Einwanderungsländern wie 

Portugal und Spanien noch keinen Antrag gestellt. In 

den nordeuropäischen Städten und in Budapest wurden 

die meisten Anträge in der ersten Hälfte der 2000er 

Jahre und in den neuen Einwanderungsländern in 

Südeuropa in der zweiten Hälfte bearbeitet.
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Familienmitglieder wollen nicht ins Land ziehen             Ich möchte nicht im Land bleiben
Ich kann die Bedingungen nicht erfüllen             Ich weiß nicht, ob ich die Bedingungen erfülle

Abbildung 21. Warum möchten Sie keine Familienzusammenführung
mit Ihrem Partner/Ihrer Partnerin oder Ihren Kindern?
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Anmerkung: Die Anzahl der Personen in Frankreich, die keine Familienzusammenführung wünschten (A=18), ist zu klein für eine Analyse. Statistische Überprüfungen 
zeigen, dass etwas mehr Erhebungsteilnehmer in Mailand als in Neapel, die Anforderungen als Problem nannten; in Faro mehr als in den anderen Städten die Information 
als ein Problem; in Faro und Setubal mehr als in Lissabon ihre Niederlassungsabsichten; in Stuttgart mehr als in Berlin, in Neapel mehr als in Mailand und in Faro mehr 
als in Lissabon die Präferenzen ihrer Familien (für alle Unterschiede: p≤0,05). Der Anteil der "Weiß nicht"-Antworten war hoch in Budapest(<32 %), den belgischen 
Städten (<30 %), Paris (<11 %) und Neapel (<7 %), während die Anzahl der Verweigerungen in den spanischen (<19 %) und den belgischen Städten (<14 %) hoch war.

INTERESSE AN 
FAMILIENZUSAMMENFÜHRUNG HEUTE 
In allen Ländern sagten die meisten getrennt 
lebenden Zuwanderer, dass sie keinen Antrag 
für ihre Familie stellen wollen. In den 
französischen, italienischen, portugiesischen und 
spanischen Städten kamen auf jeden befragten 
Zuwanderer, der eine Familienzusammenführung 
mit dem Partner/der Partnerin wünschte, im 
Durchschnitt zwei, die das nicht wollten. Das 
Verhältnis war sogar noch höher in Budapest, den 
belgischen und den deutschen Städten. Viele 
andere in Budapest und den deutschen Städten 
antworteten mit „ich weiß nicht“. Insgesamt waren 
Zuwanderer etwas mehr an einer 
Familienzusammenführung mit getrennt lebenden 
Kindern interessiert, mit Ausnahme von Budapest. 
In den sieben Ländern wollte maximal die Hälfte der 
Befragten in Mailand, Lissabon und den spanischen 
Städten irgendwann in der Zukunft einen Antrag für 
ihre Kinder stellen.

Die meisten befragten Zuwanderer hatten persönliche 
Gründe, keine Familienzusammenführung anzustreben; 
verschiedene antworteten mit „ich weiß nicht“ oder 
nannten einen spezifischen Grund (siehe Abbildung 
21). Zwei der wichtigsten persönlichen Gründe 
waren, dass Zuwanderer nicht in dem Land bleiben 
möchten oder ihre Familie nicht nachziehen möchte. 
Diese familiären Gründe wurden regelmäßig in 
Budapest und in Städten in Italien, Portugal und in 
einem geringeren Maße in Belgien und Spanien 
genannt. Zwei andere wichtige Gründe standen 
jedoch mit der Politik im Zusammenhang. Viele 
getrennt lebende Zuwanderer wussten nicht, ob sie 
die Bedingungen für eine Familienzusammenführung 
erfüllen, dies war besonders in den Städten in Belgien, 
Italien und Portugal der Fall. Andere – wiederum in 
diesen Städten und den beiden spanischen Städten – 
gaben an, dass sie die Bedingungen nicht erfüllen 
können.
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Dokumente beschaffen            Voraussetzungen erfüllen
Zu großer behördlicher Entscheidungsspielraum

Abbildung 22. Welche Probleme hatten Sie, als Sie Ihre Familie nachholen wollten?
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Anmerkung: Statistische Überprüfungen zeigen etwas mehr Probleme mit den Dokumenten und den Bedingungen in Berlin als in Stuttgart; mit den Dokumenten
und den Befugnissen in Mailand als in Neapel und mit den Bedingungen in Lüttich als in Brüssel (für alle Unterschiede: p≤0,05). Der Anteil der „Weiß nicht“-Antworten
war hoch (<30 %)  in Antwerpen, Brüssel und Budapest.

10%

23%

38%

50%

32%

8%
13%

21%

34%

44%
41%

34%
32%

20%

28%

14%

4%
8%

24%

14%
10%

/ 57

PROBLEME UND ERFOLGE
Rund die Hälfte der Zuwanderer, die einen Antrag 
auf Familienzusammenführung gestellt hatten, 
nannten Probleme mit dem diesbezüglichen 
Verfahren, insbesondere mit den Bedingungen, den 
erforderlichen Dokumenten oder dem Ermessens-
spielraum der Behörden. Abbildung 22 zeigt, wie oft 
Befragte über spezifische Probleme beim Verfahren 
berichteten. Personen, die einen Antrag gestellt 
hatten, sagten, dass die Behörden zu viel Spielraum 
hatten, beim Verfahren zu „tun, was sie wollten“, vor 

allem in französischen (38 %), italienischen (34 %) 
und portugiesischen Städten (28 %). Die 
geforderten Unterlagen waren ein weiteres 
wichtiges Hindernis für die Familienzusammen-
führung, besonders in Ländern wie Belgien (24 %) 
und Deutschland (50 %). Antragsteller in den 
deutschen und italienischen Städten hatten die 
meisten Probleme, während von den Antragstellern 
in den spanischen Städten die wenigsten Probleme 
genannt wurden.
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Anmerkung: Die Frage zum Familienleben wurde in Deutschland nicht gestellt. Statistische Überprüfungen zeigen etwas geringere wahrgenommene Auswirkungen von 
Familienzusammenführungen auf die Arbeitssituation in Brüssel als in den anderen belgischen Städten, auf die Arbeitssituation und die Integration in Stuttgart als Berlin, 
auf das Familienleben in Antwerpen als in den anderen belgischen Städten und in Lissabon als in Faro (für alle Unterschiede: p≤0,05). Der Anteil der „Weiß 
nicht“-Antworten war hoch (<37 %) in den belgischen Städten und Budapest, während die Anzahl der Verweigerungen in Antwerpen und Madrid hoch war (<15 %).

Einfacheres Familienleben        Sich mehr zuhause gefühlt
PStärkere Einbindung        Bessere Arbeitssituation

Abbildung 23. Wahrgenommene Auswirkungen der Familienzusammenführung
auf die Integration?
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Half etwas
Half sehr

Zuwanderer, die ihren Partner/ihre Partnerin oder 
ihre Familie nachgeholt hatten, stellten verschie-
dene positive Auswirkungen der Familienzu-
sammenführung auf ihr Familienleben und die 
soziale Integration fest. Abbildung 23 zeigt, wie viele 
Zuwanderer, die ihre Ehepartner oder Kinder 
nachgeholt haben, der Ansicht waren, dass ihnen 
das in verschiedenen Lebensbereichen „etwas“ 
oder „sehr“ geholfen hat. Die Familienzu-
sammenführung hat bei fast allen das Familienleben 
wesentlich einfacher gemacht. Die meisten fühlten 

sich im Land mehr zuhause. Im Durchschnitt sah in 
den belgischen, französischen, deutschen und 
italienischen Städten mehr als die Hälfte auch, wie 
ihnen das Zusammenleben mit ihrer Familie auf die 
eine oder andere Weise half, stärker am alltäglichen 
Leben vor Ort – wie beispielsweise in Schulen, 
Vereinen oder an politischen Aktivitäten – 
teilzunehmen. Rund 70 % in Berlin und rund 30 % 
in den meisten anderen Städten führten sogar 
einige ihrer Chancen auf dem Arbeitsmarkt auf die 
Zusammenführung mit ihrer Familie zurück.
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Anmerkung: Dieses Muster trifft in den meisten Fällen in den 7 Ländern zu, in denen die Stichprobengrößen für eine Analyse ausreichend waren. In Bezug auf die Frage, 
ob die Erhebungsteilnehmer gerne wieder mit dem getrennt lebenden Partner zusammenleben würden, war der Anteil der "Weiß nicht"-Antworten hoch in Belgien (13,6 
%), Frankreich (6,2 %), Deutschland (27,6 %), Ungarn (44,6 %), während der Anteil der Verweigerungen in Deutschland (11,6 %) und Spanien (14 %) hoch war.

Abbildung 24. Familienzusammenführung mit Partner und Zufriedenheit mit dem Familienleben
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Der durchschnittliche befragte Zuwanderer in den 

meisten ICS-Städten und -Ländern scheint mit seinem 

Familienleben ebenso zufrieden zu sein wie die meisten 

Menschen in den betreffenden Ländern. Ausgehend von 

Fragen der Europäischen Erhebung zur Lebensqualität 

(EQLS) 2007 gaben die befragten Zuwanderer auf einer 

Skala von 0 bis 10 an, wie zufrieden sie mit ihrem 

Familienleben waren (siehe Schlussfolgerungen). Die im 

Rahmen des ICS befragten Zuwanderer bewerteten ihr 

Familienleben von „etwas weniger günstig“ in Neapel (6,8) 

bis zu „etwas günstiger“ in Barcelona (8,5). In Abbildung 24 

werden diese Bewertungen detaillierter in Bezug auf 

unterschiedliche Arten von Familien und unterschiedliche 

Einstellungen zu einer Familienzu sammenführung 

aufgezeigt. Lediglich die portugie sischen und spanischen 

Städte hatten für die spezifi schen Fragen zu (Ehe-)

Partnern ausreichend große Stichproben; ähnliche 

Muster deuten sich jedoch in den meisten Fällen in den 

sieben Ländern an. 

Die meisten befragten Zuwanderer waren nie von ihrem/r 

Partner/in getrennt und der von ihnen angegebene Grad 

der Zufriedenheit mit dem Familienleben war ähnlich hoch 

wie bei der allgemeinen Bevölkerung. Die relativ wenigen 

Zuwanderer in transnationalen Beziehungen und Familien 

hatten eine etwas andere Sicht auf ihre Zufriedenheit mit 

dem Familienleben und die Zukunft. Aus den ICS-Daten 

geht hervor, dass getrennt lebende Zuwanderer, die 

keinen Antrag für ihre im Ausland lebenden Ehepartner 

stellen wollten, nur etwas weniger zufrieden mit ihrem 

Familienleben waren. Sie sehen diese Zeit des 

Getrenntlebens möglicherweise als bessere Option für 

sich selbst und/oder ihre Familie an. Auf der anderen 

Seite waren getrennt lebende Zuwanderer, die einen 

Antrag auf Familienzusammenführung stellen wollten, 

deutlich weniger zufrieden mit ihrem Familienleben. 

Diejenigen, die den Antrag gestellt und ihren Ehepartner 

nachgeholt hatten, waren im Durchschnitt genauso 

zufrieden mit ihrem Familienleben wie Zuwanderer, die nie 

von ihrem/r Partner/in getrennt gewesen waren. 

Die Erfahrungen von zusammengeführten Familien in den 

ICS-Städten legen nahe, dass für die begrenzte Anzahl 

von getrennt lebenden Familien, die in der 

vorhersehbaren Zukunft eine Familienzusammenführung 

wünschen, das Zusammenleben voraussichtlich das 

Familienleben verbessern wird. Das Zusammenleben 

kann auch ihr Zugehörigkeitsgefühl und möglicherweise 

andere Integrationsaspekte stärken. Die Familienzusammen-

führungspolitiken scheinen für die kleine Anzahl von 

getrennt lebenden Familien sehr wichtig zu sein, die an 

einer Familienzusammenführung interessiert sind. In 

verschiedenen Ländern wurden einige getrennt lebende 

Familien durch die Bedingungen davon abgeschreckt, 

einen Antrag zu stellen und die Art und Weise wie diese 

Anforderungen dokumentiert und umgesetzt werden 

müssen, verursachten für diejenigen, die einen Antrag 

stellen, Probleme.

FA
M

ILIEN
-

ZU
SA

M
M

EN
FÜ

H
RU

N
G



60 /

Familien-








zu
sammenf





ü

h
ru

n
g



/ 61

Dau
erau

fen
thal


t

Daueraufenthalt



62 /

Daueraufenthalt

Haben Sie jemals einen 
Daueraufenthaltstitel 

beantragt? 

Wann haben Sie den 
Antrag gestellt?

Wie wurde über Ihren 
Antrag entschieden?

Welche Probleme hatten 
Sie bei der  

Antragstellung?

Wie sehr hat Ihnen der 
Daueraufenthaltstitel 

geholfen?

Warum möchten Sie kein-
en Daueraufenthaltstitel 

erhalten?

Würden Sie gerne einen 
Daueraufenthaltstitel 

erhalten? 

Wie sehr würde Ihnen  
ein unbefristeter 

Aufenthaltstitel helfen?

Möchten Sie mehr über alle Resultate erfahren? Besuchen Sie www.immigrantsurvey.org
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Daueraufenthalt

Zwischen 80 und 95 % der Zuwanderer haben 
einen Daueraufenthaltstitel oder möchten 
ihn erlangen.

Auch die meisten Zuwanderer mit 
befri stetem Aufenthaltsstatus in den neuen 
Einwanderungsländern möchten einen 
Daueraufenthaltstitel erlangen.

Im Durchschnitt werden die Anträge nicht 
lange nach Ablauf des Mindestaufen-
thaltszeitraums gestellt.

Die vorzulegenden Dokumente und der 
Spielraum der Behörden werden als 
Hauptprobleme für Antragsteller in 
bestimmten Ländern genannt.

Ein Daueraufenthaltstitel hilft den meisten 
Zuwanderern, einen besseren Arbeitsplatz zu 
finden und sich stärker zugehörig zu fühlen. 

Die wichtigsten  
Ergebnisse
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Nach einem Aufenthalt von einigen Jahren können 
die meisten Zuwanderer mit befristetem 
Aufenthaltsstatus für sich entscheiden, ob sie sich 
dauerhaft im Land niederlassen möchten. Ein 
langfristiger oder dauerhafter Aufenthaltstitel sichert 
ihren Aufenthaltsstatus und garantiert ihnen 
Gleichberechtigung inklusive der gleichen Rechte 
und Pflichten wie sie Staatsangehörige des 
jeweiligen Landes und EU-Bürger haben. 
Das Thema des Daueraufenthalts wird in der 
öffentlichen Diskussion selten angesprochen. Der 
Migrant Integration Policy Index (MIPEX) bestätigte, 
dass es zwischen 2007 und 2010 wenig 
Verbesserungen in Bezug auf den Daueraufen-
thaltstitel gab. Auf EU-Ebene ver öffentlichte die 
Europäische Kommission 2011 einen Bericht, in 
dem die geringen Auswirkungen der Richtlinie des 
Rates über Daueraufenthaltstitel in den meisten EU-
Mitgliedstaaten bedauert wurde.25 Mehr Informationen 
über den Zusammenhang zwischen Daueraufenthalt 
und Integration werden nur langsam gesammelt. Die 
EU-Mitgliedstaaten haben sich kürzlich geeinigt, 
dass der Anteil der Zuwanderer, die einen 
Daueraufenthaltstitel erwerben, ein entscheidender 
Ergebnisindikator ist (Saragossa-Indikatoren), da 
eine aktive Staatsbürgerschaft die Integration der 
Zuwanderer, ihre Teilhabe am demokratischen 
Prozess und ihr Zugehörigkeitsgefühl stärkt.26  Der 
Vergleich von Aufenthaltsberechtigungen wird 
teilweise durch EU-Rechtsvorschriften (z. B. die 
Richtlinie 2003/109/EG über die Rechtsstellung der 
daueraufenthalts berechtigten Drittstaatsan gehörigen) 
und bessere europäische Statistiken (z. B. die 
Verordnung 862/2007) vereinfacht. Es ist jedoch 
noch immer relativ wenig über Zuwanderer mit 
Dauerauf enthaltstitel bekannt und welche Funktion 
dieser in Bezug auf die Wege der Zuwanderer zur 
Integration und dauerhaften Niederlassung hat.

Der Immigrant Citizens Survey untersucht den 
Zusammenhang, die Zuwanderer zwischen 
einem sicheren rechtlichen Status und ihrer 
sozialen Integration sehen. Ähnlich wie im 
Abschnitt zur Familienzusammenführung wurden die 
Zuwanderer befragt, ob sie einen Antrag auf 
irgendeine Form einer nationalen langfristigen oder 
unbefristeten Aufenthaltserlaubnis gestellt hatten 
oder stellen wollten. Wie hoch war der Anteil der 
Nicht-EU-Bürger, die einen Daueraufenthaltstitel  in 
der einen oder anderen Form erwarben? Welche 
Probleme hatten sie bei der Antragstellung? Welche 

Auswirkungen hatte der Status auf ihre dauerhafte 
Niederlassung und ihre soziale Integration?
Der Migrant Integration Policy Index 2010 (MIPEX) 
stellte eine „tendenziell günstige“ Situation beim 
Zugang zum Daueraufenthaltstitel in allen ICS-
Ländern (mit einem Wert von 60+/100) fest mit 
Ausnahme von Deutschland (50/100) und Frankreich 
(46/100). Die Auflagen für eine Berechtigung und die 
Bedingungen für den Erwerb unterscheiden sich in 
den verschiedenen Ländern beträchtlich. Die 
maximale Aufenthaltsdauer für die Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt-EG beträgt 5 Jahre. Dieser Zeitraum 
wird manchmal für anerkannte Flüchtlinge, 
Personen, die subsidiärem Schutz unterliegen, 
hochqualifizierte Arbeitnehmer, Personen, die im 
Besitz einer Familienzusammenführungs berechti-
gung sind, oder Absolventen des Hochschulsystems 
des betreffenden Landes verkürzt. Die Staaten 
können jedoch bestimmte gesetzliche Kategorien 
von Zuwanderern aus Drittstaaten, die einen 
befristeten Aufenthaltsstatus haben, von der 
Beantragung ausnehmen. Sie können auch 
Bedingungen für die Erlangung des Daueraufen-
thaltstitels vorschreiben, die gleich hoch sind wie für 
die Staatsangehörigkeit oder höher, wie dies mit 
dem aktuellen europäischen Trend zu Anforderungen 
in Bezug auf die Sprach beherrschung der Fall ist. In 
Frankreich, Deutschland und Italien bestehen mehr 
Anforderungen für den Erhalt als in den vier anderen 
Ländern. Die gesetzlichen Bedingungen sind am 
integrativsten in Belgien, Ungarn und Spanien und 
stellen höhere Anforderungen in Frankreich und in 
Deutschland. Kein anderes MIPEX-Land hatte so 
viele Bedingungen wie Deutschland, während kaum 
eines den Zugang so sehr einschränkte wie 
Frankreich. Portugal setzte mit dem Einwanderungs-
gesetz von 2007 nur einen „tendenziell günstigen“ 
Zugang zum Daueraufenthaltstitel um. Belgien und 
Spanien haben ebenfalls vor kurzem den Zugang 
zum Daueraufenthaltstitel verbessert. Italien arbeitet 
an einem Punktesystem mit neuen Sprach- und 
Integrationsanforderungen. Zuwanderer, die einen 
Daueraufenthaltstitel erhalten, haben einen recht 
sicheren Aufenthaltsstatus in allen ICS-Ländern mit 
Ausnahme von Ungarn und annähernd gleiche 
sozioökonomische Rechte in allen ICS-Ländern mit 
Ausnahme von Frankreich (Arbeits- und Qualifizierungs-
beschränkungen für Nicht-EU-Bürger).

25. Für weitere Informationen siehe www.mipex.eu/blog/commission-deplores-
weak-impact-of-eu-long-term-residence-directive.

26. Eurostat, Indicators of Immigrant Integration: A Pilot Study, (Luxembourg, 2011) 
ISSN 1997-0375. 
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Abbildung 25. Haben Sie nach 6+ Jahren einen Daueraufenthaltstitel?
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Nein, anderer Aufenthaltstitel             Ja, Daueraufenthaltstitel
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DER DAUERAUFENTHALT ALS TEIL DES WEGS 
ZUR INTEGRATION
Abbildung 25 zeigt den Anteil von ausländischen 
Einwohnern in den ICS-Städten, die nach einem 
Aufenthalt von sechs Jahren oder mehr im Land 
einen Daueraufenthaltstitel haben. Nicht in dieser 
Abbildung inbegriffen sind Eingebürgerte. Die 
Mehrzahl der ausländischen Befragten in den 
französischen, deutschen und spanischen Städten 
sowie in Budapest und Mailand gaben an, eine Art 
von Daueraufenthaltstitel zu haben. Der 
durchschnittliche Antragsteller für einen Dauer-
aufenthalt in belgischen und französischen Städten 
sowie Budapest hatte länger im Land gelebt und 
vor längerer Zeit seinen Antrag gestellt als in 
italienischen, portugiesischen und spanischen 
Städten. 

Bei bestimmten Zuwandererkategorien, besonders 
bei internationalen Studierenden, waren die Quoten 
für den Daueraufenthaltstitel niedriger. Auch nach  
6 Jahren und mehr im Land hatte nicht mehr als die 
Hälfte der ehemaligen internationalen Studierenden 
in ICS-Ländern einen Daueraufenthaltstitel. Dauer-
aufenthaltstitel waren ebenfalls bei anderen Aufen-
thaltsberechtigten wesentlich weniger verbreitet, die 
seit sechs Jahren oder länger im Land waren: 
reguläre Zuwanderer in Italien, temporäre Arbeits-
kräfte in Portugal und Inhaber verschiedener Visa-
Kategorien in Belgien.
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Abbildung 26. Haben Sie einen Daueraufenthaltstitel beantragt? Möchten Sie einen Antrag stellen?
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Anmerkung: Die Anzahl der Verweigerungen war leicht erhöht in Antwerpen und Barcelona (<8 %).

Hat  Daueraufenthaltstitel erhalten Abgelehnt Wartet auf Antwort
Möchte Daueraufenthaltstitel erhalten Möchte keinen Daueraufenthaltstitel erhalten
Weiß nicht, ob er/sie Daueraufenthaltstitel erhalten möchte

Insgesamt haben zwischen 80 und 95 % der 
befragten Zuwanderer in den meisten ICS-
Ländern einen Daueraufenthaltstitel oder wollen 
ihn erlangen. Abbildung 26 zeigt, wie viele 
ausländische Bürger einen Antrag gestellt haben 
(angenommen, abgelehnt oder Antwort noch 
ausstehend) und ob befristet Aufenthaltsberechtigte 
daran interessiert sind, einen Antrag zu stellen. 
Vergleichsweise wenige ausländische Einwohner 
haben in den Städten in Italien und Portugal einen 
Antrag gestellt. In den meisten ICS-Ländern weiß 
die Mehrheit der befristet Aufenthaltsberechtigten 
bereits, dass sie einen Daueraufenthaltstitel erhalten 
möchte, auch in den neuen Einwanderungsländern 
wie Italien, Portugal und Spanien. Im Gegensatz 
dazu sagten wesentlich mehr ausländische 
Einwohner in den belgischen Städten und in 
Budapest, dass sie keinen Antrag auf einen 

Daueraufenthaltstitel gestellt haben, dies nicht 
beabsichtigten oder antworteten mit „ich weiß 
nicht“. Ausländische Ansässige in Berlin waren 
gespalten in Bezug auf die Frage, ob sie einen 
Antrag stellen würden.
Da die meisten befristet Aufenthaltsberechtigten 
einen Daueraufenthaltstitel erlangen wollten, gaben 
nur wenige Gründe an, warum sie dies nicht tun 
würden. Diejenigen, die nicht an einem 
Daueraufenthaltstitel interessiert waren, sahen 
häufig keinen Unterschied zu ihrem derzeitigen 
Status (rund ein Drittel in Budapest, in den 
belgischen, deutschen und portugiesischen 
Städten). Ein weiterer wichtiger Grund war, dass 
diese spezifischen befristet Aufenthaltsberechtigten 
nicht vorhatten, sich im Land niederzulassen, 
speziell in Budapest und in den deutschen Städten.
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Anmerkung:  Es gibt einen deutlichen Unterschied bei der durchschnittlichen Aufenthaltsdauer vor dem Einreichen des Antrags zwischen Lyon (3,8) und Paris (5,4). Der 
Anteil der „Weiß nicht“-Antworten war hoch(< 24 %) in den belgischen Städten, den französischen Städten, den deutschen Städten, in Budapest und Neapel.
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Abbildung 27. Nach wie vielen Jahren im Land haben Sie einen Antrag gestellt?
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In den meisten ICS-Ländern stellte der 
durchschnittliche Antragsteller für einen 
Daueraufenthaltstitel nicht lange nach Ablauf des 
erforderlichen Mindestaufenthaltszeitraums einen 
Antrag. Die durchschnittliche Aufenthaltslänge vor 
der Beantragung wird in Abbildung 27 dargestellt. 
Die Antragsteller stellten normalerweise in den 
meisten Ländern nach einem Aufenthalt von fünf 
Jahren einen Antrag. 
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Abbildung 28. Hatten Sie Probleme bei der Antragstellung für einen Daueraufenthaltstitel? 
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Dokumente beschaffen          Voraussetzungen erfüllen
Zu großer behördlicher Ermessensspielraum

Anmerkung: Der Anteil der „Weiß nicht“-Antworten auf diese Fragen war hoch in den belgischen Städten und in Budapest (<21 %).

PROBLEME UND ERFOLGE
Verschiedene Personen hatten bei ihrem Antrag 
Probleme mit den Verfahren und der Art, wie sie in 
den verschiedenen Städten angewendet werden. 
Abbildung 28 gibt an, wie häufig die vorzulegenden 
Dokumente, Bedingungen und der 
Ermessensspielraum der Behörden den befragten 
Antragstellern Schwierigkeiten bereiteten. In den 
spanischen Städten gab es selten derartige 
Probleme, während in Budapest, Lyon, Mailand und 
Neapel zwei Drittel der Antragsteller über Probleme 
berichteten. Wenigstens eines dieser Probleme 
wurde von der Hälfte der Antragsteller in Paris, 

Berlin, den portugiesischen und belgischen Städten 
genannt, in Antwerpen war die Quote sogar noch 
höher. Die Dokumentenbeschaffung und die 
Bedingungen wurden von mehr Personen, die in 
den belgischen, deutschen und portugiesischen 
Städten einen Antrag stellten, als schwierig 
angesehen. Wesentlich mehr Antragsteller 
beurteilten das Verhalten der Behörden in den 
französischen und portugiesischen Städten als 
willkürlich und ungerecht als in den deutschen und 
spanischen Städten. 
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Sich zuhause fühlen                        Bessere Arbeit
Besser eingebunden                       Bessere Bildung

Abbildung 29. Wahrgenommene Auswirkungen des Daueraufenthaltstitels auf die Integration
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Anmerkung: Statistische Überprüfungen ergeben etwas geringere wahrgenommene Auswirkungen eines Daueraufenthaltstitels auf die Beschäftigung in Lyon als in Paris und in Neapel als in Mailand; 
auf das Sich-Zuhause-Fühlen in Lüttich als in Antwerpen, in Lyon als in Paris und in Stuttgart als in Berlin; und auf eine bessere Integration und das Sich-Zuhause-Fühlen in Madrid als in Barcelona 
und in Faro als in den anderen portugiesischen Städten (für alle Unterschiede: p≤0,05). Der Anteil der „Weiß nicht“-Antworten war hoch (<28 %) in Antwerpen, Lüttich, Lyon, Paris und Budapest.

Half etwas

Half sehr
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Personen, die einen Daueraufenthaltstitel 
erhielten, sagten, dass ihnen dieser sichere 
Aufenthaltsstatus geholfen habe, sich mehr 
zuhause zu fühlen, in vielen Fällen bessere 
Arbeitsplätze zu finden und manchmal mehr 
oder eine bessere Bildung zu erhalten und sich 
stärker einzugliedern. Abbildung 29 zeigt, in 
welchem Umfang ein Daueraufenthaltstitel 
Zuwanderern in verschiedenen Lebensbereichen 
„etwas“ oder „sehr“ geholfen hat. Durch einen 
Daueraufenthaltsstatus fühlten sich die meisten 

Befragten in allen ICS-Ländern und vor allem in 
Italien stärker zuhause. Im täglichen Leben half der 
Aufenthaltsstatus in allen ICS-Städten mit 
Ausnahme Italiens und Spaniens den Aussagen 
zufolge, die Arbeitsaussichten zu verbessern. Die 
Mehrheit fühlte auch Auswirkungen in Bezug auf 
ihre Beteiligung am alltäglichen Leben vor Ort in 
Belgien, Frankreich, Deutschland und Portugal oder 
verbesserte ihre Ausbildung in Belgien, Frankreich 
und in einem gewissen Maß in Portugal. 
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Staatsangehörigkeit

Haben Sie jemals die 
Staatsangehörigkeit 

beantragt?
Wann haben Sie den 

Antrag gestellt?

In welchem Verfahren 
haben Sie die Staats-

angehörigkeit  
beantragt?

Wie wurde über Ihren 
Antrag entschieden?

Hatten Sie Probleme als
Sie den Antrag gestellt

haben?

Möchten Sie die Staats-
angehörigkeit erlangen? 

Warum nicht?

Wie hat Ihnen die  
Staatsangehörigkeit  

geholfen?

Wie würde Ihnen die 
Staatsangehörigkeit 

helfen? 

Möchten Sie mehr über alle Resultate erfahren? Besuchen Sie www.immigrantsurvey.org
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Staatsangehörigkeit

Rund 3 von 4 Zuwanderern haben die 
Staatsangehörigkeit oder möchten sie erwerben. 

Die wichtigsten  
Ergebnisse

Die wenigen, die kein Interesse an der 
Staatsangehörigkeit haben, sehen häufig keinen 
Unterschied zu ihrem jetzigen Status oder sind mit 
spezifischen politischen Hindernissen konfrontiert. 

Wichtige Gründe für eine Nichteinbürgerung sind 
in Frankreich die schwierigen Verfahrensweisen 
und in Deutschland die Einschränkungen in Bezug 
auf die doppelte Staatsangehörigkeit. 

Die Einbürgerung ist in etablierten 
Einwanderungsländern und für Personengruppen 
mit erleichterten Zugangsbedingungen in Ungarn 
und Spanien üblicher.

Zuwanderer, die zu einer Einbürgerung berechtigt 
sind, stellen häufig erst nach Jahren einen Antrag. 

Die Staatsangehörigkeit verstärkt das 
Zugehörigkeitsgefühl der Zuwanderer, hilft ihnen, 
bessere Arbeitsplätze zu finden, und sogar ihr 
Bildungsniveau zu verbessern und ihre Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben zu vergrößern. 



74 /

Durch die Staatsangehörigkeit erhalten die Zuwanderer 

gleiche Rechte und eine höhere Anerkennung in der 

Gesellschaft. Regelungen des Zugangs zur Staats-

angehörigkeit sind häufig Gegenstand von politisch und 

emotional aufgeladenen nationalen Debatten über 

Integration, Identität und Vielfalt. Die europäischen 

Institutionen haben sich nur in sehr geringem Maße zur 

nationalen Staatsangehörigkeit geäußert. Die für die 

Integration zuständigen Minister der Mitgliedstaaten 

einigten sich 1999 in den Schlussfolgerungen des 

Ratsvorsitzes von Tampere darauf, die Einbürgerung in 

ihre Strategien zu vergleichbaren Rechten und 

Verantwortlichkeiten einzubeziehen. 2010 machten die 

EU-Mitgliedstaaten den Anteil der eingebürgerten 

Zuwanderer zu einem EU-Integrationsindikator, weil in den 

Gemeinsamen Grundsatzprinzipien der EU davon 

ausgegangen wird, dass die Partizipation am 

demokratischen Prozess die Integration der Zuwanderer 

fördert und ihr Zugehörigkeitsgefühl verstärkt. 

Durch bessere internationale Daten und Forschung wird 

der Zusammenhang zwischen politischen Maßnahmen, 

Einbürgerungsquoten und gesellschaftlicher Integration 

sichtbar gemacht. Das Staatsangehörigkeitsprojekt von 

EUDO hat die zahlreichen Arten des Erwerbs und des 

Verlusts der Staatsangehörigkeit systematisch 

zusammengetragen und analysiert.27 Mit der 

internationalen Zusammenarbeit und internationalen 

Erhebungen wurde die Art und Weise, wie die Länder die 

Staatsangehörigkeit messen, verbessert (OECD und 

Eurostat, insbesondere Verordnung 862/2007). Neuartige 

Analysen scheinen darauf hinzuweisen, dass die Politiken 

bedeutende Auswirkungen darauf haben, wie viele 

Zuwanderer die Staatsangehörigkeit annehmen und wie 

lange es dauert, bis sie es tun.28 Belege für die 

Auswirkungen der Staatsangehörigkeit wurden von 

Forschern, unter anderem für die OECD, gesammelt29.  

Aus ihrer Untersuchung, bei der Längsschnittdaten 

verwendet wurden, geht hervor, dass die 

Staatsangehörigkeit wie ein Werkzeug funktioniert, das 

den Zugang für Zuwanderer, insbesondere für 

schutzbedürftige Gruppen, zu besser bezahlten, höher 

qualifizierten Arbeitsplätzen und Arbeitsplätzen im 

öffentlichen Sektor verbessert. Sie vertreten die These, 

dass die Einbürgerung nicht nur die Rechte der 

Betroffenen in dem jeweiligen Land stärkt, sondern auch 

ihre Anerkennung auf dem Arbeitsmarkt und Investitionen 

in ihre Aus- und Fortbildung. Weitere (nicht auf 

Längsschnittdaten beruhende) Quellen weisen darauf hin, 

dass sich eine Einbürgerung auch positiv auf die politische 

Beteiligung, die Wohnverhältnisse und die soziale 

Eingliederung auswirkt. Die neuere Forschung untersucht 

ausgehend von diesen Ergebnissen, wie sich 

unterschiedliche Gesetze, Durchführungsmaßnahmen und 

individuelle Faktoren auf den Erwerb der 

Staatsangehörigkeit und die Integration auswirken.30

Der Immigrant Citizens Survey prüft diese sich 

abzeichnenden Elemente und befragt hierzu die 

Zuwanderer, wie sie selbst die Staatsangehörigkeit im 

Zusammenhang mit ihrer Niederlassung und Integration in 

die Gesellschaft sehen. Wie in den Teilen über die 

Familienzusammenführung und den Daueraufenthalt 

wurden die Zuwanderer in diesem Abschnitt zu ihrem 

Interesse, ihren Erfahrungen und den wahrgenommenen 

Auswirkungen der Maßnahmen befragt. Möchten 

Zuwanderer mit befristetem Aufenthaltsstatus die 

Staatsangehörigkeit haben? Wie viele Nicht-EU-Bürger 

haben einen diesbezüglichen Antrag gestellt und erhielten 

einen positiven Bescheid? Nehmen sie auch 

Auswirkungen auf ihr Zugehörigkeitsgefühl und die soziale 

Integration wahr? 

Die Zuwanderer in den ICS-Ländern hatten sehr 

unterschiedliche Wege zur Erlangung der 

Staatsangehörigkeit, je nach dem Jahr der Beantragung 

und manchmal ihrer nationalen Herkunft oder 

Ausgangskultur. Vor mehreren Jahrzehnten erleichterten 

einige wenige europäische Länder, zu denen Frankreich, 

Irland und das Vereinigte Königreich gehörten, die 

Einbürgerung, das Geburtsortsprinzip und die doppelte 

Staatsangehörigkeit für Zuwanderer der ersten 

Generation. Viele Länder (Deutschland, Ungarn, Italien, 

Portugal und Spanien) erleichterten den Zugang für 

Personen mit historischen, ethnischen oder kulturellen 

Verbindungen zum jeweiligen Land. Innerhalb einer 

Generation haben die Zuwanderer bedeutende 

Staatsangehörigkeitsreformen in Ländern wie 

Deutschland, Belgien, kürzlich in Portugal und vielleicht 

bald in Italien miterlebt. 

2010 wurde im Rahmen des Migrant Integration Policy 

Index (MIPEX) festgestellt, dass die Staatsangehörig-

keitsgesetze für normale Zuwanderer aus Nicht-EU-

Staaten in Portugal am günstigsten (erst seit 2006) und in 

allen übrigen ICS-Ländern – mit Ausnahme von Ungarn 

und Spanien – „tendenziell günstig“ waren. Diese beiden 

Länder haben weiterhin wesentlich vorteilhaftere 

Maßnahmen für bestimmte Personengruppen mit 

erleichterten Zugangsbedingungen als für normale 

Zuwanderer aus Nicht-EU-Staaten. Die doppelte 

Staatsangehörigkeit wird in allen ICS-Ländern akzeptiert, 

eine Ausnahme bilden Spanien (nur für Länder mit 

historischen Verbindungen) und Deutschland (nur im 

Ausnahmefall). Normale Zuwanderer aus Nicht-EU-

Staaten können nach einem mehrjährigen Aufenthalt 

27. Für weitere Informationen siehe http://eudo-citizenship.eu/.
28. Siehe Dronkers, Jaap and Vink, Maarten, Explaining Access to Citizenship in 

Europe: How Policies Affect Naturalisation Rates, European Union Politics 13(3), 
2012. www.eui.eu/Personal/Dronkers/English/Vink.pdf Sartori, Fabio, 
‘Acquisitions of citizenship on the rise in 2009,’ Eurostat: Statistics in Focus 

24/2011, Luxembourg, 2011. http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_
OFFPUB/KS-SF-11-024/EN/KS-SF-11-024-EN.PDF, Reichel, David ‘Do legal 
regulations hinder naturalisation?’ EUI Working Papers RSCAS 2011/51, 
Florence, Italy, 2011. http://cadmus.eui.eu/bitstream/handle/1814/18734/
RSCAS_2011_51.pdf?sequence=3 
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Anmerkung: Statistische Überprüfungen zeigen, dass bei den Erhebungsteilnehmern in Lüttich die Wahrscheinlichkeit etwas höher war, dass sie wussten, ob sie einen 
Daueraufenthaltstitel oder die Staatsangehörigkeit wollten, als dies bei den Teilnehmern in Antwerpen oder Brüssel der Fall war (für alle Unterschiede: p≤0,05).

Abbildung 30. Möchten Sie einen Daueraufenthaltstitel erhalten?
                      Möchten Sie die Staatsangehörigkeit erwerben?
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Ich möchte einen Daueraufenthaltstitel und/oder die Staatsangehörigkeit Ich möchte zumindest die Staatsangehörigkeit

Ich möchte zumindest einen Daueraufenthaltstitel Ich weiß nicht, welche von beiden ich möchte

Ich möchte weder einen Daueraufenthaltstitel noch die Staatsangehörigkeit

/ 75

29. OECD, Naturalisation: A passport for the better integration of immigrants? OECD 
Publishing, Paris, 2011, doi: 10.1787/9789264099104-en www.oecd.org/documen
t/0/0,3746,en_2649_37415_48125719_1_1_1_37415,00.html

30. Für weitere Informationen siehe das kommende, von EIF finanzierte 
Forschungsprojekt, Access to citizenship and its impact on immigrant 
integration (ACIT), http://www.migpolgroup.com/projects_detail.php?id=60.

ÜBER DEN DAUERAUFENTHALT HINAUS: 

INTERESSE AN DER STAATSANGEHÖRIGKEIT

Die meisten befristet Aufenthaltsberechtigten möchten 

sich nicht nur langfristig in den Ländern, in denen sie 

leben, niederlassen. Abbildung 30 zeigt, ob die befragten 

befristet Aufenthaltsberechtigten den Wunsch äußerten, 

einen Daueraufenthaltstitel zu erlangen und/oder die 

Staatsangehörigkeit zu erwerben. In sämtlichen ICS-

Ländern wünscht sich die Mehrheit einen sichereren 

Aufenthaltsstatus. In den französischen, portugiesischen 

und italienischen Städten möchten sie nicht nur einen 

Daueraufenthaltstitel, sondern auch die Staatsan-

gehörigkeit erwerben. Dies wollte auch fast die Hälfte in 

den italienischen Städten, aber ein weiteres Drittel ist 

gegen wärtig nur an einem Daueraufent haltstitel  

interes siert. Die befragten befristet Aufenthalts-

berechtigten in Budapest und Städten in Belgien und 

Deutschland waren stärker gespalten und waren 

unsicherer in Bezug auf ihren zukünftigen Status im 

Land. In Belgien waren mehr Menschen an einer 

Staatsangehörigkeit interessiert; wenige hatten oder 

wollten einen Daueraufenthaltstitel (gegenwärtig keine 

formelle Anforderung für eine Einbürgerung). In 

Deutschland wollten 30 % nur einen Daueraufent-

haltstitel erlangen, wohingegen es weitere 30 % 

vorzogen, einen befristeten Aufenthaltsstatus zu 

behalten anstatt einen Daueraufenthaltstitel zu erlangen 

oder die Staatsangehörigkeit zu erwerben.

einen Antrag stellen:  ab drei Jahren für eine Einbürgerung 

in Belgien (sieben Jahre für die Staatsangehörigkeitser-

klärung) bis fünf Jahre in Frankreich, sechs Jahre in 

Portugal, sieben bis acht Jahre in Deutschland, acht Jahre 

in Ungarn (kein spezifischer Zeitraum für ethnische 

Ungarn), zehn Jahre in Spanien (zwei Jahre für Länder mit 

historischen Verbindungen) sowie zehn Jahre in Italien (für 

einige Personengruppen z. B. mit italienischer Abstam-

mung, weniger). Die allgemeinen rechtlichen Voraus- 

set zungen (wie Sprachkenntnisse, politische Bildung, 

Einkommen) waren in Belgien und Portugal am stärksten 

integrativ, in Deutschland am anspruchsvollsten und in 

Frankreich und Spanien am stärksten ermessen s-

abhängig. Das Gesamtverfahren ist in Ungarn, Frankreich, 

Italien und Belgien ermessensbedingt (in Bezug auf die 

Einbürgerung) und im Gegensatz dazu in Deutschland, 

Spanien und Belgien auf Rechten basierend (bei der 

Erklärung zur Staatsangehörigkeit). 
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Kann die vorherige Staatsangehörigkeit nicht behalten         Verfahren ist zu kompliziert
Möchte nicht im Land bleiben         Kein Unterschied zu meinem derzeitigen Status

Abbildung 31. Warum möchten Sie nicht die Staatsangehörigkeit erwerben?
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Anmerkung: Statistische Überprüfungen ergeben, dass der Unterschied zum derzeitigen Status in Mailand häufiger als Grund genannt wurde als in Neapel, und etwas 
häufiger in Brüssel als in den anderen belgischen Städten, und in Lissabon häufiger als in den anderen portugiesischen Städten. Die vorherige Staatsangehörigkeit wurde 
häufiger in Stuttgart angeführt als in Berlin. Auch das Verfahren wurde in Mailand häufiger genannt als in Neapel (für alle Unterschiede: p≤0,05). Der Anteil der „Weiß 
nicht“-Antworten war hoch in Antwerpen (<43 %) und etwas erhöht (<23 %) in Brüssel, Lüttich, Lyon und Mailand, während die Anzahl der Verweigerungen in Antwerpen 
hoch war (<8 %).

Die wenigen befristet Aufenthaltsberechtigten, die 
keine Einbürgerung wollen, sehen häufig nicht, 
welchen Wert eine Staatsangehörigkeit hätte, oder 
haben andere, länderspezifische Gründe. Abbildung 
31 gibt Hinweise darauf, warum die 
Staatsangehörigkeit für viele Zuwanderer in den in 
die Untersuchung einbezogenen Städten in 
Deutschland, Ungarn und Italien und für wenige in 
Belgien, Frankreich, Portugal und Spanien 
möglicherweise nicht interessant ist. Die wenigen in 
Spanien bezogen sich nicht auf ein besonderes 
Problem. In allen anderen Ländern liegt ein 
wesentlicher Grund (42-57 %) darin, dass die 
ausländischen Einwohner, die eine Einbürgerung 
wollen – insbesondere Personen mit 
Daueraufenthaltsstatus –, keinen Unterschied 
zwischen ihrem aktuellen Status und der 
Staatsangehörigkeit erkennen. Das ist in den 
meisten Fällen jedoch nicht der Hauptgrund. Von 
den wenigen in portugiesischen Städten und den 

vielen in italienischen Städten sagte über die Hälfte, 
dass sie qnicht vorhatten, sich in diesen neuen 
Zuwanderungsländern niederzulassen. Die Hälfte 
derjenigen in den französischen Städten nannte als 
Grund ein zu schwieriges Einbürgerungsverfahren. 
In den deutschen Städten wollte fast die Hälfte 
nicht die Staatsangehörigkeit erwerben,  weil sie 
nach deutschem Recht möglicherweise ihre 
vorherige Staatsangehörigkeit aufgeben 
müssten. Dieses Problem war in anderen Ländern 
weniger ausgeprägt, was möglicherweise an den 
Gesetzen zur Staatsangehörigkeit in den 
Herkunftsländern und der Kenntnis der 
Möglichkeiten einer doppelten Staatsangehörigkeit 
liegt. 
Abbildung 32 zeigt speziell die Quoten der 
Zuwanderer aus Nicht-EU-Ländern, die die 
Staatsangehörigkeit beantragt haben oder 
beantragen möchten. 
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Abbildung 32. Haben Sie die Staatsangehörigkeit beantragt? Möchten Sie sie beantragen?
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Anmerkung: Deutschland ist ausgenommen, weil die Bedingungen für die Zusammenstellung der Stichprobe eine Unterrepräsentation von eingebürgerten
Zuwanderern zur Folge hatten.

Eingebürgert Abgelehnt Wartet auf Antwort Möchte Staatsangehörigkeit erwerben
Möchte Staatsangehörigkeit nicht erwerben Weiß nicht, ob er/sie Staatsangehörigkeit erwerben möchte
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Insgesamt gaben in den meisten ICS-Städten 
drei von vier Zuwanderern aus Nicht-EU-
Ländern an, die Staatsangehörigkeit zu haben 
oder erwerben zu wollen.  Die größte Ausnahme 
bilden die Städte in Italien, wo etwa die Hälfte der 
Befragten entweder nicht am Erwerb der 
Staatsangehörigkeit interessiert oder unent-
schlossen war. Dennoch geben fast genauso viele 
Befragte in italienischen und portugiesischen 
Städten an, dass sie in der Zukunft die 
Staatsangehörigkeit erwerben wollen. Die meisten 
befragten Zuwanderer, die die Einbürgerung 
beantragt hatten, hatten einen positiven Bescheid 
erhalten. Die meisten Ablehnungen wurden aus 
französischen Städten gemeldet. Für diejenigen, die 
auf eine Antwort warteten, war die Wartezeit in den 
portugiesischen Städten relativ kurz, etwas länger in 
den französischen Städten und am längsten in den 
belgischen und spanischen Städten, wo zahlreiche 
Fälle bis in die Jahre 2008/2009 zurückreichten. 

Aus der ICS-Stichprobe geht hervor, dass die 
Einbürgerung von Zuwanderern in etablierten 
Einwanderungsländern sowie für Personen-
gruppen mit erleichterten Zugangs bedingungen in 
Ungarn und Spanien üblicher ist. Bis jetzt gab es in 
italienischen und portugiesischen Städten nur eine 
geringe Anzahl von Anträgen, wobei die meisten ihren 

Antrag erst kürzlich gestellt hatten. In den 
portugiesischen Städten ist die Anzahl der 
Antragsteller aus portugiesischsprachigen ebenso wie 
aus nichtportugiesischsprachigen Ländern nach der 
Reform von 2006 dramatisch angestiegen, weil die 
ursprünglich nur für Antragsteller aus portugiesisch-
sprachigen Ländern vereinfachten Verfahren auf alle 
Ansässigen mit Grundkenntnissen in Portugiesisch 
ausgeweitet wurden. Im Vergleich dazu hatte fast die 
Hälfte oder mehr aller befragten Zuwanderer aus 
Nicht-EU-Ländern in Budapest, den belgischen, 
französischen und spanischen Städten bereits die 
Staatsangehörigkeit beantragt. Trotz der gleich hohen 
Zahlen für Ungarn und Spanien existieren deutliche 
Unterschiede in Bezug auf die Einbürgerungsverfahren 
und -raten. Die Wahrscheinlichkeit, dass die Befragten 
die Staatsangehörigkeit hatten, war wesentlich größer, 
wenn Ungarisch ihre Muttersprache war (83 % im 
Vergleich zu 24 % bei Nicht-Muttersprachlern) oder 
wenn sie aus Ländern mit historischen Verbindungen 
zu Spanien kamen (46 % im Vergleich zu 18 %). In den 
portugiesischen Städten ergaben sich zum 
Umfragezeitpunkt wenige Unterschiede zwischen 
Menschen aus portugiesischsprachigen und nicht-
portugiesischsprachigen Ländern. Dies ist möglicher-
weise unter anderem eine Auswirkung der Reform von 
2006.
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Abbildung 33. Nach wie vielen Jahren Aufenthalt im Land haben Sie einen Antrag gestellt?
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Anmerkung: Deutschland ist ausgenommen, weil die Bedingungen für die Zusammenstellung der Stichprobe eine Unterrepräsentation von eingebürgerten 
Zuwanderern zur Folge hatten. Der Anteil der „Weiß nicht“-Antworten war hoch (<29 %) in den belgischen Städten und Budapest, während die Anzahl der 
Verweigerungen in Mailand um 5 % lag.
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DAS ABWARTEN VOR DER EINBÜRGERUNG
Zuwanderer, die zu einer Einbürgerung berechtigt 
sind, brauchen in einigen Fällen Jahre, um einen 
Antrag zu stellen. Antragsteller, die die 
Aufenthaltsanforderungen erfüllen, müssen nicht nur 
an einer Antragstellung interessiert sein, sondern 
auch alle übrigen gesetzlichen Anforderungen 
erfüllen. In Abbildung 33 wird pro Stadt die 
durchschnittliche Anzahl von Jahren bis zur 
Antragstellung angegeben. Der durchschnittliche 
Antragsteller benötigte in Budapest (Nicht-
Muttersprachler), in den belgischen, französischen, 
italienischen und spanischen Städten ein Jahr oder 
zwei Jahre mehr als die geforderte 

Mindestaufenthaltsdauer. Im Gegensatz dazu 
benötigten Zuwanderer in den französischen 
Städten für eine normale Einbürgerung viel mehr 
Zeit bis zur Antragstellung als die Mindestdauer von 
fünf Jahren. Die Personengruppen mit erleichterten 
Zugangsbedingungen in Ungarn und Spanien, für 
die die geforderte Mindestaufenthaltsdauer sehr 
kurz ist, benötigten auch mehr Zeit bis zur 
Antragstellung. In den portugiesischen Städten 
begannen viele Personen mit Daueraufent-
haltsstatus, die die Aufenthaltsan forderungen 
erfüllten, erst nach der Reform von 2006 Anträge 
einzureichen. 
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Abbildung 34. Personen, die seit 20 Jahren oder länger im Land sind:
Haben Sie die Staatsangehörigkeit erworben?
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 Anmerkung: Deutschland ist ausgenommen, weil die Bedingungen für die Zusammenstellung der Stichprobe eine Unterrepräsentation von eingebürgerten Zuwanderern 
zur Folge hatten. Statistische Überprüfungen ergeben keine signifikanten Unterschiede zwischen den Städten des gleichen Landes.
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31. Es gibt geringe Unterschiede zwischen befragten Zuwanderern aus 
portugiesischsprachigen und aus nichtportugiesischsprachigen Ländern.

Die ICS-Ergebnisse wecken Bedenken hinsichtlich 
der vollständigen langfristigen Eingliederung 
ausländischer Bürger in mehreren Ländern. 
Zuwanderer, die nicht die Staatsangehörigkeit des 
Landes, in dem sie leben oder anderer EU-Länder 
haben, sind in der nationalen Politik weitgehend 
nicht präsent, sind nicht vor der Gefahr einer 
möglichen Ausweisung geschützt und in mehreren 
EU-Ländern von der Tätigkeit im öffentlichen Sektor, 
einigen Berufen und von den vollen sozialen 
Rechten ausgeschlossen. Abbildung 34 zeigt den 
Anteil der seit 20 oder mehr Jahren im Land 
ansässigen Zuwanderer aus Nicht-EU-Ländern, die 
die Staatsangehörigkeit erworben haben. Die 
Einbürgerungsquoten sind in den belgischen 
Städten bei den meisten seit langem Ansässigen 

und in Budapest und in den spanischen Städten, 
insbesondere bei den beiden Personengruppen mit 
erleichterten Zugangsbedingungen, sehr hoch. 
Diese Quote beträgt 64 % in den portugiesischen 
Städten,31 56 % in den französischen Städten und 
29 % in den italienischen Städten. Mögliche Gründe 
für diese niedrigen Zahlen werden von nicht 
eingebürgerten, seit langem niedergelassenen 
Ansässigen in fünf ICS-Ländern (außer Portugal und 
Spanien) gegeben. Ungefähr die Hälfte der seit 
langem Ansässigen erwirbt nicht die 
Staatsangehörigkeit, weil sie keinen Unterschied zu 
ihrem jetzigen Status erkennen kann oder das 
Verfahren als zu kompliziert erachtet (20-55 %). 

STA
ATSA

N
G

E H
Ö

RIG
K

EIT



80 /

Abbildung 35. Hatten Sie Probleme, als Sie den Antrag auf Staatsangehörigkeit gestellt haben?
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Anmerkung: Deutschland ist ausgenommen, weil die Bedingungen für die Zusammenstellung der Stichprobe eine Unterrepräsentation von eingebürgerten Zuwanderern 
zur Folge hatten. Statistische Überprüfungen zeigen, dass etwas weniger Probleme in Brüssel als in Antwerpen genannt wurden, insbesondere Probleme mit den 
Behörden oder den Anforderungen (für alle Unterschiede: p≤0,05). Der Anteil der „Weiß nicht“-Antworten war hoch (<22 %) in den belgischen Städten.
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Befragte Zuwanderer, die einen Einbürgerungs-
antrag gestellt hatten, nannten in den Städten in 
Frankreich, Portugal, Italien und Belgien, 
insbesondere in Antwerpen, am häufigsten 
Probleme mit den Auflagen oder der Umsetzung. 
Abbildung 35 zeigt, wie viele Personen ein oder 
mehrere Probleme mit dem Verfahren hatten. Die 
Art und Weise, wie die Behörden ihre Befugnisse 
ausübten, stellte das größte Problem in den Städten 
in Portugal (42 %), Frankreich und Italien (30 %) 
sowie in geringerem Umfang in Belgien (18 %) dar. 
In Portugal wurden die Behörden von Antragstellern 
aus nichtportugiesischsprachigen Ländern (30 %) 
positiver gesehen als von solchen aus 
portugiesischsprachigen Ländern (46 %). Die 

Beschaffung der notwendigen Dokumente wurde 
ebenfalls von jedem vierten Antragsteller in den 
portugiesischen Städten und von jedem fünften in 
den französischen, italienischen und belgischen 
Städten genannt. Die Personengruppen mit 
erleichterten Zugangsbedingungen in Ungarn und 
Spanien meldeten keine besonderen Probleme. 
Normale Antragsteller in den spanischen Städten 
hatten gelegentlich Probleme mit Dokumenten oder 
mussten ihre bisherige Staatsangehörigkeit 
aufgeben. Nicht-Muttersprachler in Ungarn berichteten 
von etwas mehr Problemen mit den Dokumenten, 
den Bedingungen, Ermessensent scheidungen und 
ihrer Kenntnis des Verfahrens.  
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Besser eingebunden         Bessere Bildung

Abbildung 36. Wahrgenommene Auswirkungen der Staatsangehörigkeit auf die Integration
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Anmerkung: Deutschland ist ausgenommen, weil die Bedingungen für die Zusammenstellung der Stichprobe eine Unterrepräsentation von eingebürgerten Zuwanderern zur Folge 
hatten. Statistische Überprüfungen zeigen etwas geringere wahrgenommene Auswirkungen der Staatsangehörigkeit auf die Beschäftigung und die Bildung in Brüssel als in den 
anderen belgischen Städten und etwas stärkere wahrgenommene Auswirkungen auf das Sich-Zuhause-Fühlen in Lüttich als in den anderen belgischen Städten und auf eine 
stärkere Integration ins tägliche Leben in Madrid als in Barcelona (für alle Unterschiede: p≤0,05). Der Anteil der „Weiß nicht“-Antworten war hoch (<23 %) in den belgischen 
Städten und Budapest und etwas erhöht (<8%)  in den französischen Städten und Mailand.

Hat etwas geholfen
Hat sehr geholfen
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32. Es ist nicht möglich, die Fragen zu den Auswirkungen von Staatsangehörigkeit, 
Daueraufenthalt und Familienzusammenführung auf die Integration zu 
vergleichen, weil bei zu wenigen der in den verschiedenen Ländern befragten 
Zuwanderer mehr als einer dieser bereiche relevant war. Allerdings gaben 
sowohl die Personen mit Daueraufenthaltsstatus wie die Eingebürgerten an, in 
welchem Maße sie mit verschiedenen Bereichen ihres Lebens zufrieden waren. 
Bei Personen, die 15 Jahre und länger im Land lebten, geben Zuwanderer, die 

die Staatsangehörigkeit erworben haben, einen etwas höheren Grad der 
Zufriedenheit mit ihrem Leben – insbesondere für die Bereiche Arbeit, Bildung, 
Wohnsituation und soziales Leben – an als Zuwanderer mit 
Daueraufenthaltsstatus. Dieses Muster betrifft größere Stichproben in 
Frankreich, Ungarn und Portugal sowie kleinere Stichproben in Belgien und 
Spanien.

PROBLEME UND ERFOLGE
Nach der Einbürgerung bemerken die Zuwan-
derer die Auswirkungen in ihrem eigenen Leben, 
bei ihrer Arbeit und häufig in ihrem lokalen 
Umfeld. Abbildung 36 zeigt, ob eingebürgerte 
Zuwanderer der Ansicht sind, dass ihnen die 
Staatsangehörigkeit in verschiedenen Bereichen 
etwas oder sehr geholfen hat.32

Vor allem fühlten sich die Zuwanderer durch die 
Staatsangehörigkeit laut einer Mehrheit in allen ICS-
Ländern, die von 53 % in Budapest bis zu 92 % in 
italienischen Städten geht, stärker zuhause. In den 
meisten Ländern sagte rund die Hälfte der 
Befragten, dass ihnen die Einbürgerung auf die eine 
oder andere Weise auf dem Arbeitsmarkt geholfen  

 
hat. Die wahrgenommenen Auswirkungen auf die 
Arbeitssituation waren am stärksten in den 
belgischen und französischen Städten. In den 
spanischen Städten war bei Zuwanderern aus 
Ländern ohne historische Verbindung die 
Wahrscheinlichkeit für die Aussage, dass die 
Staatsangehörigkeit ihnen bei ihrer Arbeitssituation 
geholfen habe, höher als bei Zuwanderern aus 
Ländern mit historischen Verbindungen zu Spanien. 
Etwa die Hälfte der Befragten in den belgischen, 
französischen und portugiesischen Städten waren 
der Meinung, dass es einfacher für sie war, mehr 
und bessere Bildung zu erhalten oder stärker ins 
alltägliche Leben vor Ort eingebunden zu sein. 
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Der Mehrwert des Immigrant  
Citizens Survey

Ziel der König-Baudouin-Stiftung, der Migration Policy 
Group und ihrer Partner war es herauszufinden, ob 
integrationspolitische Maßnahmen die Hoffnungen und 
Bedürfnisse von Zuwanderern in Europa erfüllen. Sie 
wollten außerdem prüfen, ob es mit Hilfe einer gezielten 
Umfrage, einem zu selten eingesetzten Instrument, 
möglich ist, die persönlichen Erfahrungen einer so 
vielfältigen und so schwer zu erreichenden Gruppe wie 
den Zuwanderern aus Nicht-EU-Ländern zu sammeln. 
Die Erhebung musste allerdings groß genug angelegt 
und repräsentativ genug sein, um eine Plattform für 
Zuwanderer schaffen zu können, die Informationen für 
politische Maßnahmen und Debatten auf kommunaler, 
nationaler und europäischer Ebene liefert.
Es mussten viel Zeit und viele Mittel investiert werden, 
um tausende Menschen auszuwählen, zu kontaktieren 
und ihnen dann, in vergleichbarer Weise in 
verschiedenen Städten und Ländern, eine Vielzahl von 
Fragen zu stellen. Die Partner waren in der Lage, 
gemeinsame Fragen zu definieren, die ihrer Meinung 
nach für politische Debatten, wissenschaftliche Literatur 
und Beratungen mit Migrantengemeinschaften relevant 
sind. Der Prozess selbst führte zu einem Transfer von 
Methoden zwischen den Ländern und einer 
einzigartigen Zusammenarbeit zwischen Wissen-
schaftlern, Meinungsforschungsinstituten und Akteuren 
der Zivilgesellschaft. Die Endergebnisse für die 
verschiedenen Städte und Länder können miteinander 
verglichen werden. Für mehrere Fragen ist auch der 
Vergleich zwischen den Antworten der Zuwanderer und 
denen der Mehrheitsbevölkerung möglich.
Die Ergebnisse des Immigrant Citizens Survey füllen 
verschiedene wichtige Lücken in der Integrations-
debatte. Die Beschäftigungsstatistiken hinter den 
meisten Integrationsindikatoren können besser 
interpretiert werden, wenn man sie zusammen damit 
betrachtet, wie die Zuwanderer selbst ihre 
Arbeitssituation wahrnehmen. Daten sind nicht nur in 
Bezug auf die politische und gesellschaftliche 
Partizipation der Zuwanderer verfügbar, sondern auch 
auf ihr potenzielles Interesse an der Partizipation. Die 
Angaben der Zuwanderer selbst zu ihren 
Sprachkenntnissen und –schwierigkeiten helfen dabei, 

das Bild der Vielsprachigkeit in Europa zu 
vervollständigen. Die Bedürfnisse und Erwartungen der 
Zuwanderer für ihre Familien bringen eine 
Integrationsperspektive in die öffentliche Debatten 
zurück, die beim Thema Familienzusammenführung 
häufig auf das Bild eines Zuwanderungsflusses fixiert 
sind. Die Erwartungen der Zuwanderer und ihre 
Erfahrungen mit unterschiedlichen Rechtsstellungen 
bestätigen die neueren Erkenntnisse in Bezug auf die 
Staatsangehörigkeitspolitiken und werfen neue Fragen 
für politische Maßnahmen in Bezug auf Dauer-
aufenthaltstitel auf. In allen diesen Bereichen der 
Integration können die politischen Akteure jenseits von 
Rhetorik die Zuwanderer besser als Menschen kennen-
lernen.

Wichtige Ergebnisse für  
integrationspolitische Maßnahmen

Politische Akteure erhalten die Möglichkeit, durch die 
Augen der Zuwanderer zu sehen, wie 
Integrationspolitiken umgesetzt und genutzt werden 
und wie sie das Leben der Menschen beeinflussen. Bei 
den befragten Zuwanderern in den meisten 
teilnehmenden Ländern spielt die rechtliche 
Integration eine wichtige Rolle für ihre breitere 
gesellschaftliche Integration. Familienzu sam men-
führung als Wahlmöglichkeit ist relevant für die relativ 
wenigen Zuwanderer der ersten Generation, die von 
ihren Partnern oder ihren Kindern getrennt sind. Die 
meisten dieser Familien, die voneinander getrennt 
waren, leben in den meisten teilnehmenden Ländern 
bereits wieder zusammen; eine Ausnahme bilden die 
neuen Einwanderungsländer Portugal und Spanien. Ein 
Daueraufenthaltstitel oder die Staatsangehörigkeit 
gehören zum Bild der meisten Zuwanderer von ihrer 
Niederlassung im Land und ihrer Integration. Zwischen 
65 und 79 % der befragten Zuwanderer in den meisten 
ICS-Ländern haben derzeit einen Daueraufent-
haltsstatus oder haben die Staatsan gehörigkeit, eine 
Ausnahme bilden Italien und Portugal.  

Auch wenn in diesen beiden neuen Einwanderungs-
ländern bisher noch wenige einen Antrag gestellt 
haben, so wissen doch die meisten Zuwanderer dort 
bereits, dass sie einen Daueraufenthaltstitel oder die 
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Schlussfolgerungen
Staatsangehörigkeit erhalten möchten. Die wenigen, 
die in den verschiedenen Ländern erklären, dass sie 
nicht an einem Daueraufenthaltstitel oder an der 
Staatsangehörigkeit interessiert sind, geben häufig an, 
dass sie entweder nicht im Land bleiben möchten 
oder dass sie keinen Unterschied zu ihrer aktuellen 
Rechtsstellung sehen. In ähnlicher Weise stellen viele 
Zuwanderer, die noch von ihrem Partner oder ihren 
Kindern getrennt leben, keinen Antrag auf eine 
Familienzusammenführung, weil sie nicht im Land 
bleiben möchten oder weil ihre Familie nicht 
nachkommen möchte. 
Allerdings halten die nationalen Politiken und Verfahren 
andere davon ab, einen Antrag zu stellen, und sind mit 
Schwierigkeiten für die Antragsteller verbunden. Die 
nationale Politik und die Umsetzung vor Ort spielen 
ebenfalls eine Rolle. Zuwanderer haben in den 
französischen, italienischen und portugiesischen 
Städten regelmäßig Probleme damit, wie die Behörden 
ihre Befugnisse handhaben, in den deutschen Städten 
mit den Einschränkungen für die doppelte 
Staatsangehörigkeit und in den deutschen und 
belgischen Städten mit den geforderten Dokumenten.  
Zuwanderer, die einen Daueraufenthaltstitel oder 
die Staatsangehörigkeit erhalten hatten, gaben an, 
dass dies einen Einfluss auf ihr Leben hatte. Es 
habe ihnen geholfen, sich mehr zuhause zu fühlen, ihre 
Beschäftigungsaussichten zu verbessern und in 
manchen Fällen, eine bessere Ausbildung zu erhalten 
oder sich stärker in der Gemeinschaft zu engagieren. 
Zuwanderer, die ihre Familien nachgeholt hatten, 
sagten ebenfalls, dass die Familienzusammenführung 
ihr Familienleben verbessert, ihr Zugehörigkeitsgefühl 
verstärkt und in manchen Fällen weitere Ergebnisse in 
Bezug auf die soziale Integration gehabt habe.

Im Vergleich dazu sind gezielte integrations-
politische Maßnahmen nur eine von vielen Faktoren 
in Bereichen der sozialen Integration wie 
Beschäftigung, Sprache und politische Partizipation. 
Die Probleme, mit denen Zuwanderer konfrontiert sind, 
und die Art und Weise, wie sie partizipieren, hängen in 
großem Maße von ihrem spezifischen nationalen 
und lokalen Kontext ab. Wie Menschen Arbeit finden, 
Sprachen lernen, eine Ausbildung machen oder am 
politischen Leben teilhaben ist von ihren persönlichen 
Eigenschaften, dem Handeln anderer, gesell-
schaftlichen Strukturen und allgemeinen politischen 
Maßnahmen abhängig. Die befragten Zuwanderer 
verwiesen manchmal auf persönliche Schwierigkeiten 
im Zusammenhang mit Sprachkenntnissen, begrenzter 

Zeit zum Lernen und der Vereinbarung von Arbeit und 
Familienleben. Sie kritisierten ebenfalls verschiedene 
strukturelle Probleme, die die soziale Integration 
zahlreicher Gruppen in der Gesellschaft behindern, wie 
die Schwierigkeit, einen Arbeitsvertrag oder einen 
unbefristeten Arbeitsvertrag zu erhalten. Änderungen 
können erforderlich sein, nicht nur, um diese 
strukturellen gesellschaftlichen Probleme zu lösen, 
sondern auch, um die Einstellungen und 
Vorgehensweisen der Gesellschaft insgesamt zu 
ändern. In den ICS-Ergebnissen finden sich Hinweise 
auf gut bekannte Probleme wie Diskriminierung auf 
dem Arbeitsmarkt, die Haltung von Arbeitgebern 
gegenüber ausländischen Qualifikationen und 
begrenztes Interesse an einer größeren ethnischen 
Vielfalt in der Politik.

Integrationspolitiker sollten den Einfluss ihrer 
spezifischen soziökonomischen und integrations-
politischen Maßnahmen für die Bestimmung von 
Integration nicht überschätzen. Lokale und nationale 
integrationspolitische Maßnahmen müssen als Teil eines 
Ganzen wirken. Gezielte politische Maßnahmen 
müssen an allgemeine politische Maßnahmen in 
Bereichen wie Beschäftigung, Sprache und Bildung 
oder Anti-Diskriminierung und Gleichberechtigung 
geknüpft werden. So zeigen die ICS-Ergebnisse 
beispielsweise ein beträchtliches Potenzial für 
Investitionen in breiter angelegte Integrationskurse, 
die Anerkennung von ausländischen Qualifikationen 
und Maßnahmen für die politische Partizipation.

Nutzen für künftige Analysen: Maß-
nahmen, Ergebnisse  
und Zufriedenheit

Die öffentlich zugänglichen ICS-Ergebnisse bieten eine 
einzigartige Gelegenheit, die verschiedenen 
persönlichen, gesellschaftlichen und maßnahmen-
spezifischen Faktoren hinter den Integrations-
erfahrungen der Zuwanderer zu analysieren. Die 
wichtigsten Ergebnisse sind auf www.immigrantsurvey.
org zugänglich. Forscher können die SPSS-Datenbank 
nutzen. In einer einfachen beschreibenden Analyse 
können die Ergebnisse nach Gruppen (z. B. Frauen) 
aufgeschlüsselt werden, während in einer Regressions-
analyse festgestellt werden kann, ob die berichteten 
Unterschiede statistisch mit spezifischen Faktoren 
verbunden sind (wie Geschlecht, Alter, Ausbildung, 
sozioökonomischer Status usw.). Es können Vergleiche 
zwischen dem Immigrant Citizens Survey und 



Abbildung 37. Zufriedenheit mit dem Leben bei Zuwanderern und der Gesamtbevölkerung... 
Vergleich zwischen der Immigrant Citizens Survey (ICS) 2011 und der Europäischen Erhebung zur Lebensqualität (EQLS) 2007
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Anmerkung: Der Anteil der „Weiß nicht“-Antworten war hoch für „berufliche Tätigkeit“ in Brüssel (6,5 %).
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politikbezogenen Datensammlungen wie dem MIPEX 
angestellt werden. In Politik-Evaluationen können die 
wahrgenommenen Wirkungen aktueller Politiken und 
einiger in der Vergangenheit vorgenommener 
Veränderungen (wie die Staatsangehörigkeitsreformen in 
Belgien und Portugal oder obligatorische 
Integrationskurse in Frankreich, Deutschland oder in der 
belgischen Region Flandern) ausgewertet werden. Es 
können auch Vergleiche zwischen dem Immigrant 
Citizens Survey und Integrationsindikatoren wie den 
Saragossa-Indikatoren gezogen werden. Diese 
Untersuchungen können ein umfassenderes Bild davon 

vermitteln, wie der Integrationsprozess objektiv und 
subjektiv erfahren wird. So können sich zum Beispiel 
mehr Zuwanderer als überqualifiziert für ihren Job 
ansehen als in Eurostat aufgrund ihrer Beschäftigung 
und ihres Ausbildungs niveaus als solche eingeordnet 
werden.
Weitere Vergleiche können zwischen Integrations-
ergebnissen und der Zufriedenheit von Zuwanderern 
mit ihrem Leben gezogen werden. Integration ist mehr 
als Statistik, deshalb hat sich der Immigrant Citizens 
Survey von Indikatoren für das Wohlbefinden wie dem 
neuen „Better Your Life“-Index der OECD inspirieren 



10.0
9.5
9.0
8.5
8.0
7.5
7.0
6.5
6.0
5.5
5.0

EQLS 2007
(n≥1457; für berufl. Tätigkeit n=830)

ITALIEN
(MAE, NEA)

ICS 2011

10.0
9.5
9.0
8.5
8.0
7.5
7.0
6.5
6.0
5.5
5.0

EQLS 2007
(n≥989; für berufl. Tätigkeit n=512)

PORTUGAL
(FAR, LIS, SET)

ICS 2011
(n≥1223; für berufl. Tätigkeit n=849)

10.0
9.5
9.0
8.5
8.0
7.5
7.0
6.5
6.0
5.5
5.0

EQLS 2007
(n≥1005; für berufl. Tätigkeit n=473)

SPANIEN
(BAR, MAD)

ICS 2011
(n≥984; für berufl. Tätigkeit n=765)

Ih
re

m
 d

er
ze

iti
ge

n
Le

be
n

Ih
re

m
 d

er
ze

iti
ge

n
Au

sb
ild

un
gs

-/
Bi

ld
un

gs
ni

ve
au

Ih
re

r d
er

ze
iti

ge
n

be
ru

fli
ch

en
 T

ät
ig

ke
it

Ih
re

r W
oh

nu
ng

/
Ih

re
m

 H
au

s

Ih
re

m
Fa

m
ilie

nl
eb

en
Ih

re
r G

es
un

dh
ei

t
Ih

re
m

 S
oz

ia
lle

be
n

Ih
re

m
 d

er
ze

iti
ge

n
Le

be
n

Ih
re

m
 d

er
ze

iti
ge

n
Au

sb
ild

un
gs

-/
Bi

ld
un

gs
ni

ve
au

Ih
re

r d
er

ze
iti

ge
n

be
ru

fli
ch

en
 T

ät
ig

ke
it

Ih
re

r W
oh

nu
ng

/
Ih

re
m

 H
au

s

Ih
re

m
Fa

m
ilie

nl
eb

en
Ih

re
r G

es
un

dh
ei

t
Ih

re
m

 S
oz

ia
lle

be
n

Ih
re

m
 d

er
ze

iti
ge

n
Le

be
n

Ih
re

m
 d

er
ze

iti
ge

n
Au

sb
ild

un
gs

-/
Bi

ld
un

gs
ni

ve
au

Ih
re

r d
er

ze
iti

ge
n

be
ru

fli
ch

en
 T

ät
ig

ke
it

Ih
re

r W
oh

nu
ng

/
Ih

re
m

 H
au

s

Ih
re

m
Fa

m
ilie

nl
eb

en
Ih

re
r G

es
un

dh
ei

t
Ih

re
m

 S
oz

ia
lle

be
n

(Maeland n≥395;
für berufl. Tätigkeit n=295)

(Neapel n≥397;
für berufl. Tätigkeit n=308)

/ 87

lassen. Ausgehend von Fragen des European Quality of 
Life Survey 2007 gaben die befragten Zuwanderer auf 
einer Skala von 0 bis 10 an, wie zufrieden sie zum 
Befragungszeitpunkt mit ihrer Ausbildung, ihrem 
Arbeitsplatz, ihrer Wohnsituation, ihrem Familienleben, 
ihrer Gesundheit und ihrem Sozialleben waren. Aus 
einem Vergleich der Daten der EQLS 2007 und der ICS 
2011 geht, wie Abbildung 37 zeigt, hervor, dass die 
befragten Zuwanderer im Allgemeinen ebenso 
zufrieden mit ihrem Leben sind wie die meisten 
Menschen in dem Land, in dem sie leben. Im 
Durchschnitt sind sie positiver in Bezug auf ihre 
Gesundheit als die durchschnittlichen Einwohner des 
betreffenden Landes. Im Allgemeinen sind sie weniger 

zufrieden mit ihrem Arbeitsplatz, ihrer Ausbildung 
und ihrer Wohnsituation in den Städten in Belgien, 
Frankreich und Deutschland als die durchschnittlichen 
Einwohner dieser Länder. Auf der anderen Seite sind die 
befragten Zuwanderer in Ungarn, Portugal und Spanien 
generell positiver in Bezug auf die meisten 
Lebensbereiche als der Durchschnitt.
Zuwanderer, die bestimmte Maßnahmen oder Verfahren 
in Anspruch nehmen, können sich in einem dazu in 
Beziehung stehenden Bereich ihres Lebens mehr oder 
weniger zufrieden fühlen. So wurde zum Beispiel im 
Kapitel zur Familienzusammenführung beobachtet, wie 
Menschen mit unterschiedlichen Bedürfnissen und 
Erfahrungen in Bezug auf die Familienzusammenführung 
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einen unterschiedlichen Grad der Zufriedenheit mit ihrem 
Familienleben angaben. Die gleiche Analyse kann für die 
Anerkennung von Qualifikationen, Sprachkurse, Aus- und 
Fortbildung, die Staatsangehörigkeit usw. gemacht 
werden. Es könnte sich als ebenso nützlich erweisen, die 
Zufriedenheit zusammen mit Indikatoren zu politischen 
Maßnahmen und Ergebnissen zu verfolgen, um besser 
die Entscheidungen, Probleme und die Auswirkungen 
von politischen Maßnahmen auf Zuwanderer zu 
verstehen und einzuschätzen.

Nutzen für künftige Debatten  
und Erhebungen

Akteure aus Regierungs- und Nicht-Regierungskreisen 
sollten den Immigrant Citizens Survey als Datenbank 
und als Beispiel nutzen. Sie können mit Zuwanderern 
und ihren Organisationen über die ICS-Ergebnisse 
diskutieren und auf umfassenderen Informationen 
beruhende, wirksamere Maßnahmen empfehlen. 
Außerdem können politische Akteure die Öffentlichkeit 
besser über Integration informieren. Die Ergebnisse 
stellen eine Gelegenheit dar, mehr über Zuwanderer als 
Menschen zu sprechen, die mit Realitäten und 
Entscheidungen konfrontiert sind, die nicht sehr weit 
vom Leben der meisten Menschen entfernt sind.
Politische Akteure, die ihre eigenen Erhebungen 
entwickeln möchten, sollten eine Reihe von Optionen 
überprüfen. Für alle Optionen müssen politische 
Entscheidungsträger die Verfügbarkeit von nach 
Geburtsland und Land der Staatsangehörigkeit 
aufgeschlüsselten Bevölkerungsdaten sowie die 
Zugänglichkeit zu diesen Daten für Forscher 
verbessern. Außerdem müssen mehr Forschungs- und 
Meinungsforschungsinstitute Erfahrungen mit der 
Befragung von Zuwanderern sammeln und über einen 
vielfältigen Interviewerpool verfügen. Vertiefte, 
qualitative Erhebungen sind am besten geeignet, um 
neue Bereiche oder die Verbindungen zwischen 
verschiedenen Bereichen und Faktoren zu untersuchen. 
Allgemeine, quantitative Erhebungen mit großen 
Zuwanderer-Stichproben sind möglicherweise die 
kosteneffizienteste Option, um die wirtschaftliche, 

soziale oder politische Partizipation zu erfassen. 
Zuwanderer können dann mit ähnlichen Gruppen in der 
allgemeinen Bevölkerung verglichen werden und 
ebenso tiefgehend verstanden werden. Um Zuwan-
derer einzubeziehen, werden allgemeine Erhebungen 
Mittel für zusätzliche Stichproben, sprachliche 
Hilfsmittel und Maßnahmen benötigen, um die 
traditionell niedrigen Antwortquoten bei Zuwanderern 
zu erhöhen. Außerdem sollten allgemeine Erhebungen 
unzureichend untersuchte Themen – wie Sprachen 
oder der Zugang zu Leistungen für die Daseinsfürsorge 
– besser behandeln, da sie für alle Menschen in einem 
immer vielfältigeren Europa relevant sind.

Gezielte quantitative Erhebungen sind am nützlichsten, 
um spezifische Zuwanderungs- und Integrationsfragen 
zu verstehen. Im Rahmen von Längsschnitterhebungen 
(auch als Panelbefragungen bekannt) wurden wertvolle 
Langzeitdaten über den Integrationsprozess in Ländern 
wie Australien, Kanada, Israel, Neuseeland und derzeit 
Frankreich gesammelt. Erhebungen bei ausländischen 
oder im Ausland geborenen Personen sollten sich auf 
Politiken oder Probleme konzentrieren, die beinahe alle 
Befragten betreffen können oder werden (z. B. das 
Familienleben), so dass fast alle auf die Fragen 
antworten können. Falls notwendig, kann die Erhebung 
die Antworten von Zuwanderern und der 
Mehrheitsbevölkerung entweder durch die Verwendung 
von Fragen aus allgemeinen Erhebungen oder durch 
die Befragung einer zusätzlichen „Kontrollgruppe“ von 
Nicht-Zuwanderern miteinander vergleichen. Erhe-
bungen zu spezifischen politischen Maßnahmen (z. B. 
Familienzusammenführung) sollten sich auf die 
Personen konzentrieren, die von diesen Maßnahmen 
betroffen sind, waren oder sein könnten. Die 
Hauptherausforderung wird darin bestehen, diesen 
spezifischen Personenkreis über verfügbare 
Datenquellen und Dienste zu identifizieren und den 
Kontakt zu ihnen herzustellen. Diese spezifischen 
Erhebungen können beispielsweise als Teil einer 
vorausschauenden oder rückschauenden Wirkungs-
prüfung im Zusammenhang mit einer Änderung der 
Politik durchgeführt werden.
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